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4 Zusammenfassung
Zusammenfassung
Die Bundesregierung sieht die Stabilisierung der Fach-
kräftebasis als eine zentrale Herausforderung für die 
kommenden Jahre an und nimmt in ihrer Fachkräf-
testrategie sowohl inländische als auch europäische 
und drittstaatsangehörige Fachkräfte in den Blick. 
Nach der Einschätzung vieler Expertinnen und Exper-
ten auf dem Gebiet der Arbeitsmarktanalyse besteht 
zwar derzeit noch kein grundlegender sowie flächen-
deckender Fachkräftemangel in Deutschland, in vielen 
Arbeitsmarktbereichen und Regionen kommt es je-
doch bereits zu Engpässen. Prognosemodelle zeigen, 
dass die Folgen der demografischen Entwicklung nicht 
alleine durch eine Erhöhung der inländischen Erwerbs-
beteiligung aufgehalten werden können.
Die rechtlichen Grundlagen zur Erwerbsmigration ent-
wickelten sich in den letzten Jahren sehr zugunsten 
von akademischen Fachkräften. Mit der Reform der 
Beschäftigungsverordnung und der Einführung der 
Positivliste 2013 wurde ein erster Schritt zur Öffnung 
des deutschen Arbeitsmarktes auch für nicht-akade-
mische Fachkräfte unternommen. Mit dem Fachkräf-
teeinwanderungsgesetz, das zum 1. März 2020 in Kraft 
tritt, folgt nun eine allgemeine Neuausrichtung der 
deutschen Erwerbsmigrationspolitik und damit ein-
hergehend eine weitere Verbesserung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen für nicht-akademische Fach-
kräfte.
Vor diesem Hintergrund legt das Forschungszentrum 
des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge mit der 
Studie ‚Ausländische nicht-akademische Fachkräfte 
auf dem deutschen Arbeitsmarkt‘ eine Analyse der 
Ausgangslage vor Inkrafttreten des Fachkräfteeinwan-
derungsgesetzes vor. Sie bietet eine Grundlage für eine 
spätere Betrachtung von Umsetzung und Wirkungs-
weise des Gesetzes.
Die Studie zeigt, wie sich die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen der Erwerbsmigration in den letzten Jahren 
geändert haben und welche Auswirkungen durch die 
neue Gesetzgebung bevorstehen. Auf Basis von Litera-
turanalysen sowie Sonderauswertungen der Daten der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) und des Ausländerzent-
ralregisters (AZR) betrachtet sie außerdem im Einzel-
nen,
   welcher Bedarf an nicht-akademischen Fachkräften 
derzeit bereits besteht und welche Entwicklung für 
die nächsten Jahre prognostiziert wird,
   wie sich die Beschäftigung von ausländischen 
nicht-akademischen Fachkräften entwickelt hat 
und welche Auswirkungen die Reform der Beschäf-
tigungsverordnung im Jahr 2013 darauf hatte sowie
   inwiefern der Fachkräftemangel durch Ausbildung 
ausländischer Personen in Deutschland gemindert 
werden könnte.
Die wichtigsten Ergebnisse der Studie 
im Überblick:
Zur Lage auf dem Arbeitsmarkt
   Beschäftigte auf Fachkraft- und Spezialistenni-
veau (d. h. weitestgehend nicht-akademische Fach-
kräfte) stellten laut Statistik der BA in 2018 über 
die Hälfte der ausländischen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten in Deutschland. Ihre Anzahl 
ist seit 2013 deutlich auf 1,9 Mio. Personen gestie-
gen. Dabei bestehen jedoch häufig sehr große Un-
terschiede zwischen dem Anforderungsniveau der 
besetzten Stellen und der tatsächlichen Berufsqua-
lifikation.
   Während die Beschäftigung von Ausländerin-
nen und Ausländern – gemessen an der Bevöl-
kerungszahl – in den süd- bzw. westdeutschen 
Bundesländern generell einen hohen Anteil am Ar-
beitsmarkt einnimmt, ist insbesondere die Beschäf-
tigung nicht-akademischer Fachkräfte (in Relation 
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zu nicht-qualifizierter oder akademischer auslän-
discher Beschäftigung) in einigen Gebieten Ost-
deutschlands stärker von Bedeutung.
   Bezogen auf die Staatsangehörigkeit stellten tür-
kische Beschäftigte mit 15,9 % aller ausländischen 
nicht-akademischen Fachkräfte die größte Gruppe 
dar. In den letzten Jahren nahm jedoch die Be-
schäftigung von Personen aus den osteuropäischen 
EU-Ländern und vor allem auch aus den quantita-
tiv bedeutendsten Asylherkunftsstaaten zu.
   Mit 33,7 % lag der Frauenanteil unter den auslän-
dischen nicht-akademischen Fachkräften deutlich 
unter dem der deutschen Fachkräfte (48,4 %), was 
sogar einen geringen Rückgang im Vergleich zu 
2013 darstellt.
   Nur etwa 10 % der nicht-akademischen Fachkräfte 
waren in einer Berufsgattung tätig, die in den ver-
gangenen Jahren zumindest einmal auf der Posi-
tivliste der BA stand und damit generell zugänglich 
für nicht-akademische Erwerbsmigration aus Dritt-
staaten war. Nichtsdestotrotz weisen diese Berufs-
gattungen, die besonders von Fachkräfteengpässen 
betroffen sind, über alle Jahre hinweg eine höhere 
Steigerungsrate der Beschäftigung auf als die üb-
rigen Berufsgattungen. Absolut gesehen handelt 
es sich seit 2013 jedoch lediglich um ein Plus von 
90.000 Personen, wobei hier auch EU-Staatsange-
hörige quantitativ bedeutsam sind.
   Dementsprechend erscheinen für eine signifikante 
Steigerung der ausländischen nicht-akademischen 
Beschäftigung aus Drittstaaten weitere rechtliche 
Erleichterungen, wie sie auch im Fachkräfteein-
wanderungsgesetz enthalten sind, von großer Be-
deutung.
Zum Stand der Erwerbsmigration
   Nach Daten des AZR ist Deutschland in den letz-
ten Jahren zunehmend Ziel sowohl akademischer 
als auch nicht-akademischer Erwerbsmigration aus 
Drittstaaten geworden. Zwischen 2013 und 2018 
ist diese Form der Zuwanderung um rund 60 % ge-
stiegen. Dies zeigt die Attraktivität von Deutsch-
land als Zielland für gut Qualifizierte. Die Zahl der 
Personen mit einem Aufenthaltstitel für eine Tä-
tigkeit ohne Qualifikationsvoraussetzungen (§ 18 
Abs. 3 AufenthG) ist allerdings im selben Zeitraum 
ebenfalls gewachsen.
   Im Jahr 2018 kamen die meisten Personen mit dem 
zentralen Aufenthaltstitel für nicht-akademische 
Fachkräfte (§ 18 Abs. 4 AufenthG) aus Serbien, Bos-
nien und Herzegowina und den Vereinigten Staa-
ten. Dies lässt einen zentralen Einfluss der soge-
nannten Westbalkan-Regelung vermuten.
   Das Durchschnittsalter der Fachkräfte, die im Jahr 
2018 zuwanderten, lag bei 35,3 Jahren. Frauen 
waren dabei im Durchschnitt etwas jünger. Der 
Frauenanteil lag bei unter einem Viertel.
   Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel 
nach § 18 Abs. 4 AufenthG stellten etwas mehr als 
ein Drittel aller Personen im Kontext der Erwerbs-
migration dar. Nur rund 5 % lebten 2018 in den 
ostdeutschen Bundesländern (ohne Berlin).
   Die Mehrheit dieser Personengruppe kam als Neu-
zuwandernde (34,9 %) bzw. hatte zuvor schon die-
sen Aufenthaltstitel (Titelverlängerungen, 48,1 %). 
17,0 % hatten zuvor einen anderen Titel inne, z. B. 
zum Studium oder zur Arbeitsplatzsuche nach dem 
Studium.
   Die Anzahl der Kreise bzw. kreisfreien Städte, in 
denen mehr als 50 ausländische Fachkräfte lebten, 
hat zwischen 2013 und 2018 deutlich zugenom-
men. Insbesondere in den süd- und westdeutschen 
Bundesländern, aber auch in den großen Städten 
hat sich ihre Zahl erhöht. Der Zuwachs war dabei 
prozentual gesehen in sehr bzw. eher ländlichen 
Gebieten überdurchschnittlich höher als in den 
städtischen Gebieten, in denen aber weiterhin die 
Mehrheit der nicht-akademischen Fachkräfte aus 
Drittstaaten lebt. Auch aktuell werden Aufenthalts-
titel an Fachkräfte vor allem in Ausländerbehörden 
großer Städte in Westdeutschland erteilt.
Zur Ausbildung ausländischer Fachkräfte im Inland
   Ungefähr jeder zehnte sozialversicherungspflich-
tig beschäftigte Auszubildende in Deutschland 
besaß laut BA-Statistik Ende 2018 ausschließlich 
eine ausländische Staatsangehörigkeit. Als Her-
kunftsländer nehmen vor allem die Türkei (17,9 %) 
und die anderen EU-Staaten (24,3 %) eine wich-
tige Rolle ein. Den höchsten Zuwachs im Vergleich 
zum Vorjahr verzeichnen jedoch Drittstaatsangehö-
rige und hier insbesondere Personen aus den acht 
wichtigsten Asylherkunftsländern (+55,5 %).
   Neben der Erweiterung bereits bestehender Mög-
lichkeiten zur Bildungsmigration im Rahmen des 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes wurden zum 
Januar 2020 mit der Ausbildungsduldung auch die 
Aufenthaltsoptionen für geduldete Personen re-
6formiert, die in Deutschland eine Berufsausbildung 
beginnen.
   Anerkannte Geflüchtete können langfristig durch 
Aus- und Weiterbildung, die auch gezielt in Beru-
fen mit zu erwartendem Fachkräftemangel erfol-
gen kann, zur Senkung von Fachkräfteengpässen 
beitragen. Studien zeigen, dass viele Geflüchtete 
eine hohe Bereitschaft haben, dazuzulernen, eine 
Ausbildung oder ein Studium zu beginnen und am 
Erwerbsleben teilzuhaben. Allerdings benötigt dies 
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11Einleitung
In der Diskussion um Zuwanderung im Allgemeinen 
und Erwerbsmigration im Speziellen wird oftmals auf 
den in Deutschland herrschenden Mangel an qualifi-
zierten Arbeitskräften Bezug genommen. Während ein 
ungedeckter Bedarf an Fachkräften in verschiedenen 
Berufsbereichen und Regionen weitestgehend unum-
stritten ist, liegen zu dessen genauem Umfang sowie 
der prognostizierten zukünftigen Entwicklung unter-
schiedliche Erkenntnisse vor. Auch die Entschärfung 
dieser Mangelsituation durch eine verstärkte Zuwan-
derung aus dem Ausland ist ein kontrovers diskutiertes 
Thema. Speziell im Bereich der naturwissenschaftli-
chen und technischen Berufe steht dabei die Migration 
von akademisch ausgebildeten Personen im Fokus. 
Jedoch besteht in vielen Wirtschaftsbereichen gerade 
in solchen Berufen ein hoher Bedarf an qualifiziertem 
Personal, in denen kein Studium, sondern eine qualifi-
zierte Berufsausbildung die Grundlage für die Beschäf-
tigung darstellt. Handwerks-, Pflege- und einige tech-
nische Berufe stellen hier die Felder dar, in denen ein 
Mangel aktuell am deutlichsten wahrgenommen wird.
Die Bundesregierung hat in ihrer Fachkräftestrategie 
von 2011 qualifizierte Zuwanderung von Fachkräften 
aus dem Ausland als einen Lösungsweg für Beschäfti-
gungsbereiche ausgemacht, in denen das inländische 
Arbeitsangebot mittelfristig nicht ausreicht. Neben der 
Zuwanderung aus der Europäischen Union (EU) stan-
den aber auch hier zunächst Akademikerinnen und 
Akademiker aus Drittstaaten im Vordergrund. Durch 
die Einführung der Blauen Karte EU in 2012 wurden 
für diese Zielgruppe (mit hinreichend hohem Einkom-
men, siehe Kapitel 4) bereits attraktive Zugangswege 
auf den deutschen Arbeitsmarkt geschaffen. Nicht-
akademischen Fachkräften aus Drittstaaten dagegen 
wurde durch die Einführung der sogenannten Positiv-
liste1 der Bundesagentur für Arbeit (BA) ein Jahr später 
lediglich die Einreise für die Ausübung spezieller Be-
rufe, in denen ein besonderer Mangel beobachtet wird, 
erleichtert. Mit der Westbalkanregelung 2016 wurde 
zum ersten Mal auch abseits der hochqualifizier-
ten Zuwanderung eine breitere Erwerbsmigration aus 
Drittstaaten ermöglicht. Durch das Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz wird schließlich der Weg für eine allge-
meine Fachkräftezuwanderung geöffnet, welche expli-
zit auch Personen mit Berufsausbildung einschließt.
Mit der vorliegenden Studie nimmt das Forschungs-
zentrum des Bundesamts für Migration und Flücht-
linge (BAMF) eine Betrachtung der Situation bis ein-
schließlich 2018 vor und fokussiert dabei auf die 
nicht-akademischen Fachkräfte. Die Ergebnisse zeigen, 
wie sich die Struktur der ausländischen Beschäftigung 
in bestimmten Berufen entwickelt hat und wie sich die 
Zuwanderung von Fachkräften aus Drittstaaten bislang 
gestaltete. Nach dem Inkrafttreten des Fachkräfteein-
wanderungsgesetzes zum 1. März 2020 können dann 
im Laufe der nächsten Jahre weitere Analysen ver-
deutlichen, in welchen Bereichen der Erwerbsmigra-
tion sich in der Praxis tatsächlich Änderungen ergeben 
haben.
Die Studie ist wie folgt aufgebaut: In den Kapiteln 2 
und 3 werden die bereits vorliegenden Erkenntnisse 
zur Thematik ‚Fachkräftemangel‘ und ‚Fachkräftebe-
darf‘ in Deutschland gebündelt. Dies umfasst sowohl 
allgemeine Studien zur Fachkräftesituation als auch 
eine konkrete Bezifferung des aktuellen und zukünf-
tigen Bedarfs. Dafür werden Prognosen aus verschie-
denen Quellen vorgestellt und miteinander verglichen. 
Auch wird hier speziell auf den Umfang der Zuwande-
rung aus dem Ausland eingegangen, der nach Auffas-
1 Siehe dazu ausführlich Kapitel 4.2.3.
Einleitung1
12 Einleitung
sung von Expertinnen und Experten nötig ist, gege-
bene Entwicklungen in Demografie und Arbeitsmarkt 
abzuschwächen bzw. aufzuhalten. Aus den aufgezeig-
ten Bedarfen wird letztendlich deutlich, warum spe-
ziell eine Steigerung der Fachkräftezuwanderung aus 
Drittstaaten im Interesse des deutschen Arbeitsmark-
tes und der Wirtschaft ist.
In Kapitel 4 folgt eine Darstellung der wichtigsten 
rechtlichen Regelungen der Erwerbsmigration von 
Personen aus dem Ausland nach Deutschland. Auf-
grund geltender Freizügigkeitsbestimmungen für 
EU-Staatsangehörige wird hierbei insbesondere auf 
Drittstaatsangehörige eingegangen, bei denen durch 
rechtliche Änderungen eine gewisse Steuerung der 
Erwerbsmigration möglich ist. Weiterhin werden die 
wichtigsten rechtlichen Änderungen aufgezeigt, die 
sich durch das Fachkräfteeinwanderungsgesetz erge-
ben.
Die konkrete Entwicklung der Arbeitsmarktintegration 
ausländischer nicht-akademischer Fachkräfte wird da-
rauffolgend in Kapitel 5 analysiert. Zuerst wird hierzu 
die Beschäftigungsstatistik der BA betrachtet, welche 
die Gesamtheit der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung von ausländischen Personen in Deutsch-
land abbildet. Dabei können anhand der verschiedenen 
Anforderungsniveaus der einzelnen Stellen (‚Helfer‘, 
‚Fachkraft‘, ‚Spezialist‘, ‚Experte‘)2 Aussagen über die 
Zusammensetzung und Veränderung der Beschäfti-
gung nicht-akademischer Fachkräfte getätigt werden. 
Speziell wird dabei auch auf die Stellen eingegangen, 
welche permanent oder zu einzelnen Zeitpunkten auf 
der Positivliste der BA standen und in den letzten Jah-
ren somit den zentralen Zugangsweg für nicht-akade-
mische Fachkräfte aus Drittstaaten bildeten.
Auf Basis von Auswertungen aus dem Ausländerzen-
tralregister (AZR) wird anschließend ein spezieller 
Fokus auf diese Gruppe gelegt, indem die Entwicklung 
der Zuwanderung nach § 18 Abs. 4 Aufenthaltsgesetz 
(AufenthG) betrachtet wird, welcher die aufenthalts-
rechtliche Grundlage für die Zuwanderung anhand der 
Positivliste darstellt. Dabei können sowohl Entwick-
lungen in der Höhe der Zuwanderung selbst, als auch 
in der Struktur derselben – anhand von Staatsange-
2 Diese Studie versucht so weit als möglich geschlechtsneutrale 
Formulierungen zu verwenden bzw. beide Geschlechter zu nen-
nen. Bei den hier genannten Anforderungsniveaus beruflicher 
Tätigkeiten handelt es sich jedoch um spezielle Terminologien 
der Bundesagentur für Arbeit (Helfer, Fachkraft, Spezialist, 
Experte), welche übernommen werden, um ein korrektes Ver-
ständnis der Sachverhalte zu gewährleisten. Ebenso werden 
Begriffe, die in Gesetzestexten, in gebräuchlichen Begriffen wie 
‚Arbeitnehmerfreizügigkeit‘ oder als Teil von Eigennamen nur in 
der männlichen Form auftauchen, so belassen.
hörigkeit, Alter und regionaler Verteilung – analysiert 
werden.
Kapitel 6 beleuchtet zuletzt auch die Möglichkeiten, 
ausländische Personen in Deutschland zu nicht-aka-
demischen Fachkräften auszubilden. Dabei werden 
aufgrund der gegebenen Aktualität besonders Rege-
lungen im Rahmen der Ausbildungsduldung für ge-
flüchtete Personen dargestellt, welche ebenfalls im 
Rahmen des Migrationspakets der Bundesregierung 
eine Erweiterung erfahren.
In einem abschließenden Fazit werden schließlich 
die wichtigsten Erkenntnisse zusammengefasst und 
Schlussfolgerungen gezogen.
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Grundlegende Erkenntnisse 
zum Fachkräftebedarf in 
Deutschland und Strategien 
der Bundesregierung2
In den letzten Jahren war das Thema ‚Fachkräfte-
mangel‘ Inhalt zahlreicher Analysen und Veröffent-
lichungen. Nicht nur vor dem Hintergrund des de-
mografischen Wandels, sondern auch angesichts der 
zunehmenden Digitalisierung wurde der Bedarf an 
Fachkräften diskutiert (zunächst vorrangig im akade-
mischen, inzwischen auch verstärkt im nicht-akade-
mischen Bereich). Beide Faktoren tragen zum Fach-
kräftemangel in Deutschland bei, der durch die gute 
wirtschaftliche Lage der vergangenen Jahre noch zu-
sätzlich verstärkt wurde. Die Arbeitslosigkeit ist derzeit 
gering und in vielen Regionen herrscht Vollbeschäf-
tigung, so dass vielerorts Betriebe Schwierigkeiten 
haben, qualifizierte Fachkräfte zu finden (siehe z. B. 
Deutscher Bundestag 2018a).
In diesem Kapitel werden ein Überblick über den Dis-
kussionsstand gegeben sowie Maßnahmen der Bun-
desregierung im Rahmen des Fachkräftekonzeptes 
dargestellt. Die für die Ermittlung des aktuellen und 
zukünftigen Fachkräftebedarfs bedeutenden Daten-
quellen sowie konkrete Prognosen und Modelle wer-
den in Kapitel 3 betrachtet. Die Bestandsaufnahme 
fokussiert sich aufgrund der Zielsetzung der Studie 
auf die Situation in Deutschland. Ähnliche Entwicklun-
gen können jedoch bereits seit mehreren Jahren in den 
meisten Industrienationen beobachtet werden, die 
sich in einem zunehmenden Wettbewerb um hoch-
qualifizierte Zuwandernde befinden (siehe z. B. Hum-
pert 2015; Vollmer 2015; European Commission 2015; 
OECD 2018; OECD/Bertelsmann 2019).
Die Bundesregierung sieht die Sicherung und Stabili-
sierung der Fachkräftebasis als eine zentrale Heraus-
forderung für die kommenden Jahre (BMAS 2017). Mit 
dem im Jahr 2011 verabschiedeten Konzept zur Fach-
kräftesicherung (BMAS 2011) wurde ein Grundstein 
gelegt, in dem fünf ‚Sicherungspfade‘ definiert wurden, 
die in den darauffolgenden Jahren begangen werden 
sollten. Für diesen Bericht ist der fünfte Pfad beson-
ders relevant.
Die fünf Sicherungspfade sind:
1. Aktivierung und Beschäftigungssicherung 
durch längere Beschäftigung von älteren Perso-
nen, Aktivierung und Integration von Arbeits-
losen und Erhöhung der Erwerbstätigenquote 
von Frauen.
2. Bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
zur Erhöhung der Erwerbstätigenquote von 
Müttern und des Anteils von Frauen in Füh-
rungspositionen durch bessere Angebote zur 
Kinderbetreuung und für Alleinerziehende 
sowie Angebote zur Weiterbildung.
3. Bildungschancen für alle von Anfang an 
für alle Kinder und Jugendliche, beginnend bei 
der frühkindlichen Bildung in Kitas über die 
Förderung von Schulabgängerinnen und Schul-
abgängern ohne Abschluss (z. B. Möglichkeiten 
für nachträglichen Erwerb eines Abschlusses) 
bis hin zu Sach- und Dienstleitungen für unter-
stützungsbedürftige Kinder.
4. Qualifizierung: Aus- und Weiterbildung 
durch Senkung der Ausbildungsabbruchsquote, 
Weiterbildung in Unternehmen, Berufsbera-
tung, Schaffung von mehr Studienplätzen und 
Erhöhung des Anteils von Frauen in MINT3-Stu-
diengängen und entsprechenden Berufen.
3 Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik.
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5. Integration und qualifizierte Zuwanderung 
durch Förderung der qualifizierten EU-Er-
werbsmigration, Erleichterungen bei der Zu-
wanderung von qualifizierten Drittstaatsange-
hörigen, verbesserte Anerkennungsverfahren, 
bessere Informationen für Zuwandernde, Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgeber, berufsbezo-
gene Sprachförderung, aktive Arbeitsmarktpoli-
tik und Förderprogramme.
Dabei gilt: „Die Nutzung und Förderung inländischer 
Potenziale hat Vorrang in der Fachkräftesicherungs-
politik, wird aber mit Blick auf die Folgen des demo-
grafischen Wandels nicht ausreichen. Wir müssen und 
werden deshalb auch verstärkt auf qualifizierte Zu-
wanderung setzen“ (BMAS 2011: 32). Daher ist auch 
erklärtes Ziel, durch Änderungen im Zuwanderungs-
recht mehr Möglichkeiten für qualifizierte Fachkräfte 
zu schaffen und die Rahmenbedingungen für die Nie-
derlassungs- und Aufenthaltserlaubnisse zu verbes-
sern.
Seit 2011 wurden laut Fortschrittsbericht (BMAS 2017) 
viele Maßnahmen umgesetzt; auf allen genannten 
Pfaden waren positive Entwicklungen zu verzeich-
nen. Der fünfte Pfad „Integration und qualifizierte Zu-
wanderung“ wurde im Jahr 2011 zunächst durch den 
EU-Beitritt und die damit verbundene Arbeitnehmer-
freizügigkeit für Staatsangehörige Polens, Ungarns, 
Tschechiens, der Slowakei, Sloweniens, Estlands, Lett-
lands und Litauens geprägt. Neben der EU-Zuwande-
rung hat sich aber auch die Zuwanderung von qualifi-
zierten Drittstaatsangehörigen erhöht, insbesondere 
auch durch die Einführung der Blauen Karte EU für 
akademische Fachkräfte (zur quantitativen Entwick-
lung der qualifizierten Erwerbszuwanderung siehe 
Kapitel 5.2.1). Weitere Fortschritte gab es bei den Ver-
fahren zur Anerkennung beruflicher Abschlüsse, insbe-
sondere durch die Einführung des „Anerkennungsge-
setzes“ im Jahr 2012 (BMAS 2017: 49).4
Da sich die wirtschaftlichen Bedingungen und Bedarfe 
auf dem Arbeitsmarkt ändern, hat die Bundesregierung 
Ende 2018 eine neue Fachkräftestrategie beschlossen, 
um den Transformationsprozessen von Arbeitsmarkt 
und Arbeitswelt begegnen zu können (insbesondere 
vor dem Hintergrund des demografischen Wandels 
und der fortschreitenden Digitalisierung, siehe Deut-
scher Bundestag 2018b). Hierbei wurden sowohl die 
inländischen als auch die europäischen und die inter-
nationalen Fachkräftepotenziale in den Blick genom-
4 Siehe zu diesem Thema auch den aktuellen Bericht zur Anerken-
nung ausländischer Berufsqualifikationen des Bundesinstituts 
für Berufsbildung Bonn (Schmitz/Winnige 2019).
men. Auch im Jahr 2018 lag zwar laut Engpassanalyse 
der BA noch kein allgemeiner bundesweiter Man-
gel an Fachkräften vor, aber in bestimmten Qualifika-
tionen, Regionen und Branchen war ein Engpass an 
Fachkräften feststellbar, so z. B. im Pflegebereich, im 
Handwerk und in einigen technischen Berufen. Für die 
Zukunft wird zudem von einer zunehmenden Fach-
kräfteknappheit ausgegangen (Deutscher Bundestag 
2018b: 2). Bei der im Konzept angestrebten Gewin-
nung von europäischen und internationalen Fachkräf-
ten ist dabei das Ziel, Deutschland für diese und ihre 
Familien attraktiver zu machen. Dafür sollen Bera-
tungsangebote – auch in anderen Staaten – geschaf-
fen und das vorhandene Potenzial besser ausgeschöpft 
werden. Spracherwerb und Anerkennung vorhande-
ner Abschlüsse sind dabei zentral und sollen unter-
stützt werden. Insbesondere bei der Zuwanderung von 
Drittstaatsangehörigen ist zudem angestrebt, die Zu-
sammenarbeit zwischen Visastellen, Ausländerbehör-
den, Arbeitsverwaltung, Anerkennungsstellen und dem 
BAMF zu stärken und Verwaltungswege effizienter zu 
gestalten (Deutscher Bundestag 2018b: 8). Im Rahmen 
der ‚Fachkräfte-Offensive‘ der Bundesregierung bie-
tet das BMAS zudem auf seiner Internetseite zahlrei-
che Informationen an und unterstützt insbesondere 
kleine und mittlere Betriebe. Diese Offensive spricht 
dabei alle Zielgruppen an, wobei die bereits im Kon-
zept zur Fachkräftesicherung aufgeführten Gruppen 
der Frauen, älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer sowie der Personen mit Migrationshintergrund 
besonders im Fokus stehen.5 Mit dem Fachkräfteein-
wanderungsgesetz wurden 2018 zudem Verbesserun-
gen für die Zuwanderung insbesondere von nicht-aka-
demischen Fachkräften aus Drittstaaten beschlossen, 
die im März 2020 umgesetzt werden (siehe hierzu Ka-
pitel 4.2.4).
Trotz der bereits gestiegenen Zahl an zugewander-
ten Fachkräften und der bereits umgesetzten und ge-
planten Maßnahmen wird jedoch kritisiert, dass die 
rechtlichen Verbesserungen für Fachkräfte bisher ver-
halten waren und weiterhin ein großes Potenzial be-
stehe, mehr Fachkräfte für Deutschland zu gewinnen. 
Brücker et al. (2018a) halten zum Eckpunktepapier 
der Bundesregierung6, welches in Vorbereitung auf die 
neue Fachkräftestrategie veröffentlicht wurde, fest, 
dass die geplanten Maßnahmen das deutsche Einwan-
derungsrecht und die Steuerungsprinzipien der Ein-







dem werden nach Auffassung der Autoren bestimmte 
Schwächen des Systems nicht thematisiert, wie z. B. 
die hohen Einkommensschwellen der Blauen Karte 
EU (Brücker et al. 2018a: 11). Zudem sei die Erwerbs-
migration immer noch vergleichsweise gering: Der 
Anteil der qualifizierten Erwerbsmigration an der ge-
samten Migration aus Drittstaaten war in den letzten 
Jahren mit sieben bis acht Prozent sehr niedrig (vgl. 
z. B. Mayer 2018). Hierbei muss allerdings berücksich-
tigt werden, dass auch Personen, die nicht zum Zweck 
der Erwerbstätigkeit zuwandern, am Erwerbsleben 
teilnehmen, z. B. nachgezogene Familienangehörige 
(vgl. Wälde/Evers 2018) oder anerkannte Flüchtlinge. 
Somit sind nicht nur die betreffenden Aufenthaltstitel 
in den Blick zu nehmen, sondern auch die Zahlen der 
Erwerbs personen insgesamt (siehe Auswertungen in 
Kapitel 5.1).
Im Zuge der vertieften Diskussionen um Fachkräfte-
zuwanderung hat die Bundesregierung Ende Dezem-
ber 2019 das Papier „Strategie zur gezielten Gewin-
nung von Fachkräften aus Drittstaaten“ publiziert, 
welches unter Federführung des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Energie gemeinsam mit weite-
ren Akteuren des Bundes, der Länder, der Wirtschaft 
und der Gesellschaft erstellt wurde (Bundesregierung 
2019). Diese Veröffentlichung bündelt die Maßnahmen 
verschiedener Akteure in den Handlungsfeldern ‚In-
formieren und Beraten‘, ‚Befähigen und Qualifizieren‘ 
und ‚Vermitteln und Begleiten‘ und fasst diese unter 
der bereits bestehenden Marke ‚Make it in Germany‘ 
zusammen. Als Grundlage dient eine gezielte Bedarfs- 
und Potenzialanalyse, damit die Maßnahmen auch auf 
den Bedarf der deutschen Wirtschaft zugeschnitten 
sind und gezielt mit Ländern kooperiert wird, in denen 
Fachkräftepotenziale vorhanden sind (Bundesregie-
rung 2019: 7).
Auch seitens der BA wird betont, dass eine gezielte, 
bedarfsgerechte Zuwanderung von qualifizierten Fach-
kräften für Deutschland wichtig sei, die erwerbsbe-
zogenen Zugangswege aus Drittstaaten aber wegen 
komplexer rechtlicher Regelungen bislang wenig ge-
nutzt würden (BA 2018a: 1). Da auch in anderen Län-
dern verstärkt Fachkräfte benötigt werden, müssten 
außerdem auch Auszubildende stärker in den Fokus 
genommen werden, z. B. durch eine Erleichterung der 
Ausbildungsplatzsuche oder mehr Information und 
Beratung zur Ausbildung in Deutschland. Erleichte-
rungen der Arbeitsplatzsuche und Verbesserungen bei 
der Gleichwertigkeitsprüfung von im Ausland erwor-
benen Qualifikationen sowie Verfahrensvereinfachun-
gen und -beschleunigungen könnten zudem zu mehr 
Zuwanderung von qualifizierten Fachkräften beitragen. 
Im neuen Fachkräfteeinwanderungsgesetz finden sich 
viele dieser Punkte wieder. Die BA selbst wird im Rah-
men der Strategie ‚BA 2025‘ zur Steigerung ihres Bei-
trages zur Fachkräftezuwanderung die eigenen Struk-
turen und Prozesse optimieren (BA 2018a). Auch die 
Zusammenarbeit der unterschiedlichen Behörden soll 
verbessert werden. Die BA schlägt hierfür ein ‚Integ-
riertes Erwerbsmigrationsmanagement‘ vor, mit dem 
die Probleme unterschiedlicher Datenerfassung und 
-verarbeitung und unterschiedlicher Kommunikations-
formate gelöst werden sollen.
Während seitens der Bundesregierung überwiegend 
von lokalen bzw. branchenspezifischen Fachkräfteeng-
pässen die Rede ist, zeigt eine Studie des Kompetenz-
zentrums Fachkräftesicherung (KOFA) des Instituts 
der deutschen Wirtschaft Köln (IW Köln) (Malin et al. 
2019), dass es im Jahr 2018 immerhin in 391 von 753 
betrachteten relevanten Berufen7 Fachkräfteengpässe 
gab. In der Gruppe der Fachkräfte mit abgeschlosse-
ner Berufsausbildung ist dabei die Zahl der Arbeitslo-
sen seit Jahren kontinuierlich gesunken, während die 
Zahl der gemeldeten offenen Stellen stetig gestiegen 
ist. Betroffen von Engpässen sind dabei insbesondere 
Berufe im Bereich Mechatronik, Altenpflege, Kälte-
technik, Bauelektrik und weitere technische Berufe. 
Auch der DIHK-Arbeitsmarktreport betont, dass Stel-
lenbesetzungsschwierigkeiten insbesondere bei mit-
telständischen Unternehmen bestehen. Jedes zweite 
der 23.000 in der IHK-Konjunkturumfrage vom Herbst 
2018 antwortenden Unternehmen kann offene Stellen 
längerfristig nicht besetzen. Schwierigkeiten gibt es 
dabei besonders in der Bauwirtschaft und den Tech-
nikbranchen sowie im Gesundheits- und Sozialdienst-
leisterbereich (DIHK 2019a). Die DIHK schließt aus 
den Befragungsergebnissen ebenfalls, dass eine Ver-
einfachung und Beschleunigung der administrativen 
Verfahren für die effizientere Gewinnung von Fach-
kräften zielführend ist.
Aufgrund des großen Bedarfes an technischen Fach-
kräften bilden sowohl MINT-Akademikerinnen und 
Akademiker als auch nicht-akademische Fachkräfte im 
MINT-Bereich eine wichtige Zielgruppe und stehen 
besonders im Fokus. Eine Studie des IW Köln (Anger 
et al. 2018) zeigt auf Basis von Mikrozensus-Daten, 
dass insbesondere bei den MINT-Akademikerinnen 
und Akademikern ein hoher Zuwachs an Beschäftigten 
zwischen 2011 und 2016 erfolgte. Während die Zahl 
der akademischen MINT-Fachkräfte insgesamt um 
21,2 % stieg, hatte sich die Zahl der zugewanderten 
7 Relevante Berufe sind Berufe, die im Jahresdurchschnitt bun-
desweit mindestens zehn gemeldete offene Stellen aufweisen. 
Zusätzlich bleiben alle Berufe auf Helferniveau, die keinen 
berufsqualifizierenden Abschluss voraussetzen, bei der Analyse 
von Fachkräfteengpässen unberücksichtigt.
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akademischen MINT-Fachkräfte (EU und Drittstaaten) 
mehr als verdoppelt (Anger et al. 2018: 16). Allerdings 
sieht es bei nicht-akademischen MINT-Fachkräften 
anders aus: Während in Gesamtdeutschland die Zahl 
der nicht-akademischen MINT-Fachkräfte sogar etwas 
rückläufig war, stieg sie bei den Zugewanderten zwar 
um 15,8 % an. Im Vergleich zur Verdoppelung der zu-
gewanderten akademischen Fachkräfte ist diese Ver-
änderung aber vergleichsweise gering. Hier bemän-
geln die Autoren, dass es in den letzten Jahren kaum 
Verbesserungen für nicht-akademische Fachkräfte ge-
geben hat, und hoffen auf die Änderungen des damals 
noch in Planung befindlichen Fachkräfteeinwande-
rungsgesetzes (siehe hierzu Kapitel 4.2.4).
Den Fachkräftemangel in der Kranken- und Alten-
pflege skizziert z. B. der Mediendienst Integration 
(2018): In der Altenpflege kommt auf vier offene Stel-
len nur etwa eine arbeitslose Fachkraft. Die Zahl der 
Pflegekräfte aus dem Ausland ist in den letzten Jahren 
stark gestiegen, wobei die Hälfte aus den EU-Staaten 
kommt. Weitere Länder mit starkem Anstieg in den 
letzten Jahren waren die Balkanstaaten. Viele Pflege-
kräfte bleiben aber nur temporär in Deutschland, u. a. 
auch aufgrund von in Deutschland auftretenden Kon-
flikten. Zum Problem der Integration von ausländi-
schen Pflegefachkräften hat die Hans Böckler Stiftung 
in einer aktuellen Studie angeführt, dass nicht nur die 
geringe Anzahl an verfügbaren Fachkräften bei einer 
hohen Anzahl offener Stellen ein Problem darstellt, 
sondern auch innerbetriebliche Konflikte (Unzufrie-
denheit von migrierten und etablierten Pflegefachkräf-
ten durch Spannungsverhältnisse und Konflikte sowie 
sprachliche Hürden), die zu Kündigungen, Rückwan-
derung oder Wechsel des Arbeitsplatzes führen (Pütz 
et al. 2019: 193 ff.).
Die regionale Verteilung der Fachkräfteengpässe be-
schreiben Geis und Orth (2016) als Dreiteilung: Im 
Süden besteht ein fast flächendeckender hoher Be-
darf an Arbeitskräften, der auch nicht durch Pendle-
rinnen und Pendler gedeckt werden kann. Der Bedarf 
an ausländischen Fachkräften ist daher hoch. Im Osten 
und in der Metropolregion Rhein-Ruhr gibt es noch 
ungenutzte Potenziale, so dass Zuwanderung weniger 
benötigt wird; in speziellen Segmenten besteht aber 
auch in diesen Regionen ein hoher Bedarf. Nord- und 
Westdeutschland nehmen eine mittlere Position ein. 
Durch die Alterung der Gesellschaft und den hohen 
Anteil an Personen in relativer Nähe zum Rentenalter 
wird jedoch langfristig in Gesamtdeutschland ein Be-
darf entstehen, der sich dann gleichmäßiger als heute 
verteilen wird (Geis/Orth 2016: 10). Insbesondere in 
den ländlichen Gebieten in Ostdeutschland wird der 
Bedarf an Fachkräften stark ansteigen.
Auch die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände (BDA) prognostiziert, dass der Fachkräf-
tebedarf in Zukunft steigen wird. Mitte 2018 formu-
lierte die BDA daher einen Sieben-Punkte-Plan für 
die Stärkung der Fachkräftezuwanderung (BDA 2018). 
Demnach soll eine gezielte Fachkräftezuwanderung 
durch verbesserte Verwaltungsverfahren, ein struk-
turierteres, transparenteres und einfaches Zuwande-
rungsrecht, Öffnung der Zuwanderungsmöglichkei-
ten für Berufe außerhalb der Positivliste, Einreise mit 
Teilanerkennung und vereinfachte Verfahren erreicht 
werden. Auch soll das Anerkennungsverfahren für aus-
ländische Berufsqualifikationen vereinfacht und ver-
bessert werden. Für beruflich Qualifizierte und Ausbil-
dungsplatzsuchende soll eine ‚Talent Card‘ eingeführt 
werden, mit der eine Zuwanderung auch ohne kon-
kretes Arbeitsplatzangebot möglich wäre. Insgesamt 
sollten die Zuwanderungsmöglichkeiten für qualifi-
zierte Personen übersichtlicher, einfacher und flexib-
ler gestaltet werden, wobei Sonderregelungen wie die 
Westbalkanregelung eine Ausnahme bleiben müssten. 
Viele dieser Vorschläge sind inzwischen Bestandteil 
des neuen Fachkräfteeinwanderungsgesetzes.
Die Diskussion um den Fachkräftemangel wird auch 
vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) in einer aktuellen Studie aufgegriffen, die auf 
Auswertungen des IAB-Betriebspanels beruht (Dett-
mann et al. 2019). Bei dieser Analyse wird der Fokus 
auf die Betriebe und ihre Tätigkeitsstrukturen ge-
setzt. Während sich die formalen Qualifikationsan-
forderungen in den letzten Jahren kaum verändert 
haben, sind Änderungen in der Arbeitsorganisation 
auffällig: Viele Betriebe bieten flexiblere Möglichkei-
ten durch mobiles Arbeiten und mehr Teilzeitmöglich-
keiten. Ausbildung stellt eine bedeutende Maßnahme 
zur Fachkräftesicherung dar: In Betrieben mit Eng-
pässen ist die Ausbildungsbeteiligung höher als in Be-
trieben ohne Engpässe, ebenso die Übernahme- und 
Weiterbildungsquote. Rund 44 % der Betriebe teil-
ten mit, dass sie zukünftig Schwierigkeiten erwarten, 
benötigte Fachkräfte zu gewinnen. Obwohl dies nur 
eine Erwartung ist und noch keine aktuelle Betrof-
fenheit ausdrückt, zeigt dies, dass die Sorge um die 
Gewinnung von Fachkräften groß ist. Zum Zeitpunkt 
der Befragung erklärte rund ein Viertel der befrag-
ten Betriebe, bereits jetzt nicht alle ausgeschriebe-
nen Stellen für qualifizierte Tätigkeiten besetzen zu 
können (Dettmann et al. 2019: 14). Die Auswertungen 
des Betriebspanels zeigen zudem, dass sich der Fach-
kräftebedarf seit 2013 stark erhöht hat. 2018 wurden 
ca. 2,7 Millionen Fachkräfte gesucht, was über einer 
Million Personen mehr als noch 2013 entspricht. Be-
sonders gesucht wurden Fachkräfte in den Bereichen 
‚Unternehmensnahe Dienstleistungen‘ und ‚Gesund-
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heits- und Sozialwesen‘. Zu berücksichtigen ist hier-
bei allerdings auch, dass diese beiden Branchen auch 
diejenigen mit der größten Anzahl an Fachkräften ins-
gesamt sind. Überdurchschnittlich im Vergleich zur 
Anzahl der Beschäftigten betroffen waren vor allem 
kleine (10 bis 49 Beschäftigte) und mittlere (50 bis 249 
Beschäftigte) Betriebe (Dettmann et al. 2019: 17 ff.).
Geflüchtete Personen als ‚Fachkräfte von 
morgen‘?
Eine in den letzten Jahren aufgrund der starken Zu-
nahme der Zuwanderung in den Blick geratene Gruppe 
ist die der Geflüchteten. Der Anstieg an Asylsuchen-
den führte in der Folge zu einer gestiegenen Zahl so-
wohl an anerkannten Flüchtlingen als auch an Perso-
nen, deren Asylantrag abgelehnt wurde und die damit 
ausreisepflichtig bzw. geduldet sind. Auf den ersten 
Blick bieten sich Geflüchtete nicht unbedingt als Teil 
der Strategie zur Bekämpfung des Fachkräftemangels 
an: Die meisten Geflüchteten haben zu Beginn ihres 
Aufenthaltes in Deutschland kaum deutsche Sprach-
kenntnisse8 und viele haben – auch bedingt durch die 
Flucht – keine oder nur eine nicht abgeschlossene be-
rufliche Ausbildung. Dennoch zeigen Auswertungen 
der „Sozialen Komponente“ der Befragungsdaten des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (bei der 
Erstbefragung von Asylerstantragstellenden erhobene 
Daten), dass es auch viele gut ausgebildete Personen 
in dieser Gruppe gibt: So haben im Jahr 2018 22,9 % 
als höchste besuchte Bildungseinrichtung eine Hoch-
schule angegeben und 20,3 % ein Gymnasium. Nur 
10,2 % gaben an, keine formelle Schulbildung zu besit-
zen (Heß 2019).
Zudem haben Geflüchtete eine hohe Bildungsmoti-
vation: Laut IAB-BAMF-SOEP-Studie ist knapp die 
Hälfte der Befragten daran interessiert, einen Schulab-
schluss in Deutschland zu machen, zwei Drittel stre-
ben einen beruflichen Abschluss in Deutschland an 
(Brücker et al. 2017: 8). Da anerkannte bzw. geduldete 
Geflüchtete (zunächst) in Deutschland bleiben, ist eine 
Arbeitsmarktintegration, ggf. mit vorheriger (Nach-) 
Qualifizierung, sinnvoll, damit sie ihren Lebensunter-
halt selbst verdienen und am gesellschaftlichen Leben 
8 Laut der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von 2016 gaben nur rund 
16 % der Geflüchteten an, gut oder sehr gut Deutsch zu spre-
chen, während rund 50 % berichteten nicht oder eher schlecht 
Deutsch zu sprechen (siehe Brücker et al. 2017: 7). Analysen 
der zweiten Befragungswelle zeigen allerdings, dass bereits ein 
Jahr später deutliche Fortschritte zu verzeichnen waren: 2017 
hatte bereits rund ein Drittel der Geflüchteten gute oder sehr 
gute Deutschkenntnisse (Brücker et al. 2019). Befragt werden in 
dieser Studie Personen, die zwischen Januar 2013 bis Dezem-
ber 2016 nach Deutschland eingereist sind und einen Asylantrag 
gestellt haben, sowie ihre Haushaltsmitglieder (Kroh et al. 2017).
teilhaben können (siehe hierzu z. B. DGB 2018). Viele 
Geflüchtete haben zudem zwar keine formale Berufs-
ausbildung, aber Fähigkeiten, die durch on-the-job-
training erlernt wurden (Wiedner et al. 2018).
Fehlende Qualifikation bzw. fehlende Anerkennung 
von Abschlüssen, mangelnde Sprachkenntnisse und 
rechtliche Unsicherheit sind wesentliche Gründe, die 
bei Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern oftmals gegen 
die Einstellung von Geflüchteten sprechen. Somit ar-
beiten Geflüchtete häufiger als andere Migrantinnen 
und Migranten im Niedriglohnsektor, sind häufiger ge-
ringfügig beschäftigt und haben oft niedrige Einkom-
men.9 Wiedner et al. kommen gemäß den Ergebnissen 
der betrachteten Studien zu dem Fazit: „Die häufig ge-
äußerte Hoffnung, Geflüchtete könnten zur Behebung 
der gegenwärtig beklagten Fachkräfteknappheit auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt beitragen, findet dem-
nach bislang keine Bestätigung durch empirische Er-
gebnisse“ (Wiedner et al. 2018: 29; vgl. auch Baier et al. 
2017). Dennoch können durch die Aus- und Weiterbil-
dung von Geflüchteten Fachkräfte für die Zukunft ge-
wonnen werden, wobei dieser Prozess einige Jahre in 
Anspruch nehmen wird. So erklärt der OECD-Experte 
Thomas Liebig in einem Interview beim Deutschland-
funk:
„Die robuste Arbeitsmarktsituation in Deutschland 
wirkt sich sehr positiv auf die Integration der Zu-
wanderer aus. Davon profitieren auch die Flücht-
linge, auch wenn die einen langen Weg in den 
Arbeitsmarkt haben, da dürfen wir uns keinen Illu-
sionen hingeben“ (Deutschlandfunk 2018).
Dass sich Geflüchtete nur langsam in den Arbeits-
markt integrieren, hält auch das IAB fest: Der Erfolg 
hänge dabei wesentlich von der Sprachförderung, den 
Investitionen in Bildung und Ausbildung, der Arbeits-
vermittlung und der Aufnahmebereitschaft der Wirt-
schaft ab (Brücker et al. 2018b: 6). Die Bereitschaft von 
Unternehmen, Geflüchtete einzustellen, ist dabei so-
wohl von der Größe des Unternehmens als auch von 
der rechtlichen Sicherheit abhängig. So ermittelte die 
IHK Sachsen in einer Befragung von 2.582 IHK-Unter-
nehmen im Jahr 2015, dass über alle Wirtschaftsberei-
che hinweg rund 63 % der Umfrageteilnehmerinnen 
und -teilnehmer grundsätzlich bereit waren, Flücht-
linge und Asylsuchende zu beschäftigen. Unterneh-
men mit weniger als zehn Mitarbeitenden würden in 
53 % der Fälle Flüchtlingen eine Beschäftigungs- oder 
Ausbildungschance einräumen, während es bei Unter-
nehmen mit 500 und mehr Mitarbeitern 89 % waren. 
9 Zu einem detaillierten Überblick zur arbeitsmarktbezogenen 
Flüchtlingsforschung siehe Kapitel 2 in Wiedner et al. 2018.
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Neun von zehn Unternehmen machen dabei ihre Ein-
stellungsbereitschaft davon abhängig, ob eine Aufent-
haltserlaubnis erteilt wurde (IHK Sachsen 2015).
Allerdings zeigt eine Analyse aus dem IAB-Betriebspa-
nel bezüglich der Beschäftigung von geflüchteten Per-
sonen, dass der tatsächliche Anteil der Betriebe, die 
seit der starken Zunahme der Fluchtmigration im Jahr 
2015 Geflüchtete eingestellt hatten, im Jahr 2018 bei 
nur 8,8 % lag. Dabei betrug der Anteil in Ostdeutsch-
land nur 5,3 % und in Westdeutschland 9,7 % (Dett-
mann et al. 2018: 50 ff.). Zudem sind aus über der 
Hälfte der Betriebe, die Geflüchtete eingestellt hatten, 
auch bereits wieder eine oder mehrere geflüchtete 
Personen ausgeschieden – sei es aus nicht weiter be-
gründeten freiwilligen Gründen (rund 32 %; Mehrfach-
nennungen möglich), wegen Befristungen der Stellen 
(31 %) oder aufgrund unzureichender Sprachkennt-
nisse (28 %). Dennoch wollen rund 80 % der Betriebe 
mit Erfahrungen in der Beschäftigung von Geflüch-
teten auch weiterhin geflüchtete Personen einstel-
len (Dettmann et al. 2018: 53). Eine aktuelle Studie der 
DIHK auf Basis einer Online-Umfrage, an der zwischen 
dem 8. und 31. Mai 2019 12.467 Unternehmen teilnah-
men, zeigte zudem, dass rund 16 % der Unternehmen 
zurzeit Geflüchtete ausbilden. Das entspricht einem 
Zuwachs von zwei Prozentpunkten im Vergleich zum 
Vorjahr 2018 und einem etwa doppelt so hohen Wert 
wie noch 2017. Besonders im Gastgewerbe und dem 
Bau- und Verkehrsgewerbe wurden Geflüchtete als 
Auszubildende eingestellt (DIHK 2019b: 10).
Dass von den Bewerberinnen und Bewerbern mit 
Fluchthintergrund aus Drittstaaten vielen auch ein 
Übergang in die duale Ausbildung gelang, zeigt eine 
Studie des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) 
und der BA von 2016, in der rund 4.000 Jugendliche 
nichtdeutscher Staatsangehörigkeit befragt wurden, 
die bei der BA als Bewerberinnen oder Bewerber für 
eine duale oder schulische Ausbildung oder eine Wei-
terbildung gemeldet waren. Von der Teilgruppe der 
Personen mit Fluchthintergrund hatten rund 31 % eine 
duale Ausbildungsstelle angetreten, weitere 3 % absol-
vierten eine schulische Ausbildung bzw. ein Studium. 
Drei Viertel der Teilgruppe, die sich noch nicht in einer 
Ausbildung befanden, planten künftig eine solche 
(Matthes et al. 2018).
Geflüchtete Personen, denen ein Schutzstatus zuer-
kannt wurde, der mit einer längerfristigen Aufenthalts-
perspektive verbunden ist, stellen somit auch ein Po-
tenzial zur Verringerung des Fachkräftemangels dar. 
Allerdings geht der Einstellung von Geflüchteten oft-
mals eine längere Phase der Sprach- und Berufsausbil-
dung voran, die zu zeitlichen Verzögerungen führt und 
damit keine ‚ad-hoc‘-Lösung für den Fachkräfteman-
gel bietet.
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Ermittlung des aktuellen 
Fachkräftebedarfs und 
Prognosen zur zukünftigen 
Entwicklung3
Im Folgenden werden für beide Bereiche die zentralen 
Studien und deren wichtigste Ergebnisse vorgestellt, 
um eine empirische Grundlage für die Analyse in Ka-
pitel 5 zu legen. Dabei fokussiert sich die Darstellung 
auf die zentralen inhaltlichen Annahmen und Erkennt-
nisse. Statistische und komplexere methodische Fra-
gestellungen werden nur am Rand betrachtet, sofern 
diese Einfluss auf die inhaltliche Interpretation der Er-
gebnisse nehmen.
3.1 Aktuelle Situation des 
Fachkräftebedarfs in 
Deutschland
Die zentrale Studie zur Darstellung der aktuellen Si-
tuation bezüglich des Mangels an Fachkräften in 
Deutschland stellt die Fachkräfteengpassanalyse der 
BA dar (BA 2019a). Hier werden halbjährlich die unter-
schiedlichen Berufsfelder im Bundesgebiet hinsicht-
lich der Problematik von Stellenbesetzungen analy-
siert und dadurch die Grundlagen zur Erstellung der 
Positivliste geschaffen. Durch diese werden seit 2013 
die Berufe festgelegt, innerhalb derer eine Zuwande-
rung nicht-akademischer Fachkräfte aus Drittstaa-
ten nach Deutschland grundsätzlich möglich ist (siehe 
Kapitel 4.2.3). Aufgrund der Bedeutung dieser Studie 
für die Zuzugsmöglichkeit für ausländische Fachkräfte 
wird die Fachkräfteengpassanalyse im Weiteren aus-
führlicher dargestellt.
Die BA kann dabei auf die an sie gemeldeten Daten zu 
offenen Stellen einerseits und arbeitssuchenden Per-
sonen andererseits zurückgreifen und verfügt somit 
Diverse Studien und Erhebungen haben sich mit der 
Bezifferung des in Deutschland bestehenden bzw. in 
Zukunft drohenden Fachkräftemangels beschäftigt. 
Hierzu zählen sowohl Studien, die sich mit der Ent-
wicklung und Prognose des Erwerbspersonenpotenzi-
als im Allgemeinen befassen, als auch solche, die sich 
mit dem Fachkräftepotenzial im Besonderen auseinan-
dersetzen.
Untersuchungen wie die Fachkräfteengpassanalyse der 
BA bilanzieren den aktuellen Stand des Arbeitsmark-
tes in Bezug auf das Fehlen von Fachkräften in unter-
schiedlichen Branchen und Regionen. Dabei konzent-
rieren sich diese Analysen stark auf die grundlegenden, 
prozessgenerierten Arbeitsmarktdaten. Die Anzahl 
an offenen Stellen wird hier genauso betrachtet wie 
die Zeit, die diese bis zu einer Besetzung offenste-
hen (Vakanzzeit) sowie die Zahl passender arbeitslo-
ser Personen, die für offene Stellen in Frage kommen. 
Diese Studien zielen darauf ab, eine möglichst ge-
naue Bestandsaufnahme der aktuellen Situation auf 
dem Arbeitsmarkt zu liefern und somit der Frage nach 
Existenz und Umfang des Fachkräftemangels nachzu-
gehen.
Einen anderen Schwerpunkt besitzen Analysen, die 
sich mit der Frage der zukünftigen Entwicklung des 
deutschen Arbeitsmarktes beschäftigen. Diese be-
leuchten den Markt aus einer zum Teil stark angebots-
orientierten Perspektive, d. h. sie beobachten die ge-
genwärtigen und prognostizierten Veränderungen der 
demografischen Gegebenheiten – vor allem auf Basis 
der Bevölkerungsvorausberechnungen des Statisti-
schen Bundesamtes – sowie Trends im Erwerbsver-
halten der Bevölkerung oder der Zuwanderung und 
weisen hier auf Entwicklungen hin, die für den Ar-
beitsmarkt der Zukunft relevant sein könnten.
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über eine aktuelle und umfangreiche Basis an prozess-
generierten Daten. Es ist allerdings anzumerken, dass 
etwa die Hälfte aller in Deutschland offenen Stellen 
nicht an die BA gemeldet werden (BA 2019a). Genauso 
können weder künftige Absolventinnen und Absolven-
ten einer Bildungsmaßnahme (Ausbildung, Studium 
etc.), noch Rückkehrende aus Teilzeitarbeit oder der 
Stillen Reserve10 in die Analysen miteinbezogen wer-
den. Auch werden Stellen mit dem Anforderungsni-
veau Helfer11 nicht in die Analyse aufgenommen, um 
die Definition der Fachkraft abgrenzungsscharf zu hal-
ten. Die BA merkt selbst an, dass „[e]ine allumfassende 
Kennzahl zur Messung von Mängeln bzw. Engpässen“ 
nicht existiere (BA 2019a: 4). Weiterhin muss heraus-
gestellt werden, dass Besetzungsschwierigkeiten nicht 
automatisch in der Existenz eines allgemeinen Man-
gels an passenden Fachkräften begründet liegen. Sol-
che Disparitäten auf dem Arbeitsmarkt können z. B. 
auch durch die unterschiedliche räumliche Verteilung 
offener Stellen und passender Bewerbungen verur-
sacht werden. Ein echter Fachkräftemangel liegt erst 
dann vor, „wenn es im Verhältnis zur Arbeitsnach-
frage (Stellenangebote) zu wenige passend qualifi-
zierte Arbeitskräfte und zu wenige den Anforderungen 
entsprechend qualifizierbare Arbeitskräfte gibt“ (BA 
2019a: 5). Wann genau dies nach Definition der BA der 
Fall ist, wird im Folgenden konkretisiert.
In ihrer Vorgehensweise verbindet die Fachkräfteeng-
passanalyse drei unterschiedliche statistische Kenn-
zahlen: Die Zeit zwischen der Meldung einer offenen 
Stelle und ihrer Besetzung (abgeschlossene Vakanz-
zeit), die Relation aus offenen Stellen und zur Verfü-
gung stehenden Arbeitslosen sowie die berufsspezi-
fischen Arbeitslosenquoten. Ein Fachkräftemangel in 
einem Beruf liegt dann vor, wenn
   die durchschnittliche abgeschlossene Vakanzzeit 
um 30 % (abgesenkt von zuvor 40 %) höher liegt als 
im Durchschnitt aller Berufe,
   in den Anforderungsniveaus Fachkraft und Spezia-
list für 100 offene Stellen weniger als 200 Arbeits-
lose zur Verfügung stehen (im Anforderungsniveau 
Experte weniger als 400) und
10 
 
Die BA definiert die Stille Reserve insbesondere als: „Perso-
nen, die beschäftigungslos sowie verfügbar sind und Arbeit 
suchen, ohne als Arbeitslose registriert zu sein, Personen, die 
die Arbeitsuche vorerst aufgegeben haben, aber bei guter Ar-
beitsmarktlage Arbeitsplätze nachfragen würden, Personen in 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen (inkl. Fremdförderungen) 
und in Warteschleifen des Bildungs- und Ausbildungssystems 
und Personen, die aus Arbeitsmarktgründen vorzeitig aus dem 
Erwerbsleben ausgeschieden sind“ (BA 2019b).
11 Zur Definition der Anforderungsniveaus siehe Kapitel 4.2.3.
   die berufsspezifische Arbeitslosenquote maximal 
drei Prozent beträgt.
Zur Bewertung des Ergebnisses dieser rein statisti-
schen Definition werden zusätzlich auch ergänzende 
Angaben einbezogen, etwa die Ergebnisse der IAB-
Stellenerhebung oder Absolvierendenzahlen. Anhand 
dieser Kriterien werden alle 144 Berufsgruppen der 
Klassifikation der Berufe (KldB) 201012 bewertet, die 
im Jahr zuvor in ganz Deutschland mindestens 60 Zu-
gänge (Stabilitätskriterium) und mindestens 60 Stellen 
in ihrem Bestand (Relevanzkriterium) aufweisen kön-
nen. Die so ermittelten Berufsgattungen finden dann 
Eingang in die Positivliste der BA. Ergänzende bun-
deslandspezifische Engpassanalysen identifizieren zu-
sätzlich auch Berufe, in denen nur in einem speziel-
len Bundesland ein Engpass vorliegt. Seit 2015 werden 
auch diese Gruppen bei einer ausreichenden Bedeu-
tung des Bundeslandes für diesen Beruf – mindestens 
15 % der bundesweit sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten müssen dafür im jeweiligen Bundesland 
beschäftigt sein – in der Positivliste berücksichtigt.
Grundlegend an der Fachkräfteengpassanalyse der BA 
ist, dass ein festgestellter Mangel nicht quantifiziert 
wird. Sie beschränkt sich ausschließlich auf die Auflis-
tung der jeweiligen Berufsgruppen und Anforderungs-
niveaus. Zum Stand der Berichtserstellung13 befindet 
sich die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
auf einem Allzeit-Höchstwert von 33 Mio. Personen 
und die Arbeitslosigkeit auf einem ähnlichen Stand wie 
kurz nach der Wiedervereinigung. Auch die weitere 
Einstellungsbereitschaft der Unternehmen nach dem 
Stellenindex BA-X der BA ist hoch. Dies führte über 
alle Berufsgruppen hinweg zu einer Steigerung der Va-
kanzzeit von durchschnittlich 103 Tagen in 2017 auf 
113 in 2018.14 Dieser Anstieg war für Beschäftigte auf 
dem Anforderungsniveau Fachkraft bzw. Spezialist mit 
+12 bzw. +10 Tagen deutlich stärker als für solche auf 
Expertenniveau mit +4 Tagen. Seit 2010 hat sich die 
Vakanzzeit, die damals bei 53 Tagen lag, kontinuierlich 
verlängert und sich in diesem Zeitraum beinahe ver-
doppelt. Bezüglich der Arbeitslosen-Stellen-Relation 




Die KldB 2010 wurde von der BA, dem IAB und dem Statisti-
schen Bundesamt als Nachfolger der KldB 1992 entwickelt und 
in 2011 offiziell eingeführt. Sie bildet die deutsche Berufsland-
schaft durch eine hierarchische Struktur ab: Zehn sehr allgemei-
ne Berufsbereiche (1-Steller) können immer stärker differenziert 
werden, bis zur untersten Ebene mit 1.286 Berufsgattungen 
(5-Steller). Der 5-Steller bildet eines der vier Anforderungsni-
veaus ab (Helfer, Fachkraft, Spezialist, Experte).
13 Fachkräfteengpassanalyse vom Januar 2019 mit Daten bis ein-
schließlich Juni 2018.
14 Für 2018: Gleitender Jahresdurchschnitt von November 2017 bis 
Oktober 2018.
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Während 2010 auf 100 gemeldete Stellen noch über 
1.000 arbeitslose Personen registriert waren, nahm 
die Zahl seitdem bis auf das Jahr 2013 kontinuierlich 
ab und erreichte mit 247 Personen im Jahr 2018 einen 
neuen Tiefstwert, der noch einmal um 46 Personen 
geringer ausfiel als es in 2017 der Fall war.
Diese Rahmenumstände sorgen in Deutschland im 
Moment zwar nicht für einen allgemeinen Fachkräf-
temangel, jedoch sehr wohl für Engpässe „in eini-
gen technischen Berufsfeldern, in Bauberufen sowie 
in Gesundheits- und Pflegeberufen“ (BA 2019a: 4). In 
der zweiten Hälfte von 2018 hatte sich speziell die Si-
tuation in Handwerks- und Bauberufen weiter ange-
spannt. Insgesamt sind in der aktuellen Analyse 86 
Berufsgattungen für die Anforderungsniveaus Fach-
kraft, Spezialist und Experte aufgeführt, in denen ein 
Fachkräfteengpass festgestellt wurde (siehe Abbil-
dung 3-1). Davon sind 16 Gattungen (ca. 19 %) ein-
deutig den akademischen Berufen zuzurechnen (An-
forderungsniveau Experte). 70 Gattungen (ca. 81 %) 
fallen unter die Anforderungsniveaus Fachkraft und 
Spezialist, welche im Folgenden als Berufsgattungen 
für nicht-akademische Fachkräfte bezeichnet werden 
(siehe dazu auch Kapitel 4.2.3).
Dabei ist die Situation in den verschiedenen Berufs-
gruppen regional sehr unterschiedlich ausgeprägt. 
Während beispielsweise für Beschäftigte auf Fach-
kraftniveau in der Altenpflege sowie auf Fachkraft- 
und Spezialistenniveau in Handwerksberufen wie 
Klempnerei, Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik in 
ganz Deutschland ein Mangel besteht, gibt es für Be-
rufskraftfahrer in weiten Teilen Ostdeutschlands und 
dem Saarland höchstens nur Anzeichen eines solchen 
(BA 2019c).
Abgeleitet aus der Fachkräfteengpassanalyse wurde 
im März 2019 die aktuellste Positivliste zur Zuwan-
derung in Ausbildungsberufe erstellt. In dieser sind 
zum aktuellen Stand 61 Berufsgattungen aufgelistet, 
innerhalb derer zu diesem Zeitpunkt eine Zuwande-
rung nach Deutschland mit Berufsausbildung mög-
lich ist (siehe Tabelle 1 im Anhang). Grundlage dafür 
Berufsgattungen (5-Steller) nach KldB 2010 gesamt: 1.286
Berufsgattungen mit Engpass nach Fachkräfteengpassanalyse: 86
Berufsgattungen auf der Positivliste: 61






Abbildung 3-1:  Berufsgattungen der KldB 2010 und deren Verteilung nach Anforderungsniveau in der Fachkräfteengpass-
analyse und auf der Positivliste der BA (Stand März 2019)
Quelle: BA
22 Ermittlung des aktuellen Fachkräftebedarfs und Prognosen zur zukünftigen Entwicklung
ist sowohl deren Nennung in der aktuellsten sowie 
mindestens einer vorausgegangenen Fachkräfteeng-
passanalyse als auch die Tatsache, dass für diese Be-
rufe „nicht bereits andere Möglichkeiten des Arbeits-
marktzugangs bestehen, z. B. die Blaue Karte EU für 
Akademiker“ (BA 2019a: 3). Von den aufgeführten 61 
Berufsgattungen entfallen 41 (67 %) auf das Anforde-
rungsniveau Fachkraft und 20 (33 %) auf das Anforde-
rungsniveau Spezialist, wobei nahezu alle vorhanden 
Gattungen (93 %) aus den drei Berufsbereichen ‚Land-, 
Forst- und Tierwirtschaft und Gartenbau‘, ‚Rohstoffge-
winnung, Produktion und Fertigung‘ sowie ‚Gesund-
heit, Soziales, Lehre und Erziehung‘ stammen. Mit der 
Umsetzung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes 
zum 1. März 2020 wird die Positivliste in ihrer derzei-
tigen Form jedoch eingestellt und eine Zuwanderung 
von nicht-akademischen Fachkräften auch in alle an-
deren Berufsgattungen ohne Vorrangprüfung möglich 
sein (siehe Kapitel 4.2.4).
Die erste, im Juli 2013 veröffentlichte Positivliste 
enthielt noch lediglich 19 Berufsgattungen. In den 
darauffolgenden Jahren stieg die Zahl der Mangelbe-
rufe fast durchgehend an (siehe Abbildung 3-2). In der 
gesamten Historie waren jedoch insgesamt lediglich 
83 der 856 Berufsgattungen, die anhand der Anforde-
rungsniveaus Fachkraft und Spezialist potenziell in die 
Positivliste aufgenommen werden könnten, jemals auf 
einer solchen vertreten. Dies entspricht einem Anteil 
von ca. 10 %. Von diesen sind 64 % im Anforderungsni-
veau Fachkraft und 36 % im Anforderungsniveau Spe-
zialist zu verorten. 16 Berufsgattungen – davon 13 auf 
dem Niveau Fachkraft und drei auf dem Niveau Spe-
zialist – waren stets auf allen zwölf erschienenen Po-
sitivlisten enthalten. Diese Gattungen bestehen fast 
ausschließlich aus technischen, handwerklichen sowie 
pflegenden Berufen (siehe Tabelle 5-3).
Das KOFA des IW Köln führt, basierend auf Daten 
der BA, eine eigene Analyse über Fachkräfteengpässe 
in Unternehmen durch (Burstedde et al. 2017). Diese 
bezieht sich in ihrer Definition eines Engpasses aus-
schließlich auf die Relation zwischen offenen Stellen 
und geeigneten Arbeitslosen in der jeweiligen Region 
und betrachtet zusätzlich auch das Anforderungsni-
veau Helfer. Die Quote an Engpassberufen ist daher 
deutlich höher als der Anteil an Berufen in der Fach-
kräfteengpassanalyse. Für 2016 konstatiert die Studie 
einen Anteil von Engpassberufen an allen 792 unter-
suchten relevanten Berufsgattungen (im Jahresdurch-
schnitt mindestens zehn gemeldete Stellen) von 49 %. 
Davon gelten 15 % als Berufe mit starkem sowie 19 % 
als solche mit einem langfristigen, d. h. mindestens 
seit fünf Jahren anhaltendem Engpass. Über die Bun-
desländer verteilt reicht die Engpassquote von 26 % 
in Berlin bis 61 % in Baden-Württemberg. In Süd-
deutschland lässt sich demnach sowohl ein über-
durchschnittlicher Anteil von Engpassberufen an allen 
Berufen feststellen als auch eine überdurchschnittlich 
hohe stellengewichtete Engpassquote. Diese betrach-
tet den Anteil an Stellen in Engpassberufen gemessen 
an allen in der betreffenden Region gemeldeten Stel-
len innerhalb der relevanten Berufe. Bezüglich regio-
naler Unterschiede stellen die Autoren des Weiteren 
fest:
„In den letzten fünf Jahren hat sich die Situation 
der verschiedenen Regionen etwas aneinander an-
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geglichen – leider nicht im positiven Sinne, denn 
die Fachkräftesituation hat sich vor allem dort ver-
schärft, wo sie bisher relativ entspannt war. Trotz-
dem bleiben weiterhin deutliche Unterschiede 
zwischen den Regionen sichtbar“ (Burstedde et al. 
2017: 10).
Unter den Berufen, welche bundesweit die wenigs-
ten Arbeitslosen für gemeldete Stellen aufweisen, be-
finden sich in den Anforderungsbereichen Fachkraft 
und Spezialist – analog zur Fachkräfteengpassanalyse 
der BA - fast ausschließlich solche aus den Bereichen 
Handwerk und Technik sowie Gesundheit und Pflege. 
Der größte Nachfrageüberhang besteht im Fachkraft-
niveau demnach in Metall- und Elektroberufen und im 
Spezialistenniveau im Bereich der Gesundheitsberufe. 
Hierbei gilt es anzumerken, dass die regionalen Un-
terschiede in der Bedeutung der einzelnen Engpass-
berufe auf Spezialistenniveau deutlich größer sind als 
auf Fachkraftniveau und daher „Spezialistenberufe re-
gional betrachtet werden müssen, um ein realistisches 
Bild von der Fachkräftesituation erhalten zu können“ 
(Burstedde et al. 2017: 18).
Ergänzend betrachtet die Studie auch den sogenann-
ten Ersatzbedarf, d. h. den Anteil der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer über 50 Jahren an der Gesamt-
zahl der Arbeitskräfte in einer Region. Dieser Anteil an 
Stellen muss innerhalb der nächsten 15 Jahre durch 
jüngere Arbeitskräfte nachbesetzt werden. Hier zeigt 
sich, dass diese Quote speziell in Ostdeutschland mit 
36 bis 42 % im Vergleich zu Westdeutschland mit 
durchschnittlich 33 % sehr hoch ist. Ein Blick auf den 
Ausbildungsmarkt zeigt allerdings auch, dass der An-
teil an unbesetzten Ausbildungsstellen in weiten Teilen 
Ostdeutschlands (und in Bayern) mit z. T. über zehn 
Prozent überdurchschnittlich hoch ist. Im Nordosten 
ist jedoch auch der Anteil an mit Ausbildungsstellen 
unversorgten Bewerberinnen und Bewerbern über-
durchschnittlich hoch. Diese „doppelte Belastung“ 
(Burstedde et al. 2017: 23) erklärt sich durch fehler-
hafte Matchingprozesse und verdeutlicht deren Be-
deutung für die Thematik des Fachkräftemangels.
Auch eine Konjunkturumfrage des IW Köln in 2017 
bestätigt den aktuellen Einfluss fehlender Fachkräfte 
auf die deutsche Wirtschaft (IW Köln 2017). Insge-
samt gab ca. ein Drittel der befragten Unternehmen 
eine Überauslastung ihrer Kapazitäten an. Von die-
sen Unternehmen gaben wiederum zwei Drittel das 
Fehlen von passenden Fachkräften als (Teil-)Grund 
dieser Überauslastung an. Damit stelle der „Mangel 
an qualifizierten Mitarbeitern […] hierzulande de[n] 
limitierende[n] Produktionsfaktor“ (IW Köln 2017: 3) 
dar. Obwohl mit 660.000 neu geschaffenen Stellen 
in 2017 der dritthöchste Wert in der deutschen Ge-
schichte seit der Wiedervereinigung erreicht wurde, 
gelte der Fachkräftemangel folglich als „ein Investi-
tionshemmnis in Deutschland“ (IW Köln 2017: 11). 
Gleichzeitig müssen bei solchen Selbstauskünften von 
Unternehmen auch eigennützige Zielsetzungen in Be-
tracht gezogen werden, da Unternehmen grundsätz-
lich daran interessiert sein sollten, Arbeitskosten durch 
ein verstärktes Arbeitskräfteangebot niedrig zu hal-
ten. Auch können für manche Branchen durch Analy-
sen der Entwicklung des Lohnniveaus Rückschlüsse 
darauf gezogen werden, dass höhere Suchkosten für 
passende Fachkräfte auch in einer nicht ausreichen-
den Entlohnung begründet sein können (vgl. z. B. Seils 
2018). Allgemein kann davon ausgegangen werden, 
dass „[das] Überangebot an qualifizierten Arbeitskräf-
ten oder das Unterangebot […] in der Analyse und vor 
allem in der Prognose nicht objektiv [sind], sondern in 
ihrer Einschätzung von Interessen geprägt. Zudem un-
terliegen sie einem kontinuierlichen Wandel und sind 
keine starren Größen“ (IQ - Fachstelle Einwanderung 
2018: 3).
Für den Bereich der MINT-Berufe wird der Umfang 
der Fachkräftelücke im Jahr 2019 durch das IW Köln 
beziffert. Der MINT-Frühjahrsreport (Anger et al. 
2019) zeigt hier unter Berücksichtigung qualifikato-
rischer, nicht jedoch regionaler Mismatches eine Ar-
beitskräftelücke zwischen gemeldeten Stellen und Ar-
beitslosen über alle 36 MINT-Berufskategorien und 
Anforderungsniveaus hinweg von 311.300 Personen 
an. Dies bedeutet zwar einen leichten Rückgang zum 
Vorjahr (-1,1 %), stellt aber immer noch den zweit-
höchsten Wert seit Beginn der Aufzeichnungen in 
2011 dar. Von dieser Lücke entfallen 144.200 Personen 
auf das Niveau Fachkraft (ca. 46 %) und 58.900 auf das 
Niveau Spezialist (ca. 19 %). Nicht-akademische Fach-
kräfte machen demnach also ca. 65 % der Arbeitskräf-
telücke im MINT-Bereich aus. Die Lücke wäre außer-
dem um ca. 209.300 Personen (ca. 67 %) größer, wenn 
die Veränderung in der Beschäftigung von ausländi-
schen MINT-Arbeitskräften seit 2012 dem geringen 
Anstieg entsprochen hätte, wie er unter deutschen Be-
schäftigten in diesen Jahren zu verzeichnen war. Hier 
zeigt sich, dass vor allem im akademischen Bereich 
die bisherige Fachkräftesicherung in den MINT-Beru-
fen bereits in der Vergangenheit zu einem großen Teil 
durch Zuwanderung erfolgte.
Für den IT-Bereich ermittelt die Friedrich-Ebert-Stif-
tung für 2019 einen Engpass von bundesweit 25.600 
IT-Arbeitskräften, was einen Anstieg von 3.200 im Ver-
gleich zum Vorjahr darstellt (Hofmann et al. 2019). In 
diesem Bereich sind fast ausschließlich Stellen betrof-
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fen, die ein gewisses Qualifikationsniveau vorausset-
zen (d. h. ohne Stellen auf Helferniveau).
Die dargelegte Bestandsaufnahme aus Daten der BA 
wird von zahlreichen weiteren Studien unterstützt 
(siehe dazu auch Kapitel 2). Von einem allgemeinen 
Fachkräftemangel kann demnach in Deutschland mo-
mentan nicht die Rede sein. In einzelnen Berufen und 
Regionen können Engpässe jedoch durchaus festge-
stellt werden und einen nicht zu unterschätzenden 
Einfluss auf Wirtschaft und Bevölkerung haben. Diese 
Problematik fehlender Fachkräfte in Deutschland 
nimmt außerdem mit der Zeit zu.
Mit der zukünftigen Entwicklung des Arbeitsmark-
tes im Allgemeinen und dem Umfang und der Struk-
tur der Erwerbsbevölkerung im Speziellen befasst sich 
eine Vielzahl weiterer Studien, von denen die für den 
Gegenstandsbereich dieses Forschungsberichts bedeu-
tendsten im Folgenden mit ihren zentralen Prognose- 
bzw. Projektionsergebnissen vorgestellt werden.
3.2 Zukünftige Entwick-
lung der Erwerbsbevöl-
kerung und des Fach-
kräftebedarfs
Die meisten Studien zur zukünftigen Entwicklung der 
Erwerbsbevölkerung bzw. des Arbeitsmarktes teilen 
eine Anzahl gemeinsamer Annahmen: Aufbauend auf 
aktuellen Trends und Entwicklungen aus der jüngeren 
Vergangenheit wird mittel- bis langfristig von einem 
allgemeinen Rückgang der erwerbsfähigen Bevölke-
rung ausgegangen. Dazu trägt vor allem das bevor-
stehende Ausscheiden der geburtenstarken Jahrgänge 
aus dem Erwerbsleben in Verbindung mit der nied-
rigen Geburtenziffer jüngerer Generationen bei, was 
sich negativ auf das Erwerbspersonenpotenzial aus-
wirkt (vgl. z. B. Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2018). Durch 
steigende Erwerbsquoten, speziell von Frauen und Äl-
teren, konnte diese Entwicklung in der Vergangen-
heit noch ausgeglichen bzw. zum Teil überkompen-
siert werden. Jedoch können auch eine angeglichene 
Erwerbstätigkeit von Frauen und Männern sowie ein 
moderater Anstieg des Renteneinstiegsalters den de-
mografiebedingten Rückgang der Erwerbsbevölkerung 
langfristig nicht gänzlich aufhalten (vgl. z. B. Statisti-
sches Bundesamt 2019, Fuchs et al. 2019).
Auch bezüglich der zu erwartenden Migrationsbewe-
gungen teilt die Mehrheit der Studien gewisse Grund-
annahmen. Im Allgemeinen wird erwartet, dass die in 
den letzten Jahren – v. a. aufgrund der Osterweiterung 
der EU – stark angestiegene Migration aus anderen 
EU-Staaten in den nun folgenden Jahren wieder auf 
ein deutlich niedrigeres Niveau absinken wird, wel-
ches früheren Perioden entspricht. Dies wird mit der 
Verbesserung der Lebensumstände in den Herkunfts-
ländern sowie dem dortigen Eintreten ähnlicher de-
mografischer Effekte wie in Deutschland begründet 
(vgl. z. B. Fuchs et al. 2015). Auch die Annahme, dass 
die gegenwärtig sehr hohe Zuwanderung auf Basis hu-
manitärer Gründe wieder abflachen wird, teilen die 
meisten Studien, stets der Tatsache bewusst, dass ein-
schneidende Ereignisse hier schnell zu großen Verän-
derungen führen können (vgl. z. B. Vogler-Ludwig et al. 
2016; Fuchs et al. 2019).
Die meisten Prognosemodelle basieren zumindest teil-
weise auf Daten des Statistischen Bundesamtes. Die-
ses hat die letzte vollständige Schätzung der Entwick-
lung der Erwerbsbevölkerung in der 14. koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnung auf Basis der Daten-
lage von 2018 veröffentlicht (Statistisches Bundes-
amt 2019). Dabei werden hier die drei Hauptvarian-
ten betrachtet, die von einer moderaten Entwicklung 
der Geburtenhäufigkeit und Lebenserwartung ausge-
hen.15 Die Ergebnisse, die in Abbildung 3-3 dargestellt 
sind, unterscheiden sich lediglich in den Annahmen 
bezüglich der Nettozuwanderung nach Deutschland 
in den Jahren 2019 bis 2060. Hier wird jeweils von in 
ihrer Höhe gestaffelten Zuwanderungsperioden aus-
gegangen, welche im Jahresdurchschnitt insgesamt 
eine Nettozuwanderung von je nach Variante 147.000, 
221.000 oder 311.000 Personen ergeben. Dabei wird in 
allen drei Fällen eine Verringerung der bisherigen Net-
tozuwanderung bis ca. ins Jahr 2030 unterstellt sowie 
eine Stabilisierung in den Folgejahren.
Nach diesen Modellrechnungen bleibt die Bevölke-
rung im Erwerbsalter (20- bis 66-Jährige) von 51,8 Mio. 
Personen in 2018 bis 2020 weitestgehend stabil. Bis 
2035 geht die Zahl jedoch um bis zu 6,0 Mio. Perso-
nen zurück. Nach einer etwa zehnjährigen Phase der 
Stabilisierung fällt sie weiter auf bis zu 40,0 Mio. Per-
sonen. Auch bei der höchsten angenommenen Netto-
zuwanderung von durchschnittlich über 300.000 Per-
sonen wird die Bevölkerung im Erwerbsalter in 2060 
mit 46,0 Mio. um ca. 5,8 Mio. geringer sein als in 2018. 
15 Annahme: Stabilisierung der Geburtenziffer auf 1,55 Kinder je 
Frau und moderater Anstieg der Lebenserwartung bei Geburt bis 
2060 um 6 auf 84,4 Jahre für Jungen und um 5 auf 88,1 Jahre für 
Mädchen (Statistisches Bundesamt 2019).
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Wird die Nettozuwanderung bei sonst gleichen An-
nahmen gänzlich aus der Modellrechnung entfernt, 
würde schon bis zum Jahr 2035 eine Reduzierung um 
ca. 9 Mio. Personen vorliegen. Eine vollständige Kom-
pensation dieses Rückgangs wäre nur bei einer durch-
schnittlichen Nettozuwanderung im Erwerbsalter von 
530.000 Personen pro Jahr möglich.
Weitere Rechenvarianten des Statistischen Bundes-
amts sowie Modellberechnungen der Bertelsmann 
Stiftung auf Basis der 13. koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung zeigen, wie stark sich die vorliegen-
den Fortschreibungen verändern, wenn Annahmen zu 
weiteren einzelnen Faktoren, wie Geburtenziffer oder 
Lebenserwartung, geändert werden (Statistisches Bun-
desamt 2019; Werding/Läpple 2019).
Die im Folgenden dargestellten und weitestgehend 
auf diesen Zahlen basierenden Prognosen beziehen 
sich jedoch meist nicht auf die Personen im erwerbsfä-
higen Alter, sondern auf die Erwerbspersonen bzw. das 
Erwerbspersonenpotenzial. D. h. es werden nur die-
jenigen Personen im erwerbsfähigen Alter betrachtet, 
welche dem Arbeitsmarkt auch tatsächlich zur Verfü-
gung stehen (wollen). Personen in Bildungsmaßnah-
men oder solche, die ausschließlich im Haushalt tätig 
sind und nicht arbeitslos gemeldet sind, werden hier 
nicht berücksichtigt.
Bezogen auf die Prognosen zu Erwerbspersonenpo-
tenzialen und Zuwanderungsbedarf gilt es zu beach-
ten, inwieweit in den zugrundeliegenden Daten der 
fluchtbedingte Anstieg der Migrationsbewegungen in 
den Jahren 2015 und 2016 enthalten ist bzw. inwieweit 
das Wissen um die Ereignisse in diesen Jahren mit in 
die Analyse einfließen konnte. Das IAB schätzt dabei 
„die Wirkung der Flüchtlingszuwanderung seit 2015 
auf die Änderung der jahresdurchschnittlichen Er-
werbstätigenzahl auf +100.000“ (Fuchs et al. 2018: 4). 
In einer vorherigen IAB-Analyse zu Beginn der erhöh-
ten Fluchtmigration im Jahr 2015 mit der Annahme 
einer Zuwanderung von jeweils 1 Mio. Asylsuchenden 
in den Jahren 2015 und 2016 wurde der ‚Flüchtlings-
effekt‘ auf das Erwerbspersonenpotenzial in den Jah-
ren 2017 bis 2025 auf ca. 600.000 Personen geschätzt 
(Fuchs/Weber 2015). Da es sich hier um einen in dieser 
Form nicht vorhergesehenen exogenen Schock han-
delt, beeinflussten die Zuwanderungszahlen in diesen 
Jahren nachhaltig die Aussagekraft früherer Schät-
zungen. Zum Teil waren Szenarien mit hoher Zuwan-
derung vorhanden, die zu diesem Zeitpunkt jedoch 
eher auf eine Zunahme der gezielten Einwanderung 
von Fachkräften abgezielt hatten (Vogler-Ludwig et al. 
2016: 54 f.). Studien zeigen, dass Schätzungen inner-
halb weniger Jahre aufgrund solcher Ereignisse, wie 
auch durch Korrekturen in der zugrundeliegenden 
Datenbasis, teilweise zu unterschiedlichen Schlüssen 
kommen können. Nichtdestrotz wird aus Aktualisie-
rungen vorangegangener Studien, wie der Bevölke-
rungsvorausberechnung des Statistischen Bundes-
amts, ersichtlich, dass sich die generellen Trends auch 
mit der veränderten Datenlage reproduzieren lassen. 
Bei der Interpretation genauer absoluter Zahlen soll-
ten Studien vor Beginn des Anstiegs der fluchtbeding-
ten Migration kritisch hinterfragt werden. Sozial- und 
wirtschaftswissenschaftliche Prognosen sind aber 
auch generell eher als „Projektionen, Trends oder Mo-
dellrechnungen“ zu verstehen, welche auf „zu begrün-
denden Annahmen“ beruhen (Fuchs et al. 2019: 16). 
Tabelle 3-1 führt alle im Folgenden dargestellten Stu-
dien mit den darin verwendeten Datenquellen auf. Bei 
der Auswahl wurde darauf geachtet, möglichst aktu-












niedriger Wanderungssaldo (147.000 Personen) mittlerer Wanderungssaldo (221.000 Personen)
hoher Wanderungssaldo (311.000 Personen )
Quelle: Statistisches Bundesamt 2019
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elle Studien abzubilden. Trotzdem kann hier lediglich 
ein Überblick über ein deutlich umfänglicheres For-
schungsfeld gegeben werden.
Prognosen des IAB
Das IAB hat als Forschungseinrichtung der BA immer 
wieder eigene Prognosen zur vorliegenden Thema-
tik erstellt. Die Bevölkerungsprognosen basieren zwar 
weitestgehend auf den Daten des Statistischen Bun-
desamts, die Methodik weicht jedoch leicht von der 
der Bevölkerungsvorausberechnung ab, z. B. durch 
eine getrennte Schätzung von Deutschen und auslän-
dischen Personen mit unterschiedlichen Geburten-
ziffern (Fuchs/Weber 2018). Auf Basis der 13. koordi-
nierten Bevölkerungsvorausberechnung berechneten 
die Autoren das Erwerbspersonenpotenzial. Dieses 
umfasst neben allen Erwerbstätigen von 15 bis 74 
Jahren auch Arbeitslose sowie die Stille Reserve und 
bildet damit das Maximum an potenziellen Arbeits-
kräften, die Unternehmen in Deutschland zu einem 
bestimmten Zeitpunkt zur Verfügung stünden. 2017 
lag das Potenzial demnach bei 47,1 Mio. Personen und 
damit etwas unter der zuvor betrachteten Anzahl an 
Personen im Erwerbsalter von 20 bis 66 Jahren. Ana-
log zu den Modellen der Bevölkerungsvorausberech-
nung zeigt sich aber auch hier eine negative Entwick-
lung. Trotz der Annahme einer steigenden Entwicklung 
hinsichtlich der Erwerbsquoten speziell von älteren 
Personen und Frauen sowie eines durchschnittlichen 
Wanderungssaldos von 200.000 Personen pro Jahr, 
kommen die Autoren auf ein prognostiziertes Erwerbs-
personenpotenzial von 44,5 Mio. Personen im Jahr 
2030 und 38,9 Mio. Personen in 2060. Lediglich eine 
Steigerung des Wanderungssaldos auf 400.000 Per-
sonen pro Jahr würde das Potenzial auf einem kons-
tanten Niveau halten. Bezüglich der Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt stellt das IAB jedoch auch fest:
„Der Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials 
führt nicht zwangsläufig zu einem Fachkräfteman-
gel, da volkswirtschaftliche Anpassungsreaktionen 
zu erwarten sind (Weber 2016). Zum einen spielt 
dabei der künftige Fachkräftebedarf eine entschei-
dende Rolle, zum anderen können entsprechend 
Bildungsanstrengungen das Qualifikationsniveau 
des Erwerbspersonenpotenzials verbessern. Die 
hohe Arbeitslosigkeit von gering qualifizierten Ar-
beitskräften zeigt, dass ein Teil des an sich vorhan-
denen Arbeitskräftepotenzials kaum genutzt wird. 
Bei künftig eher steigenden Qualifikationsanforde-
rungen könnten höhere Bildungsinvestitionen län-
gerfristig dazu beitragen, die Konsequenzen eines 
sinkenden Erwerbspersonenpotenzials für Wirt-
schaft und Arbeitsmarkt zu mildern“ (Fuchs et al. 
2017: 8).
Prognosen des DIW
Auch das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW) geht ohne die Einrechnung von Wanderungs-
überschüssen und unabhängig von der Entwicklung 
der Erwerbsbeteiligung von einem Rückgang des Er-
werbspersonenpotenzials aus (Brenke/Clemens 2017). 
In fünf verschiedenen (fiktiven) Szenarien – vom Still-
stand der Erwerbsquoten bis zur Fortschreibung der 
Entwicklung der letzten fünf Jahre – gehen die Au-
toren auf Basis der Bevölkerungsvorausberechnung 
sowie Daten des Labour Force Survey von Eurostat von 
einem Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials bis 
Tabelle 3-1:  Ausgewählte Studien zur zukünftigen Entwicklung von Erwerbsbevölkerung und Fachkräftebedarf
Durchführung Jahr Titel Datengrundlage
Bertelsmann Stiftung 2019 Zuwanderung und Digitalisierung. Wie viel Migration 
aus Drittstaaten benötigt der deutsche Arbeitsmarkt 
künftig?
Statistisches Bundesamt, Eurostat, EU-Kommission, 
BIBB, IAB, BA, BAMF
Prognos AG 
(i. A. vbw)
2019 Arbeitslandschaft 2025 Statistisches Bundesamt, BA, IAB, BIBB, IAB
IAB 2018 Fachkräftemangel: Inländische Personalreserven als 
Alternative zur Zuwanderung
Statistisches Bundesamt
BIBB 2018 Bevölkerungswachstum bei geringer Erwerbslosig-
keit. Ergebnisse der fünften Welle der BIBB-IAB-
Qualifikations- und Berufsprojektionen bis zum Jahr 
2035
Statistisches Bundesamt, Statistische Landesämter, 
BA
DIW 2017 Steigende Erwerbsbeteiligung wird künftig kaum 
ausreichen, um den demografischen Wandel in 
Deutschland zu meistern
Statistisches Bundesamt, Eurostat
Economix Research & 
Consulting 
(i. A. BMAS)
2016 Arbeitsmarkt 2030 – Wirtschaft und Arbeitsmarkt im 
digitalen Zeitalter. Prognose 2016
Statistisches Bundesamt, BA, IAB, BAMF
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2040 von ca. 3 bis 9,5 Mio. Personen im Vergleich zu 
2016 aus. Werden durchschnittliche Wanderungsüber-
schüsse von 200.000 Personen pro Jahr angenommen, 
so kann lediglich im Szenario mit Fortschreibung der 
bisherigen Entwicklung der Erwerbsquoten von einem 
konstanten Erwerbspersonenpotenzial ausgegangen 
werden. In den restlichen Szenarien sinkt das Poten-
zial um bis zu 6 Mio. Personen ab. Auch diese Analy-
sen verweisen folglich darauf, dass ein Absinken des 
Erwerbspersonenpotenzials nicht alleine durch eine 
weitere Steigerung der Erwerbsquoten verhindert wer-
den kann, und verdeutlichen die Notwendigkeit der 
Zuwanderung. Die Autoren verweisen jedoch auch da-
rauf, dass die gerechneten Modelle „lediglich als Hin-
weise auf die Bedeutung einzelner Determinanten zu 
verstehen [sind], die Einfluss auf das künftige Erwerbs-
personenpotenzial haben – nicht aber als Prognosen 
über dessen Ausmaß“ (Brenke/Clemens 2017: 685).
‚Arbeitsmarkt 2030‘ im Auftrag des BMAS
Im Auftrag des BMAS wurde in den Jahren 2013, 2015 
und 2016 unter Führung von Economix Research & 
Consulting eine wiederholte Prognosestudie zum ‚Ar-
beitsmarkt 2030‘ durchgeführt, die auf eine breite 
Grundlage aus Daten des Statistischen Bundesamts, 
der BA, des IAB, des AZR, des BAMF sowie eigenen Er-
hebungen zurückgreift (Vogler-Ludwig et al. 2016). Der 
letzte Bericht in dieser Reihe legt einen besonderen 
Fokus auf die Themen ‚Zuwanderung‘ und ‚Digitalisie-
rung‘. Eine durchschnittliche Nettozuwanderung bis 
2030 von 360.000 Personen pro Jahr bildet den Aus-
gangspunkt. Diese Zuwanderung soll dabei bis 2020 
mit ca. 660.000 Personen pro Jahr deutlich stärker aus-
fallen als in den zehn Jahren darauf (200.000 Perso-
nen), wobei die Hälfte dieser Zuwandernden annah-
megemäß aus Flüchtlingen besteht. Für die Zeit nach 
2020 wird kein signifikant hoher Anteil an Flüchtlin-
gen erwartet, wobei explizit darauf hingewiesen wird, 
dass diese Annahmen – wie die Erfahrungen aus der 
Vergangenheit zeigen – „hochgradig spekulativ“ (Vog-
ler-Ludwig et al. 2016: 47) seien. Für den angenom-
menen Fall wird bis ins Jahr 2020 ein Anstieg der Zahl 
an Erwerbspersonen (d. h. ohne die Stille Reserve) auf 
45,5 Mio. prognostiziert, was einen Zuwachs um zwei 
Prozent im Vergleich zu 2014 entspricht. Danach wird 
die Zahl bis 2030 aufgrund des zunehmenden demo-
grafischen Wandels wieder um ca. 1,5 Mio. Personen 
abnehmen. Flüchtlinge stellen dann ca. 2,1 Mio. aller 
etwa 44 Mio. Erwerbspersonen.
Eine zentrale Annahme ist, dass eine Flüchtlingsko-
horte fünf Jahre nach ihrer Ankunft 80 % der Erwerbs-
quote der der Altersgruppe entsprechenden inländi-
schen Bevölkerung aufweist. Des Weiteren wird davon 
ausgegangen, dass etwa die Hälfte der Erwerbsper-
sonen unter den Flüchtlingen zum Zeitpunkt ihrer 
Zuwanderung keine Ausbildung besitzt, „die auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt verwertet werden könnte“ 
(Vogler-Ludwig et al. 2016: 51). Dagegen könnten etwa 
ein Drittel eine den deutschen Standards entspre-
chende Berufsausbildung und weitere zehn Prozent 
ein Hochschulstudium vorweisen. Nach den genann-
ten fünf Jahren soll sich – eine politische Unterstüt-
zung der Integrationsarbeit durch eine ausreichende 
Anzahl an Kursen sowie eine beschleunigte Anerken-
nung von ausländischen Abschlüssen vorausgesetzt – 
der Anteil der Flüchtlinge ohne und mit (inzwischen 
anerkannter) Berufsausbildung umgekehrt haben. In 
einer pessimistischeren Schätzung, bei der sich die 
berufliche Integration als schwieriger herausstellt, 
könnte der Anteil an ungelernten Arbeitskräften aller-
dings auch auf 65 % ansteigen, was zu „erhebliche[n] 
Verwerfungen auf den qualifikationsspezifischen 
Arbeitsmärkten“ führen würde (Vogler-Ludwig 
et al.2016: 52). Nicht nur aufgrund dieser Veränderun-
gen wird für das Arbeitsangebot im Jahr 2030 insge-
samt eine tiefgreifende Veränderung in der Qualifika-
tionsstruktur erwartet. Demnach wird sich die Zahl der 
verfügbaren Personen für Stellen auf Expertenniveau 
im Vergleich zu 2014 um 12,5 % erhöhen, während 
die Zahlen für das Spezialisten- (-0,6 %), Fachkraft- 
(-4,5 %) und vor allem das Helferniveau (-9,7 %) ab-
nehmen. Aufgrund der beschriebenen Qualifikations-
struktur innerhalb der Flüchtlingszuwanderung wurde 
diese Entwicklung im Vergleich zu früheren Progno-
sen leicht abgeschwächt. Eine beschleunigte Digitali-
sierung würde die meisten der aufgezeigten Tenden-
zen noch verstärken. Für Spezialisten jedoch würde 
sich die Entwicklung umkehren und die Zahl sogar um 
0,3 Mio. Personen ansteigen.
Auch bezüglich der Arbeitsnachfrage ergeben sich für 
den Arbeitsmarkt 2030 grundlegende Veränderungen. 
Während Arbeitsplätze vor allem im verarbeitenden 
Gewerbe und der Öffentlichen Verwaltung verloren 
gehen, steigt ihre Zahl insbesondere in den Sektoren 
der Unternehmensdienste (z. B. technische, wissen-
schaftliche und kommerzielle Beratung) sowie in den 
Gesundheits-, Pflege- und Sozialberufen.
Die verschiedenen strukturellen Veränderungen auf 
dem Arbeitsmarkt haben auch einen großen Einfluss 
auf die Entwicklung der Fachkräftelücke. Während 
dem Arbeitsmarkt in 2020 noch prognostiziert etwa 
1,4 Mio. Hochschulabsolventinnen und -absolventen 
fehlen, sind es in 2030 nur noch ca. 0,3 Mio. Personen. 
Bezüglich nicht-akademischer Fachkräfte entwickeln 
sich die Fachkräftelücken für Absolventinnen und Ab-
solventen einer dualen Berufsausbildung einerseits 
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und einer Fachschule andererseits genau entgegenge-
setzt. Während in 2020 noch ein Mangel an Fachkräf-
ten mit dualer Ausbildung (-0,2 Mio. Personen) und ein 
Überschuss an Fachschulabsolventinnen und -absol-
venten (+0,1 Mio.) besteht, dreht sich das Verhältnis in 
2030 um und es kommt zu einem leichten Überschuss 
an Arbeitskräften mit dualer Ausbildung (+0,05 Mio.) 
und einem Mangel an solchen mit Fachschulabschluss 
(-0,3 Mio.). Für Arbeitskräfte ohne Berufsausbildung 
bleibt es in beiden Prognosezeitpunkten bei einem Ar-
beitskräfteüberschuss. Dieser geht allerdings von ca. 
1,5 Mio. Personen in 2020 auf ca. 0,5 Mio. in 2030 zu-
rück. Eine beschleunigte Digitalisierung würde den für 
das bestehende Arbeitskräfteangebot bereits zu hohen 
Bedarf an akademischen Fachkräften und Fachschul-
absolventen weiter steigern. Der Bedarf an Fachkräf-
ten mit einer dualen Ausbildung sowie ohne qua-
lifizierenden Abschluss würde sich jedoch (weiter) 
verringern.
Bezüglich der unterschiedlichen Berufszweige lassen 
sich des Weiteren potenzielle Mangelberufe von po-
tenziellen Überschussberufen trennen. Während spe-
ziell im Tourismus-, Hotel-, und Gaststättengewerbe 
sowie in der Lebensmittelherstellung und -verarbei-
tung von einem Überschuss auszugehen ist, werden 
sich mit großem Abstand vor allem in den medizini-
schen Gesundheitsberufen Fachkräftelücken ergeben.
BIBB-IAB-Qualifikations- und Berufsprojektio-
nen
Auch die Ergebnisse der fünften Welle der BIBB-IAB-
Qualifikations- und Berufsprojektionen, im Rahmen 
des Projektes ‚QuBe - Qualifikation und Beruf in der 
Zukunft‘, liefern Einblicke in die unterschiedlichen Ent-
wicklungen der verschiedenen Berufsbranchen (Maier 
et al. 2018). Auf Basis des Mikrozensus, der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung und Prozessdaten der 
BA veröffentlichen die Autorinnen und Autoren seit 
2010 Prognosemodelle, die aktuell bis ins Jahr 2035 
reichen. Angenommen wird ein Absinken der Netto-
zuwanderung von über 1 Mio. Personen in 2015 auf 
160.000 in 2035. Das bedeutet im Prognosezeitraum 
einen durchschnittlichen Wanderungssaldo von ca. 
300.000 Personen pro Jahr. Unter diesen Vorausset-
zungen würde die Bevölkerungsentwicklung erst im 
Jahr 2027 ihren Höchststand erleben. Die Zahl der Er-
werbspersonen würde bis 2025 ansteigen, daraufhin 
abfallen und letztendlich im Jahr 2035 mit 45,5 Mio. 
Personen rund 1,1 Mio. unter den Projektionsergeb-
nissen für 2020 liegen. Dies ist allerdings immer noch 
etwas höher als der damalige Status Quo für 2015 
(44,9 Mio. Personen). Die Berechnung fußt jedoch auf 
der Annahme einer weiter steigenden Erwerbstätigen-
quote, bei gleichzeitig niedrigerer Bevölkerung im er-
werbsfähigen Alter.
Eine bundesweit negative Differenz zwischen dem An-
gebot an Erwerbspersonen und der jeweiligen Nach-
frage auf dem Arbeitsmarkt – und einem damit einher-
gehenden allgemeinen Arbeitskräfteengpass – gibt es 
im Zeitraum zwischen 2015 und 2025 noch in keiner 
Berufssparte. Erst ab diesem Zeitpunkt ergeben sich 
Engpässe in Land-, Forst- und Tierwirtschaft sowie 
Gartenbau (ab 2025) und in Verkehr, Logistik, Schutz 
und Sicherheit (ab 2035). Im Bereich der Gesundheits- 
und Sozialberufe werden lediglich um das Jahr 2030 
Engpässe prognostiziert, die dann aber wieder abfla-
chen. Neben dieser allgemeinen Differenz aus Ange-
bot und Nachfrage untersucht die Studie die Thema-
tik des Fachkräftemangels zusätzlich noch detaillierter 
mithilfe des sogenannten Fachkräfteindikators (FKI). 
In diese Kennzahl geht neben dem absoluten und rela-
tiven Überschuss bzw. Mangel an Arbeitskräften (ge-
messen in Stunden) auch die Möglichkeit bzw. der nö-
tige Aufwand ein, gelernte Fachkräfte einerseits und 
fachfremdes Personal andererseits zu gewinnen. Der 
resultierende Indikator hat einen Wertebereich von 1 
bis 100, wobei bei Werten unter 45 von einem Fach-
kräfteengpass und bei Werten über 55 von einem 
Fachkräfteüberhang gesprochen werden kann. In der 
Analyse für 2015 erhalten die Autoren so bezogen auf 
die Berufsgruppen (3-Steller der KldB 2010; siehe dazu 
Kapitel 4.2.3) Werte von 33 (für Human- und Zahn-
medizin) bis 73 (für Reinigungsberufe). Der Mittelwert 
von 55,1 in 201516 steigt auch aufgrund des anwach-
senden Erwerbspersonenpotenzials bis 2025 etwas an 
(56,4), fällt danach jedoch hinter das Niveau von 2015 
ab (-1,3 auf 52,9). Die Berufsgruppen mit dem ge-
ringsten FKI in 2035 sind ‚Polizei, Kriminaldienst, Ge-
richts- und Justizvollzug‘, ‚Human- und Zahnmedizin‘ 
sowie ‚Fahrzeugführung im Eisenbahnverkehr‘. Große 
Überschüsse wird es danach dagegen in der ‚Textil-
technik und -produktion‘, der ‚Lehr- und Forschungs-
tätigkeit an Hochschulen‘ sowie der ‚Reinigung‘ geben. 
Tiefergehende Analysen, die auch das Anforderungsni-
veau miteinbeziehen, können „aufgrund des zu hohen 
Detailgrads und der damit verbundenen unsicheren 
Datenlage“ (Maier et al. 2018: 20) nicht durchgeführt 
werden. Da somit auch Helfer- und Expertenstel-
len mit in den FKI einbezogen sind, lassen sich keine 
näheren Aussagen über die Entwicklung hinsichtlich 
nicht-akademischer Fachkräfte tätigen.
16 Jahresvergleich gemessen an Berufshauptgruppen. Der Mittel-
wert für Berufsgruppen liegt methodenbedingt etwas tiefer bei 
51,7.
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‚Arbeitslandschaft 2025‘ im Auftrag der vbw
Eine weitere Studienreihe, die bereits vor der Zunahme 
der fluchtbedingten Zuwanderung begonnen und da-
nach fortgesetzt wurde, ist die sogenannte ‚Arbeits-
landschaft‘. Diese wird von der Prognos AG im Auftrag 
der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.V. (vbw) 
bereits seit 2008 durchgeführt und regelmäßig veröf-
fentlicht. Die aktuellste Studie wurde mit der ‚Arbeits-
landschaft 2025‘ in 2019 vorgelegt. Diese fokussiert 
sich auf die mittelfristige Entwicklung, enthält jedoch 
auch Prognoseszenarien bis in das Jahr 2045. Basie-
rend auf Daten und Annahmen der 13. Bevölkerungs-
vorausrechnung des Statistischen Bundesamts (z. B. 
einem Wanderungssaldo pro Jahr von 200.000 Perso-
nen ab 2021) sowie eigener Studien im Bereich Wirt-
schaft und Technologie kommen die Autorinnen und 
Autoren zu der Schlussfolgerung, „dass im Jahr 2025 
deutschlandweit 2,9 Millionen Erwerbstätige fehlen 
werden“, wobei diese Lücke „hauptsächlich bei Per-
sonen mit einer beruflichen Qualifikation“ bestehen 
wird (Prognos AG 2019: 1). Im Jahr 2017, dem Aus-
gangsjahr der Datengrundlage dieser Studie, wurde 
der negative Arbeitskräftesaldo noch auf ca. 1,1 Mio. 
Personen beziffert, was der Anzahl an offenen Stel-
len in diesem Jahr entspricht. Diese Lücke bestand zu 
zwei Dritteln aus Personen mit nicht-akademischer, zu 
15 % aus solchen mit akademischer und zu 20 % aus 
solchen ohne Berufsausbildung. Die größte zukünftige 
Lücke entsteht im Jahr 2031 mit 3,6 Mio. Personen. 
Als Grund kommt hier vor allem der sich verstärkende 
demografische Wandel zum Tragen. Bis 2045 fällt die 
Differenz darauf wieder unter die Marke von 3 Mio. 
Personen. Die demografische Problematik tritt dabei 
wieder in den Hintergrund und ein stärker eintreten-
der qualifikatorischer Mismatch zwischen Arbeits-
kräfteangebot und -nachfrage tritt zu Tage. Dadurch, 
dass die Tendenz einer steigenden Zahl an Hochschul-
absolventinnen und -absolventen weitergeführt wird 
und gleichzeitig auch langfristig von einem Überan-
gebot bei Arbeitskräften ohne Berufsabschluss aus-
gegangen wird, wird erwartet, dass sowohl in 2025 
als auch in 2045 die Arbeitskräftelücke vor allem aus 
nicht-akademischen Fachkräften bestehen wird, ob-
wohl die Nachfrage nach diesen im Gegensatz zu aka-
demischen Fachkräften generell rückläufig sein wird. 
In 2025 besteht die Lücke zu über 80 % aus nicht-aka-
demischen Fachkräften und nur zu 11 bzw. 7 % aus 
Personen ohne bzw. mit akademischer Ausbildung. In 
2030 besteht keine Fachkräftelücke mehr in Bezug auf 
Personen ohne Berufsausbildung, während sich die 
noch bestehende Lücke zu 93 % aus nicht-akademi-
schen Fachkräften und zu 7 % aus Akademikerinnen 
und Akademikern zusammensetzt. Technische Berufe 
sowie Dienstleistungen in Erziehung und Pflege stel-
len unter den Berufen mit Fachkräftemangel die Grup-
pen mit den größten anzunehmenden Engpässen dar.
‚Zuwanderung und Digitalisierung‘ der Bertels-
mann Stiftung
Die zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Forschungs-
berichts aktuellste Einzelstudie, die sich mit der vor-
liegenden Thematik als Ganzes auseinandergesetzt 
hat, wurde im Auftrag der Bertelsmann Stiftung durch 
Mitarbeitende des IAB und der Hochschule Coburg 
durchgeführt und im Februar 2019 veröffentlicht 
(Fuchs et al. 2019). Die Studie baut dabei auf eine vo-
rausgehende Arbeit der Autoren aus dem Jahr 2015 
auf, aktualisiert die Prognosen zu Erwerbspersonen- 
sowie Zuwanderungspotenzialen und erweitert sie 
bis ins Jahr 2060. Dabei werden speziell bezüglich der 
Zuwanderung von Drittstaatsangehörigen weniger 
Annahmen über deren zukünftigen Verlauf getätigt, 
sondern vor allem berechnet, welche Migrationsbe-
wegungen in welchem Umfang nötig sind, um gewisse 
volkswirtschaftliche Zielsetzungen zu erreichen.
Den Ausgangspunkt der Analysen bildet das Erwerbs-
personenpotenzial (d. h. wiederum inklusive der Stillen 
Reserve) in 2017, welches 47 Mio. Personen beträgt. 
Ausgehend davon wird auf Basis von Prognosen des 
zukünftigen Arbeitskräftebedarfs (durch die zuvor be-
reits angesprochenen BIBB-IAB-Qualifikations- und 
Berufsprojektionen) und der Arbeitslosenquote (auf 
Basis einer Schätzung des Sachverständigenrats zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung) das für 2035 minimale Erwerbspersonenpoten-
zial von 44,6 Mio. Personen berechnet, welches nötig 
sei, um zu diesem Zeitpunkt negative wirtschaftliche 
Folgen durch eine zu geringe Anzahl an Arbeitskräften 
zu vermeiden. Ohne Zuwanderung würde – basierend 
auf einer Berechnung mit gleichbleibender Geburten-
ziffer und Erwerbsquote sowie einem Anstieg der Le-
benserwartung – das Erwerbspersonenpotenzial bis 
2035 auf 39,3 Mio. und bis 2060 auf 31,0 Mio. Perso-
nen herabsinken. Eine dem aktuellen Trend folgende 
Steigerung der Erwerbsquoten sowie deren Anglei-
chung bei Männern und Frauen bzw. deutschen und 
ausländischen Frauen oder eine noch stärkere Zu-
nahme der Erwerbstätigkeit im Alter könnten diese 
Entwicklung nur abfedern, jedoch nicht aufhalten. Le-
diglich eine Zuwanderung in Höhe von 260.000 Per-
sonen pro Jahr würde das zuvor berechnete minimale 
Erwerbspersonenpotenzial im Jahr 2035 sicherstel-
len. Für ein konstantes Potenzial bis 2060 wären sogar 
420.000 Personen jährlich notwendig.
In einem weiteren Schritt liefert ein statistisches Mo-
dell die zu erwartende Zuwanderung aus EU-Staaten 
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im Prognosezeitraum. Demnach wird sich die Zuwan-
derung aus diesen Staaten (aktueller Wanderungs-
saldo: 240.000) bis 2035 und darauf noch einmal bis 
2060 in etwa halbieren (117.000 bzw. 58.000). Das 
heißt, die Autoren gehen im Zeitverlauf bis 2060 von 
einer durchschnittlichen EU-Nettozuwanderung von 
114.000 Personen pro Jahr aus. Bedingt durch eine 
Verlagerung der EU-Binnenmigration durch den Brexit 
könnte diese Zahl noch einmal um ca. 5.000 bis 10.000 
Personen ansteigen. Die Autoren berechnen aus der 
beschriebenen Nettozuwanderung aus der EU sowie 
aus dem minimal sicherzustellenden Erwerbsperso-
nenpotenzial die nötige Zuwanderung aus Drittstaa-
ten. Über diesen Zeitpunkt hinaus findet eine Fort-
schreibung sowohl des Bedarfs als auch des nötigen 
Wanderungssaldos statt. Die jährlichen Nettozuwan-
derungszahlen aus Drittstaaten müssten demnach 
mit der Zeit von 98.000 Personen in den Jahren 2018 
bis 2035 über 170.000 Personen in 2036 bis 2050 bis 
197.000 Personen in 2051 bis 2060 ansteigen. Das 
entspricht einem mittleren Wanderungssaldo von ca. 
146.000 Drittstaatsangehörigen pro Jahr von 2018 bis 
2060. Diese Zahl bezieht sich nicht nur auf zuwan-
dernde Erwerbspersonen, sondern auch auf deren Fa-
milienangehörige inklusive Kinder. Dabei wird keine 
Aussage über die Verteilung der soziodemografischen 
Merkmale innerhalb der Gruppe der Zuwandernden 
getroffen. Genauso wird auch der Anteil von (nicht-
akademischen) Fachkräften nicht festgelegt. Jedoch 
wird im weiteren Verlauf herausgestellt, dass der Be-
darf am deutschen Arbeitsmarkt bezüglich Helfertä-
tigkeiten bis 2035 um gut zehn Prozent sinken wird. 
Auch die Stellen auf Fachkraftniveau werden, je nach 
Stärke der Digitalisierung, um 1,4 bis 2,0 Mio. zurück-
gehen. Lediglich die Stellen auf Spezialisten- und Ex-
pertenniveau erfahren mit +0,7 bis +1,4 Mio. eine Stei-
gerung. Hier, so die Autoren, bestehe der Konflikt zum 
heutigen Stand der Zuwanderung. Diese sei „zu wenig 
von Hochqualifizierten oder zumindest vom mittleren 
Qualifikationsniveau geprägt – und ob nur die Besten 
nach Deutschland kommen, ist zumindest eine offene 
Frage“ (Fuchs et al. 2019: 14).
Abseits der Studien, die den zukünftigen Arbeitsmarkt 
als Ganzes betrachten, existieren auch einige Analysen, 
die lediglich spezielle Branchen oder Regionen in den 
Fokus nehmen. Hofmann et al. zeigen beispielsweise, 
dass sich der Fachkräftebedarf im IT-Bereich in den 
kommenden Jahren deutlich zuspitzen wird, der Eng-
pass im Jahr 2030 bei voraussichtlich 40.900 Personen 
liegen und sich gegenüber heute nahezu verdoppeln 
wird (siehe dazu ausführlich Hofmann et al. 2019).
Auch für das Gesundheits- und Sozialwesen können 
separate Prognosen dargestellt werden. Dabei berech-
nen Auguzky und Kolodziej in einem Gutachten im 
Auftrag des Sachverständigenrats zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ein Worst-
Case-Szenario – ohne Zuwanderung von Fachkräften 
und bei gleichbleibenden Erwerbsquoten – mit einer 
Fachkräftelücke von ca. 1,3 Mio. Personen in 2030 und 
zeigen auf, welche Veränderungen in Arbeitsmarkt und 
Erwerbsbevölkerung welchen Effekt auf die Verringe-
rung dieser Lücke haben (siehe dazu ausführlich Au-
guzky/Kolodziej 2018).
3.3 Zusammenfassung
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass in 
Deutschland in einzelnen Regionen und Branchen seit 
einigen Jahren eine zunehmende Problematik besteht, 
offene Stellen mit passenden Fachkräften zu beset-
zen. Auch wenn ein Teil davon mit Schwierigkeiten im 
Bewerbungs- und Auswahlprozess begründet werden 
kann, stehen auch Berufsfelder fest, in denen ein kon-
kreter Fachkräftemangel beobachtet werden kann und 
in denen folglich jetzt schon nicht-akademische Fach-
kräfte auch aus Drittstaaten – auf Basis der Positiv-
liste – zuwandern können. In bestimmten, bereits von 
Knappheit betroffenen Zweigen, wie z. B. den Gesund-
heitsberufen, werden demografische Prozesse zuneh-
mend neuen Arbeitskräftebedarf fördern (Eichhorst/
Buhlmann 2015; Auguzky/Kolodziej 2018). Zusätzlich 
wird auch dem technischen Fortschritt eine Schlüs-
selrolle zukommen. Wie viele Arbeitsplätze durch die 
zunehmende Digitalisierung entfallen oder aber auch 
neu entstehen können, ist langfristig schwer zu prog-
nostizieren. In einigen Wirtschaftsbereichen ist davon 
auszugehen, dass ein Rückgang in der Erwerbsbevöl-
kerung durch technische Innovationen ausgeglichen 
oder sogar überkompensiert werden kann, während 
die Digitalisierung gleichzeitig in anderen Bereichen 
auch gänzlich neue Berufsgruppen erschaffen kann. 
Die Wahrscheinlichkeit einer Substituierbarkeit ist 
dabei jedoch stark von der Höhe der Qualifikation und 
der jeweiligen Branche abhängig, wobei nicht nur ein-
fache Helfertätigkeiten davon betroffen sind (Dengler/
Matthes 2015).
Ältere Prognosen bezüglich der Entwicklung des zu-
künftigen Erwerbspersonenpotenzials mussten durch 
die verstärkte Fluchtzuwanderung zum Teil korrigiert 
werden. Aller Voraussicht nach wird dieses Potenzial 
innerhalb der nächsten Jahre weiterhin leicht anstei-
gen. Da dann jedoch voraussichtlich sowohl der de-
mografische Wandel verstärkt einsetzen als auch die 
Flüchtlings- sowie die EU-Zuwanderung abnehmen 
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werden, kann ein drastisches Absinken der Erwerbsbe-
völkerung in Deutschland nur durch eine Kompensa-
tion der jetzigen Zuwanderung durch andere Migrati-
onsbewegungen erfolgen. Eine zunehmende gezielte 
Fachkräftezuwanderung auch aus Drittstaaten würde 
gleichzeitig auch bestehende Disparitäten in der Qua-
lifikationsstruktur von Zuwandernden im Vergleich 
zur inländischen Bevölkerung beheben, welche aktuell 
vor allem durch die Fluchtmigration bzw. die Erwerbs-
migration aus den osteuropäischen EU-Mitgliedstaa-
ten bedingt sind (vgl. Heß 2019; Babka von Gostom-
ski 2016; SVR 2019). Neben der Art der Zuwanderung 
selbst ist jedoch auch der Umgang mit den Migran-
tinnen und Migranten in Deutschland besonders re-
levant für die Entwicklung des Arbeitsmarktes. Dies 
zeigt auch die Tatsache, dass vor allem osteuropäische 
Zugewanderte in hoher Zahl einer nicht ihrer eigent-
lichen Qualifikation entsprechenden Tätigkeit nach-
gehen (vgl. z. B. Kaplon et al. 2016). Trotzdem wird in 
zahlreichen Studien dieser Aspekt lediglich am Rande 
betrachtet (IQ - Fachstelle Einwanderung 2018: 7). 
Auch die Aussicht auf eine beginnende Rezession in 
Deutschland (ifo Institut 2019) kann Einfluss nehmen 
auf die Aussagekraft der in Zeiten wirtschaftlichen 
Aufschwungs getätigten Modellrechnungen. Inwie-
weit solche Veränderungen ausreichend in den Simu-
lationsszenarien berücksichtigt wurden, lässt sich nur 
schwer einschätzen.
Je nach Art des verwendeten Schätzmodells und der 
zur Verfügung stehenden Daten ergeben sich in den 
verschiedenen Studien – in Verbindung mit unter-
schiedlichen Annahmen bezüglich der jährlichen Zu-
wanderung und der Entwicklung der Erwerbsbeteili-
gung – sehr unterschiedliche Ergebnisse zum genauen 
Umfang des zukünftigen Fachkräftemangels. Bei 
einem (vom jetzigen Standpunkt aus gesehen) rea-
listischen Wanderungssaldo von durchschnittlich ca. 
200.000 bis 300.000 Personen pro Jahr und einer wei-
terhin noch leicht steigenden Erwerbsbeteiligung er-
geben sich in den betrachteten Szenarien innerhalb 
der nächsten zehn bis 20 Jahre Rückgänge in der Zahl 
der Erwerbspersonen bzw. des Erwerbspersonenpo-
tenzials von immer noch 1,5 bis über 3 Mio. Personen. 
Durch Zuwanderung allein kann die Problematik folg-
lich nur schwer gelöst werden.
Wie die Vergangenheit gezeigt hat, bergen Berechnun-
gen zukünftiger Potenziale aus den genannten Punk-
ten jedoch auch eine erhebliche Unsicherheit. Bedeu-
tende Ereignisse und unvorhersehbare Entwicklungen 
können einen starken Einfluss auf deren letztendli-
ches Eintreffen nehmen. Genauso kann es immer zu 
Anpassungsreaktionen der Wirtschaft kommen, wenn 
eine ersichtliche Knappheit an Arbeitskräfteangebot 
besteht, „denn in der gesamten Geschichte war Man-
gel der Antrieb für Fortschritt“ (Brenke/Clemens 2017: 
685).
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Rechtliche Grundlagen der 
Erwerbsmigration4
Bevor in Kapitel 5 die Entwicklung der ausländischen 
Beschäftigung bzw. der Erwerbsmigration im Fokus 
steht, werden im folgenden Kapitel die rechtlichen 
Grundlagen dargestellt, die eine solche Zuwanderung 
in Deutschland überhaupt erlauben bzw. gesetzlich re-
geln. Der Fokus liegt hierbei auf der Erwerbsmigration 
nicht-akademischer Fachkräfte aus Drittstaaten.
Grundsätzlich gilt, dass für den Zugang zum Arbeits-
markt in Deutschland unterschiedliche gesetzliche 
Regelungen für Drittstaatsangehörige einerseits und 
Staatsangehörige der EU sowie des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR)17 und der Schweiz ande-
rerseits gelten. Durch die Arbeitnehmer- und Nie-
derlassungsfreizügigkeit dürfen Zuwandernde aus 
EU-/EWR-Staaten und der Schweiz grundsätzlich in 
Deutschland erwerbstätig werden – dies gilt sowohl 
für sozialversicherungspflichtige Beschäftigung als 
auch für Selbständigkeit und freiberufliche Tätigkeit. 
Drittstaatsangehörige benötigen dagegen für ihren 
Aufenthalt einen Aufenthaltstitel, der in Deutschland 
erteilt wird. Die Einreise nach Deutschland erfolgt mit 
dem für den jeweiligen Aufenthaltstitel ausgestellten 
Visum. Dieses Visum wird i. d. R. vor der Einreise durch 
die deutsche Auslandsvertretung für maximal drei Mo-
nate erteilt. Ausnahmen gelten für Staatsangehörige 
von Australien, Israel, Japan, Kanada, Neuseeland, der 
Republik Korea und den Vereinigten Staaten. Sie kön-
nen visumfrei einreisen und anschließend direkt bei 
der örtlichen Ausländerbehörde (ABH) ihren Antrag 
auf Erteilung eines Aufenthaltstitels stellen.
Aufenthaltstitel können zu unterschiedlichen Zwecken 
erteilt werden und sind mit unterschiedlichen Rech-
ten bezüglich der Erwerbstätigkeit verbunden. Da in 
diesem Bericht die nicht-akademischen Fachkräfte be-
trachtet werden, stehen die gesetzlichen Grundlagen 
17 EU und Norwegen, Island und Liechtenstein.
für diese Gruppe im Vordergrund. Allerdings ist es für 
die Einordung der Regelungen in den Gesamtkontext 
der Erwerbszuwanderung wichtig, auch die anderen 
Aufenthaltstitel im Rahmen der Erwerbsmigration zu 
betrachten. Zudem gibt es neben den Titeln der Er-
werbsmigration auch die Möglichkeit, im Rahmen an-
derer Aufenthaltstitel erwerbstätig werden zu können, 
so z. B. für Personen im Familiennachzug oder aner-
kannte Flüchtlinge. Auch diese Möglichkeiten werden 
im Folgenden kurz aufgeführt, da bei den meisten vor-
handenen Daten zur Erwerbstätigkeit nicht nach dem 
zugrundeliegenden Aufenthaltstitel unterschieden 
werden kann.
Die Quellen der in den folgenden Kapiteln dargestell-
ten rechtlichen Möglichkeiten sind die jeweiligen Ge-
setzestexte sowie – wenn nicht anders vermerkt – In-
formationen der Webseite des BAMF. Ziel ist dabei 
nicht die vollständige juristische Erläuterung der Zu-
wanderungsmöglichkeiten, sondern die übersichtli-
che Darstellung der Möglichkeiten, verbunden mit der 
Nennung der Grundbedingungen für die Erteilung der 
jeweiligen Aufenthaltstitel.




Die Arbeitnehmer- und Niederlassungsfreizügigkeit 
ermöglicht es grundsätzlich Zuwandernden aus der 
EU, dem EWR und der Schweiz (= Freizügigkeitsbe-
rechtigte), in Deutschland erwerbstätig zu werden. Alle 
Freizügigkeitsberechtigten dürfen dabei ohne Visum 
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einreisen und sich für die Dauer von drei Monaten in 
Deutschland aufhalten, wenn sie im Besitz eines gülti-
gen Ausweisdokuments sind.
Wer sich länger als drei Monate in Deutschland auf-
halten möchte, muss seinen Lebensunterhalt durch Er-
werbstätigkeit bzw. eigene finanzielle Mittel bestreiten 
können und einen Krankenversicherungsschutz nach-
weisen. Nach einem ununterbrochenen rechtmäßigen 
Aufenthalt von mindestens fünf Jahren in Deutschland 
erhalten EU-Bürgerinnen und -Bürger das Recht auf 
Daueraufenthalt und sind ohne obige Nachweise auf-
enthaltsberechtigt.
Für die Erwerbstätigkeit gilt nach der Verordnung (EU) 
Nr. 492/2011, dass jeder bzw. jede Angehörige eines 
Mitgliedstaats berechtigt ist, eine Beschäftigung in 
einem anderen Mitgliedstaat nach den für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer dieses Staats gelten-
den einschlägigen Rechtsvorschriften zu suchen. Die 
Mitgliedstaaten dürfen dabei keine diskriminierenden 
Praktiken anwenden (z. B. Beschränkung von Stellen-
angeboten auf Staatsangehörige oder Sprachkennt-
nisse, die über die Anforderungen der Stelle hinausge-
hen). Zudem haben EU-Staatsangehörige das Recht, 
sich für mindestens 6 Monate in dem Aufnahmemit-
gliedstaat ohne eine Anmeldung des Aufenthaltes auf-
zuhalten, um nach einem Arbeitsplatz zu suchen. Eine 
Verlängerung dieser Frist kann beantragt werden, hie-
rüber wird im jeweiligen Mitgliedstaat individuell ent-
schieden.
4.2 Möglichkeiten der 
Erwerbstätigkeit für 
Drittstaatsangehörige
Die Möglichkeiten zur Erwerbstätigkeit hängen bei 
Drittstaatsangehörigen vom jeweiligen Aufenthaltssta-
tus ab. Neben Personen, die zum Zweck der Erwerbs-
tätigkeit nach Deutschland kommen und die somit 
auch einen entsprechenden Aufenthaltstitel erhalten, 
dürfen auch weitere ausländische Drittstaatsangehö-
rige in Deutschland erwerbstätig werden.
4.2.1 Recht zur Erwerbstätigkeit außerhalb der 
Erwerbsmigration
Grundsätzlich gilt, dass bei Aufenthalten aus familiä-
ren Gründen und bei unbefristeten Aufenthaltstiteln 
(z. B. Niederlassungserlaubnisse oder Daueraufenthalt-
EU) die Erwerbstätigkeit uneingeschränkt gestattet ist. 
Gleiches gilt bei anerkannten Flüchtlingen und sub-
sidiär Schutzberechtigten. Ist dagegen im Asylverfah-
ren nur ein Abschiebungsverbot festgestellt worden, 
entscheidet die ABH im jeweiligen Einzelfall, ob eine 
Genehmigung zur Ausübung einer Beschäftigung er-
teilt wird.
Asylbewerberinnen und Asylbewerber, die sich noch 
im Asylverfahren befinden, erhalten vom BAMF eine 
Aufenthaltsgestattung. Diese berechtigt sie, bis zum 
Abschluss des Asylverfahrens in Deutschland zu leben 
und nach Erlaubnis durch die Ausländerbehörde und 
ggf. erforderlicher Zustimmung der BA auch zu ar-
beiten. Wenn das Asylverfahren mit einem negativen 
Bescheid endet, erhalten Personen, bei denen die Ab-
schiebung ausgesetzt wurde, von der ABH eine Dul-
dung. Personen, die eine Aufenthaltsgestattung be-
sitzen, dürfen nicht arbeiten, solange sie verpflichtet 
sind, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen.18 Eine 
Ausnahme gilt trotz Fortbestehens der Wohnpflicht, 
wenn das Asylverfahren nicht innerhalb von neun Mo-
naten unanfechtbar abgeschlossen ist, aber nur, wenn 
die Person nicht die Staatsangehörigkeit eines sicheren 
Herkunftslandes besitzt oder der Asylantrag nicht als 
offensichtlich unbegründet oder unzulässig abgelehnt 
wurde. Bevor Asylbewerberinnen und Asylbewerber 
eine Arbeit aufnehmen dürfen, benötigen sie allerdings 
eine entsprechende Genehmigung, die von der ABH 
erteilt werden kann. Die Genehmigung erfolgt hier auf 
Basis einer Einzelfallprüfung. Zusätzlich muss auch die 
Arbeitsagentur vor Ort zustimmen, was in einem inter-
nen Dialog mit der ABH geklärt wird. Sobald die Per-
son vier Jahre in Deutschland aufhältig war, ist in aller 
Regel die Zustimmung der Arbeitsagentur nicht weiter 
erforderlich.
Keine Wartezeit besteht bei geduldeten Personen für 
bestimmte Beschäftigungen, bei denen es keiner Zu-
stimmung der BA bedarf. Dies gilt z. B. für die Berufs-
ausbildung in einem staatlich anerkannten oder ver-
gleichbar geregelten Ausbildungsberuf oder bei dem 
Erhalt eines Arbeitsplatzes, bei dem die Voraussetzun-
gen der Blauen Karte EU (Hochschulabschluss und 
18 Diese Verpflichtung gilt für Asylantragstellende bis zur Entschei-
dung des Bundesamtes über den Asylantrag und im Falle der 
Ablehnung des Asylantrags bis zur Ausreise oder bis zum Voll-
zug der Abschiebungsandrohung oder -anordnung, längstens 
jedoch bis zu 18 Monate. Bei minderjährigen Kindern und ihren 
Eltern oder anderen Sorgeberechtigten sowie ihren volljährigen, 
ledigen Geschwistern gilt eine Maximalfrist von sechs Mona-
ten. Antragstellende aus sicheren Herkunftsstaaten, die ihren 
Asylantrag nach dem 31. August 2015 gestellt haben, müssen 
während des gesamten Asylverfahrens in den Aufnahmeeinrich-
tungen wohnen und dürfen keine Beschäftigung aufnehmen.
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Mindestgehalt) erfüllt sind. Im Übrigen gilt für Be-
schäftigungen, die der Zustimmungspflicht durch die 
BA unterliegen, eine Wartefrist von drei Monaten. Ge-
duldete dürfen allerdings keiner Beschäftigung nach-
gehen, wenn sie eingereist sind, um Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen oder 
wenn sie aufenthaltsbeendende Maßnahmen verhin-
dern (z. B. ihre Identität verschleiern).
Eine weitere Gruppe, die erwerbstätig sein darf, sind 
Studierende und Auszubildende. Für diese gelten al-
lerding zeitliche Beschränkungen für die Erwerbstä-
tigkeit. Ausländische Studierende mit einer Aufent-
haltserlaubnis nach § 16 AufenthG dürfen gemäß § 16 
Abs. 3 im Jahr 120 volle oder 240 halbe Tage arbeiten. 
Zudem dürfen sie ohne zeitliche Begrenzung einer stu-
dentischen Nebentätigkeit nachgehen. Allerdings dür-
fen internationale Studierende aus Drittstaaten sich 
nicht selbstständig machen oder freiberuflich tätig 
werden. Wer mehr als 240 halbe oder 120 volle Tage 
arbeiten möchte und das nicht in einer studentischen 
Nebentätigkeit tun kann, kann bei der ABH die Erlaub-
nis zur Ausübung dieser Beschäftigung beantragen. 
Dazu wird ein konkretes Arbeitsangebot benötigt und 
die Zustimmung der BA wird hierzu von der ABH ein-
geholt. Die BA prüft dann, ob geeignete bevorrechtigte 
Arbeitslose (deutsche oder freizügigkeitsberechtigte 
ausländische Personen, Vorrangprüfung, siehe Kapi-
tel 4.2.2) für die Stelle zur Verfügung stehen und ob 
das Einkommen dem üblichen Niveau entspricht. Aber 
selbst wenn die Arbeitsagentur zustimmt, kann die 
ABH die Erlaubnis letztlich noch verweigern, falls sie 
durch diese Arbeit den Erfolg des Studiums gefährdet 
sieht. Bei einem in Deutschland absolvierten Studium 
sind Pflichtpraktika, die Bestandteil der Prüfungsord-
nung sind, zustimmungsfrei, selbst wenn sie vergütet 
werden. Sie gehören zum Studium, werden entspre-
chend von diesem Aufenthaltszweck miterfasst und 
auch nicht auf die 120 Tage angerechnet.
4.2.2 Migration zum Zweck der 
Erwerbstätigkeit: Überblick
Aufenthaltstitel, die zum Zweck der Erwerbstätigkeit 
erteilt werden, finden sich in §§ 18 bis 21 AufenthG. 
Zudem regeln §§ 39 bis 42 AufenthG die Beteiligung 
der BA. Weitere Vorschriften finden sich in der Be-
schäftigungsverordnung (BeschV). Voraussetzung für 
die Erteilung eines Visums zur Erwerbsmigration ist 
ein konkretes Arbeitsplatzangebot und die Zustim-
mung der BA, sofern es sich nicht um eine zustim-
mungsfreie Beschäftigung handelt.
Nach der Einreise nach Deutschland mit einem Visum 
zum Zweck der Erwerbstätigkeit müssen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer vor dessen Ablauf einen 
Aufenthaltstitel mit Beschäftigungserlaubnis bei der 
ABH am Wohnsitz beantragen. Dieser Aufenthaltstitel 
wird – mit Ausnahme der von Beginn an unbegrenzt 
gültigen Niederlassungserlaubnis für Hochqualifizierte 
nach § 19 AufenthG – grundsätzlich für eine einge-
schränkte Dauer bzw. bei befristeten Verträgen für die 
Dauer der Beschäftigung ausgestellt. Für Beschäfti-
gungen, die von vornherein nicht länger als ein Jahr 
andauern, werden Visa für bis zu einem Jahr erteilt. In 
diesen Fällen ist kein Aufenthaltstitel bei der Auslän-
derbehörde einzuholen.
Die BA ist grundsätzlich bei der Erteilung von Aufent-
haltserlaubnissen zu Erwerbszwecken involviert. Sie 
kann der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zustim-
men, wenn sich durch die Beschäftigung von Auslän-
derinnen und Ausländern keine nachteiligen Aus-
wirkungen auf dem Arbeitsmarkt ergeben. Stehen 
deutsche Personen oder ausländische, die diesen hin-
sichtlich der Arbeitsaufnahme rechtlich gleichgestellt 
sind oder die nach dem Recht der EU einen Anspruch 
auf vorrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt haben, 
zur Verfügung (Vorrangprüfung, § 39 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 AufenthG), müssen diese i. d. R. bevorzugt wer-
den. Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis ist aber 
auch möglich, wenn die BA für einzelne Berufsgrup-
pen oder Wirtschaftszweige festgestellt hat, dass die 
Besetzung der offenen Stellen mit ausländischen Be-
werberinnen und Bewerbern arbeitsmarkt- und inte-
grationspolitisch verantwortbar ist (§ 39 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 AufenthG). In allen Fällen gilt, dass der oder die 
Drittstaatsangehörige nicht zu ungünstigeren Arbeits-
bedingungen als vergleichbare deutsche Personen 
beschäftigt werden darf (§ 39 Abs. 2 Satz 1 AufenthG 
letzter Halbsatz). Die Zustimmung zur Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis kann die Dauer und die beruf-
liche Tätigkeit festlegen und die Beschäftigung auf 
bestimmte Betriebe oder Bezirke beschränken (§ 39 
Abs. 4 AufenthG).
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Aufenthaltserlaubnis gemäß § 18 Abs. 3 AufenthG 
(Tätigkeit ohne Qualifikationsvoraussetzung) X
teilweise, in 
BeschV geregelt
Aufenthaltserlaubnis gemäß § 18 Abs. 4 AufenthG 
(Tätigkeit mit Qualifikationsvoraussetzung) X X
teilweise, in 
BeschV geregelt
Aufenthaltserlaubnis gemäß § 18a AufenthG 
(qualifizierte Geduldete)
X X teilweise, in BeschV geregelt
Niederlassungserlaubnis gemäß § 18b AufenthG 
(ausländische Absolventen deutscher Hochschulen  
mit Voraufenthalt in Deutschland)
X nein
Niederlassungserlaubnis gemäß § 19 AufenthG 
(hochqualifizierte Beschäftigung) X nein
Blaue Karte EU gemäß § 19a AufenthG 




Aufenthaltserlaubnis gemäß § 20 AufenthG  
(zum Zweck der Forschung) X nein
Kurzfristige Mobilität/Mobile Forscher gemäß § 20a  
und § 20b AufenthG 
(Regelung für Forscher mit AT in anderem EU-Land)
X nein
ICT-Karte gemäß § 19b AufenthG 
(unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer)
X X ja wenn nicht zu-stimmungsfrei
Kurzfristige Mobilität/Mobiler-ICT-Karte gemäß § 19c  
und § 19d AufenthG 
(Regelung für Personen mit ICT-Karte in anderem EU-Land)
X X nein bis 90 Tage, ja wenn länger
Aufenthaltserlaubnis gemäß § 21 AufenthG 
(selbständige/freiberufliche Tätigkeit)
(X) X X nein, aber andere Stellen beteiligt
Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitsplatzsuche/Anerkennung von Qualifikation
Aufenthaltserlaubnis gemäß § 16 Abs. 5 AufenthG 
(Arbeitsplatzsuche nach Studium in Deutschland  
für max. 18 Monate, Erwerbstätigkeit erlaubt)
X nein
Aufenthaltserlaubnis gemäß § 17 Abs. 3 AufenthG 
(Arbeitsplatzsuche nach Berufsausbildung in Deutschland  
für max. 12 Monate, Erwerbstätigkeit erlaubt)
X nein
Aufenthaltserlaubnis gemäß § 18c AufenthG  
(Arbeitsplatzsuche nach Studium  
für max. 6 Monate, Erwerbstätigkeit nicht erlaubt)
X nein
Aufenthaltserlaubnis gemäß § 17a AufenthG  
(Anerkennung ausländischer Berufsqualifikation) X X ja
Besondere Regelungen zur Erwerbstätigkeit
Westbalkanregelung gemäß § 18 AufenthG  
i. V. m. § 26 Abs. 2 BeschV, befristet bis 31.12.2020 X X X ja
‚3+2-Regelung‘ für Geduldete in Berufsausbildung gemäß 
60a Abs. 2 Sätze 4 und 5 AufenthG, § 18a Abs. 1a AufenthG X ja
*Vorrangprüfung und/oder Prüfung der Arbeitsbedingungen
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tungen und die für die Berufszulassung zuständigen 
Behörden beteiligt. Somit ist davon auszugehen, dass 
auch in dieser Personengruppe vor allem gut ausgebil-
dete Personen zuwandern.
Für Akademikerinnen und Akademiker wurde zum 
1. August 2012 mit der Blauen Karte EU als Umset-
zung der sogenannten Hochqualifizierten-Richtlinie 
der EU (RL 2009/50/EG) ein neuer Aufenthaltstitel 
eingeführt. Um eine Blaue Karte EU in Deutschland zu 
erhalten, müssen Drittstaatsangehörige neben einem 
Arbeitsvertrag bzw. einem verbindlichen Arbeitsplatz-
angebot auch einen deutschen Hochschulabschluss 
oder einen ausländischen Hochschulabschluss, der 
in Deutschland anerkannt oder mit einem deutschen 
Hochschulabschluss vergleichbar ist, vorweisen. Für 
die Erteilung der Blauen Karte EU gilt als Vorausset-
zung ein jährliches Bruttomindesteinkommen in Höhe 
von zwei Dritteln der jährlichen Beitragsbemessungs-
grenze der allgemeinen Rentenversicherung. Somit 
liegt das Mindesteinkommen im Jahr 2019 bei 53.600 
Euro. Für Mangelberufe, für die in Deutschland ein 
hoher Bedarf besteht (d. h. für potenzielle Beschäftigte 
in den Naturwissenschaften, der Mathematik und dem 
Ingenieurswesen sowie Ärztinnen und Ärzte und IT-
Fachkräfte) wird eine niedrigere Gehaltsgrenze (52 % 
der Beitragsbemessungsgrenze) von 41.808 Euro im 
Jahr 2019 zu Grunde gelegt. Wenn das Mindestgehalt 
der Blauen Karte EU von 53.600 Euro erfüllt wird, sind 
alle Berufe seitens der BA zustimmungsfrei. Für die 
Ausübung der Mangelberufe unterhalb dieser Grenze 
ist grundsätzlich die Zustimmung der BA, die eine Prü-
fung der Arbeitsbedingungen durchführt, aber keine 
Vorrangprüfung erforderlich. Eine Ausnahme gilt für 
Personen mit dem Abschluss einer deutschen Hoch-
schule. Unabhängig von ihrem Beruf wird bei ihnen 
keine Zustimmung der BA vorausgesetzt.
Werden die Bedingungen für die Blaue Karte EU nicht 
erfüllt, kann an Akademikerinnen und Akademiker ein 
Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 erteilt werden. Wel-
che Berufe bei diesem Aufenthaltstitel seitens der BA 
zustimmungsfrei sind, regelt die Beschäftigungsver-
ordnung. Dieser Aufenthaltstitel wird auch an nicht-
akademische Fachkräfte erteilt. Da es sich um den be-
deutendsten Aufenthaltstitel für nicht-akademische 
Fachkräfte handelt, wird dieser in Kapitel 4.2.3 aus-
führlicher betrachtet.
Falls es sich bei der akademischen Zuwanderung um 
Forscherinnen oder Forscher handelt, wird ein Aufent-
haltstitel nach § 20 AufenthG erteilt. Sind Drittstaats-
angehörige in einem anderen EU-Land zum Zweck der 
Forschung tätig, können sie kurzfristig (bis 180 Tage 
innerhalb von 360 Tagen) ebenfalls in Deutschland 
Je nach Qualifikationsniveau und Art der Erwerbs-
tätigkeit werden die im Folgenden aufgeführten 
Titel zur Erwerbsmigration19 erteilt (Tabelle 4-1). 
Eine ausführliche Darstellung der vollständigen 
rechtlichen Grundlagen und weitere Informatio-
nen sind beispielsweise unter www.bamf.de bzw. 
www.make-it-in-germany.com oder bei der BA  
(www.arbeitsagentur.de) zu finden.
Die zentrale Bedingung aller Aufenthaltstitel zur Er-
werbstätigkeit ist eine vorliegende Arbeitsplatzzusage. 
Wie Tabelle 4-1 zeigt, sind die Aufenthaltstitel zudem 
an weitere Voraussetzungen geknüpft bzw. bestimm-
ten Personengruppen vorbehalten.
In den letzten Jahren sind dabei verstärkt Möglich-
keiten für gut qualifizierte Zuwandernde geschaffen 
worden, wie z. B. die Einführung der Blauen Karte EU, 
die ICT-Karte oder die Möglichkeit zur Arbeitsplatz-
suche für Hochschulabsolventinnen und -absolventen 
mit ausländischem Hochschulabschluss. Für Personen 
mit geringer Qualifikation existiert im Rahmen der Er-
werbsmigration einzig § 18 Abs. 3 AufenthG. Ob eine 
Zustimmung der BA notwendig ist, ist der Beschäfti-
gungsverordnung zu entnehmen. Dort sind die Berufe 
aufgelistet, für die eine Zustimmung notwendig ist 
bzw. die zustimmungsfrei sind. Insgesamt sind die Zu-
wanderungsmöglichkeiten für gering Qualifizierte al-
lerdings begrenzt. Dies ist darauf zurückzuführen, dass 
es in Deutschland im Vergleich zu Personen mit abge-
schlossener Berufsausbildung noch überdurchschnitt-
lich viele arbeitslose Personen gibt, die keine Ausbil-
dung besitzen und der Bedarf an gering qualifizierter 
Zuwanderung damit niedriger ist als bei qualifizierter 
Zuwanderung20. Es ist dabei nicht explizit ausgeschlos-
sen, dass Personen ohne Berufsausbildung auch als 
Selbständige nach § 21 AufenthG zuwandern könnten. 
Hier ist kein Qualifikationsniveau im Gesetz vorgege-
ben, allerdings ist die Erteilung der Genehmigung zur 
Selbständigkeit u. a. abhängig von der Finanzierung 
durch Eigenkapital und den unternehmerischen Er-
fahrungen der Person. Bei der Prüfung werden zudem 
fachkundige Körperschaften, die zuständigen Gewer-
bebehörden, die öffentlich-rechtlichen Berufsvertre-
19 Zusätzlich gibt es noch weitere Möglichkeiten, die jedoch 
quantitativ wenig bedeutend sind: Internationaler Personal-
austausch/Auslandsprojekte (§ 18 Abs. 2 AufenthG i. V. m. § 10 
BeschV), Entsendung nach GATS/Freihandelsabkommen (§ 18 
Abs. 2 AufenthG i. V. m. § 29 Abs. 5 BeschV), Aufenthaltserlaub-
nis für Absolventinnen und Absolventen deutscher Auslands-
schulen (§ 18 Abs. 2 AufenthG i. V. m. § 7 BeschV).
20 Laut Wanderungsmonitoring des BAMF wurden im Jahr 2018 
von rund 47.600 erteilten Aufenthaltserlaubnissen an Personen, 
die auch im Jahr 2018 eingereist waren, rund 17.000 (und damit 
etwas mehr als ein Drittel) nach § 18 Abs. 3 für Tätigkeiten ohne 
Qualifikationsvoraussetzung erteilt (Graf 2019a: 18).
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tätig werden. Hierbei reicht eine Mitteilung an die Na-
tionale Kontaktstelle im BAMF aus, ein eigener Auf-
enthaltstitel ist nicht notwendig. Nach einer Vollstän-
digkeitsprüfung der Unterlagen übermittelt das BAMF 
die Mitteilung an die zuständige ABH. Diese kann den 
beabsichtigten Aufenthalt innerhalb von 30 Tagen 
ablehnen. Beträgt der Aufenthalt mehr als 180 Tage, 
kann eine Aufenthaltserlaubnis für mobile Forscher 
nach § 20b AufenthG beantragt werden.
Für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit be-
sonderen fachlichen Kenntnissen und Lehrpersonen 
sowie wissenschaftliche Mitarbeitende in herausgeho-
bener Funktion (§ 19 AufenthG) gibt es darüber hinaus 
die Möglichkeit, von Beginn an eine unbefristete Nie-
derlassungserlaubnis zu erhalten. Eine Niederlassungs-
erlaubnis können zudem Personen mit einem dem Ab-
schluss angemessenen Arbeitsplatz erhalten, die ein 
Studium an einer staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Hochschule oder vergleichbaren Ausbildungsein-
richtung im Bundesgebiet erfolgreich abgeschlossen 
haben und seit zwei Jahren einen Aufenthaltstitel nach 
den §§ 18, 18a, 19a oder 21 AufenthG besitzen (§ 18b 
AufenthG).
Mitte des Jahres 2017 wurden mit der Umsetzung 
der sogenannten ICT-Richtlinie zudem neue Rege-
lungen speziell für unternehmensintern Entsendete 
(Intra-Corporate Transferee) eingeführt. Der Aufent-
haltstitel nach § 19b AufenthG kann für Drittstaats-
angehörige, die als Führungskräfte, Spezialistinnen 
und Spezialisten oder Trainees in einem Unterneh-
men im EU-Ausland tätig sind und in eine Niederlas-
sung derselben Unternehmensgruppe in Deutschland 
entsandt werden, erteilt werden. Voraussetzung ist, 
dass die jeweilige Person seit mehr als sechs Monaten 
zum Unternehmen gehört und in einer Niederlassung 
in Deutschland tätig wird, die demselben Unterneh-
men angehört wie die entsendende Niederlassung im 
EU-Ausland. Zudem muss der Transfer länger als 90 
Tage dauern. Die BA muss hierfür zugestimmt haben 
oder die Tätigkeit muss von einer Zustimmung befreit 
sein. Ähnlich wie beim Aufenthaltstitel zum Zweck der 
Forschung gibt es auch hier Aufenthaltstitel für Dritt-
staatsangehörige, die in einem anderen EU-Land tätig 
sind und dort einen entsprechenden Aufenthaltsti-
tel als ICT besitzen. Eine kurzfristige Tätigkeit (bis 90 
Tage innerhalb von 180 Tagen) ist dann ohne deut-
schen Aufenthaltstitel möglich und erfordert neben 
formellen Bedingungen lediglich die Mitteilung an die 
Nationale Kontaktstelle im BAMF. Beträgt der Aufent-
halt mehr als 180 Tage, kann eine Aufenthaltserlaubnis 
für einen mobilen ICT nach § 19d AufenthG beantragt 
werden.
Die bisher genannten gesetzlichen Regelungen be-
ziehen sich dabei ausschließlich auf Personen, die 
einen Aufenthaltstitel zur Erwerbsmigration erhal-
ten und auch aus Gründen der Erwerbstätigkeit nach 
Deutschland zuwandern. Durch die seit 2015 stark an-
gestiegene Zuwanderung von Asylsuchenden hat sich 
allerdings auch die Zahl der Geduldeten in Deutsch-
land erhöht. Grundsätzlich ist es geduldeten Perso-
nen nicht gestattet zu arbeiten. In Ausnahmefällen 
kann jedoch – nach Ablauf von drei Monaten und Zu-
stimmung durch die BA – eine Beschäftigungserlaub-
nis erteilt werden (siehe Kapitel 4.2.1). Geduldete, die 
mit einem anerkannten oder einem deutschen Hoch-
schulabschluss vergleichbaren ausländischen Hoch-
schulabschluss seit zwei Jahren ununterbrochen eine 
dem Abschluss angemessene Beschäftigung ausge-
übt haben oder als Fachkraft seit drei Jahren ununter-
brochen eine Beschäftigung ausgeübt haben, die eine 
qualifizierte Berufsausbildung voraussetzt, erhalten 
unter Erfüllung weiterer Kriterien (u. a. ausreichende 
Deutschkenntnisse) einen Aufenthaltstitel zum Zweck 
der Beschäftigung nach § 18a AufenthG.
Zudem wurde im August 2016 die Ausbildungsdul-
dung im Rahmen der sogenannten ‚3+2-Regelung‘ für 
geduldete Auszubildende geschaffen. Auszubildende 
mit einer Duldung können nach dieser Regelung ihre 
Ausbildung beenden und anschließend eine zweijäh-
rige Aufenthaltserlaubnis erhalten, wenn sie eine ihrer 
Ausbildung entsprechende Arbeitsstelle finden. Die 
Bezeichnung ‚3+2-Regelung‘ ist darauf zurückzufüh-
ren, dass viele Berufe eine dreijährige Ausbildung er-
fordern. Die Regelung gilt aber auch für zweijährige 
qualifizierte Ausbildungsberufe. Eine einjährige Ausbil-
dung in Helferberufen ist allerdings keine qualifizierte 
Berufsausbildung im Sinne dieser Regelung und fällt 
daher bisher nicht darunter (für zukünftige Änderun-
gen im Rahmen des Migrationspaketes siehe Kapi-
tel 4.2.4 sowie 6). Auch Qualifizierungsmaßnahmen, 
mit denen erst eine Ausbildungsreife erzielt werden 
soll, fallen nicht unter diese Regelung. 
Während des Asylverfahrens konnte bis dato mit einer 
Beschäftigungserlaubnis zwar eine Ausbildung auf-
genommen, diese aber im Fall einer Abschiebung in 
Folge einer Ablehnung des Asylantrags aber nicht 
fortgesetzt werden. Ziel der Regelung war es somit, 
geduldeten Personen, die sich bereits in einer Ausbil-
dung befinden, in Einzelfällen eine Möglichkeit bieten 
zu können, diese zu beenden bzw. eine Ausbildung zu 
beginnen und auch abschließen zu können. Zudem 
sollte den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern mit der 
Möglichkeit einer Beschäftigung im Anschluss an die 
Ausbildung eine gewisse Planungssicherheit gegeben 
werden. Vorausgesetzt ist u. a., dass die Personen nicht 
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aus einem sicheren Herkunftsland stammen, keine 
Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevorstehen 
und die Identität der Person geklärt ist. Bei der Ausbil-
dung muss es sich um eine qualifizierte Berufsausbil-
dung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar 
geregelten Ausbildungsberuf handeln. Die Regelung 
ist erst nach einem abgeschlossenen Asylverfahren an-
wendbar.
Eine weitere Sonderregelung wurde für die Westbal-
kanstaaten eingeführt: Staatsangehörige aus Alba-
nien, Bosnien und Herzegowina, dem Kosovo, Nord-
mazedonien21, Montenegro und Serbien können seit 
dem 1. Januar 2016 auf Basis der sogenannten ‚West-
balkanregelung‘, die durch eine Änderung in der Be-
schäftigungsverordnung ermöglicht wurde, eine Auf-
enthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit 
unabhängig von ihrer Qualifikation erhalten. Hierbei 
kann sowohl ein Aufenthaltstitel zur qualifizierten Be-
schäftigung nach § 18 Abs. 4 AufenthG als auch zur 
nicht qualifizierten Beschäftigung nach § 18 Abs. 3 
AufenthG erteilt werden. Daneben kommen weitere 
in der Beschäftigungsverordnung geregelte Zugangs-
wege in Betracht, so dass es nicht möglich ist, die Nut-
zung der Westbalkanregelung direkt aus den Statis-
tiken der Aufenthaltstitel22 zu entnehmen (siehe z. B. 
Geis-Thöne 2018: 16). Mit Zustimmung der BA (Vor-
rangprüfung und Prüfung der Vergleichbarkeit der 
Arbeitsbedingungen) kann dabei eine Beschäftigung 
aufgenommen werden, unabhängig davon, ob die An-
tragstellenden aus dem Westbalkan eine Berufsaus-
bildung absolviert haben oder Deutschkenntnisse vor-
weisen können. Voraussetzung ist wie bei allen Titeln 
zur Erwerbsmigration, dass bereits vor der Erteilung 
des Einreisevisums ein konkretes Arbeitsplatzangebot 
in Deutschland vorliegt. Zudem dürfen die Antragstel-
lenden in den 24 Monaten vor der Beantragung keine 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz in 
Deutschland erhalten haben. Zu weiteren Ausführun-
gen bezüglich der Westbalkanregelung und den ar-
beitsmarktpolitischen Auswirkungen siehe z. B. SVR-
Forschungsbereich 2018 (S. 22 ff.) oder Geis-Thöne 
2018. Die Westbalkanregelung ist zunächst bis Ende 
2020 befristet.
Neben den bislang aufgeführten Regelungen zur Er-
werbsmigration existieren zudem Aufenthaltstitel zur 
Arbeitsplatzsuche, die teilweise auch mit Möglichkei-
ten zur Erwerbstätigkeit parallel dazu einhergehen 
21 Vor 12.02.2019: Mazedonien.
22 Allerdings führt die BA Statistiken über die Zustimmungen nach 
§ 26 II BeschV. Die Auslandsvertretungen führen wiederum 
Statistiken zu erteilten Visa nach § 26 II BeschV, so dass Nähe-
rungswerte für die Zuwanderung aus diesen Staaten gewonnen 
werden können.
und daher ebenfalls in Tabelle 4-1 aufgeführt werden. 
Hierbei handelt es sich zum einen um die Möglich-
keit für ausländische Absolventinnen und Absolventen 
von deutschen Hochschulen, nach ihrem Abschluss 
die Aufenthaltserlaubnis bis zu 18 Monate zur Suche 
eines entsprechenden Arbeitsplatzes zu verlängern, 
soweit der Lebensunterhalt gesichert ist (§ 16 Abs. 5 
AufenthG). In diesem Zeitraum ist die Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit uneingeschränkt erlaubt. Zum an-
deren können Akademikerinnen und Akademiker, die 
nicht direkt zuvor ein Studium an einer deutschen 
Hochschule abgeschlossen haben, einen auf maximal 
sechs Monate begrenzten Aufenthaltstitel nach § 18c 
AufenthG erhalten.23 Dafür müssen sie über einen 
deutschen oder einen mit ihm vergleichbaren auslän-
dischen Hochschulabschluss verfügen. Der Lebens-
unterhalt muss zudem während der Suche gesichert 
sein. Eine Erwerbstätigkeit ist dagegen nicht gestattet. 
Personen, die eine qualifizierte Berufsausbildung in 
Deutschland erfolgreich abgeschlossen haben, können 
zudem nach § 17 Abs. 3 AufenthG eine bis zu einem 
Jahr gültige Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitsplatzsu-
che erhalten. Analog zu § 16 Abs. 5 AufenthG ist für 
diese Personengruppe während der Suchphase die Er-
werbstätigkeit gestattet.
Ein weiterer Aufenthaltstitel, der im Rahmen der Er-
werbsmigration eine Rolle spielt, ist der Aufenthalts-
titel für die Anerkennung einer im Ausland erwor-
benen Berufsqualifikation nach § 17a AufenthG. 
Voraussetzung ist, dass bereits ein Bescheid vorliegt, 
dass Anpassungs- oder Qualifikationsmaßnahmen 
für die Feststellung der Gleichwertigkeit der Berufs-
qualifikation mit einer inländischen Berufsqualifi-
kation erforderlich sind. Alternativ gilt dies auch für 
einen im Inland reglementierten Beruf für die Ertei-
lung der Befugnis zur Berufsausübung bzw. zum Füh-
ren der Berufsbezeichnung. Für die meisten Maßnah-
men ist dabei eine Zustimmung der BA erforderlich, 
die dafür die Beschäftigungsbedingungen prüft und 
für bestimmte Maßnahmen auch eine Vorrangprüfung 
durchführt. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt grund-
sätzlich zu einer Beschäftigung von zehn Stunden pro 
Woche, die zustimmungsfrei ist. Falls allerdings schon 
ein konkretes Arbeitsplatzangebot nach der Anerken-
nung vorliegt, berechtigt die Aufenthaltserlaubnis zu 
einer zeitlich nicht beschränkten Beschäftigung, falls 
diese Beschäftigung mit dem angestrebten Abschluss 
in einem engen Zusammenhang steht. Hierfür ist wie-
derum die Zustimmung der BA notwendig.
23 Da der Aufenthalt auf maximal sechs Monate begrenzt ist, 
werden überwiegend Visa für zu diesem Zweck einreisende 
Personen ausgestellt, so dass die Zahl der Erteilungen eines Auf-
enthaltstitels nach § 18c AufenthG diese Gruppe nur zu einem 
geringen Anteil repräsentiert.
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4.2.3 Nicht-akademische Fachkräfte nach 
§ 18 Abs. 4 AufenthG
Im Jahr 2013 reagierte die Bundesregierung auf den 
teils festgestellten, teils vorhersehbaren zukünfti-
gen Mangel an nicht-akademischen Fachkräften mit 
der Nutzung der bereits seit 2005 im Aufenthaltsge-
setz angelegten und durch Neufassung der Beschäf-
tigungsverordnung konkretisierten Regelung für den 
Zuzug ausländischer qualifizierter Fachkräfte mit ab-
geschlossener Berufsausbildung. Hierbei stand beson-
ders § 18 Abs. 4 AufenthG im Fokus, da über diesen 
Aufenthaltstitel ein Großteil der Erwerbsmigrantinnen 
und -migranten mit abgeschlossener Berufsausbil-
dung nach Deutschland kommt. Er stellt somit unter 
den in Kapitel 4.2.2 aufgeführten Aufenthaltstiteln den 
Hauptaufenthaltstitel für diese Zielgruppe dar und 
wird daher in diesem Kapitel gesondert betrachtet. 
Nicht nur nicht-akademische Fachkräfte erhalten je-
doch einen Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 AufenthG, 
sondern auch Personen mit Hochschulabschluss, die 
die Voraussetzungen für die Blaue Karte EU nicht er-
füllen (z. B. wegen eines zu geringen Einkommens). Da 
keine Differenzierung nach Qualifikationen möglich 
ist, kann hier keine getrennte Analyse vorgenommen 
werden. Ebenso ist es nicht möglich, aus den verfüg-
baren Zahlen der BA Rückschlüsse darauf zu ziehen, 
mit welchem Aufenthaltstitel die in Deutschland be-
schäftigten ausländischen Personen eingereist sind 
bzw. zurzeit hier leben. Durch die Berufsgruppen und 
die Einstufung der Stellen in die Anforderungsniveaus 
Helfer, Fachkraft, Spezialist und Experte lässt sich aber 
zumindest annähernd eine Zuordnung zur Gruppe der 
nicht-akademischen Fachkräfte vornehmen und er-
mitteln, ob die Zuwanderung in die entsprechenden 
gesuchten Berufsgruppen erfolgt ist, die im Folgenden 
eine Rolle spielen (siehe Kapitel 5).
Voraussetzung für einen Aufenthaltstitel nach § 18 
Abs. 4 AufenthG ist, wie bei den anderen Titeln zur 
Erwerbsmigration, zunächst ein konkretes Arbeits-
platzangebot. Zudem müssen die allgemeinen Voraus-
setzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels er-
füllt sein (u. a. gültiger Pass, kein Ausweisungsgrund). 
Grundsätzlich wird die Zustimmung der BA benötigt, 
um eine Beschäftigung mit oder ohne qualifizierte 
Berufsausbildung auszuüben (inkl. Vorrangprüfung). 
Davon ausgenommen sind die in der Beschäftigungs-
verordnung aufgeführten zustimmungsfreien Beschäf-
tigungen.
Für die Gruppe der Personen mit Berufsausbildung 
gilt hierbei die Positivliste der BA (§ 6 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 
BeschV). Auf dieser Liste stehen Berufe, bei denen ein 
Mangel an Arbeitskräften zu verzeichnen ist (siehe Ka-
pitel 3.1). Sie wird alle sechs Monate aktualisiert und 
ist im Internet auf der Homepage der BA und des 
BMAS sowie bei der Zentralen Auslands- und Fach-
vermittlung (ZAV) zu finden. Personen mit einer ab-
geschlossenen Berufsausbildung, die in einer auf der 
Liste aufgeführten Berufsgruppe tätig sein wollen, er-
halten, sofern die Ausbildung als gleichwertig aner-
kannt ist und ein entsprechendes Arbeitsangebot vor-
liegt, einen Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 AufenthG. 
Die BA prüft in diesen Fällen die Gleichwertigkeit der 
Arbeitsbedingungen, führt aber keine Vorrangprüfung 
durch. Die aktuelle Positivliste weist dabei vor allem 
Berufe im Gesundheits- und Pflegebereich sowie im 
technischen und handwerklichen Bereich, wie z. B. 
Mechatronik oder Elektronik, auf. Weitere Informatio-
nen zu den betreffenden Berufsgruppen sind in Kapi-
tel 5.1 zu finden.
Basis für die Positivliste ist die Fachkräfteengpassana-
lyse der BA (BA 2019a). Diese Analyse berücksichtigt 
sowohl bundesweite Fachkräfteengpässe als auch re-
gionale Aspekte auf der Bundesländerebene. Die Fach-
kräfteengpassanalyse wird halbjährlich aktualisiert, 
eine Anpassung der Positivliste erfolgt allerdings nur, 
wenn bei zwei aufeinanderfolgenden Prüfungen Infor-
mationen resultieren, die eine Anpassung rechtfertigen 
(BA 2019d). Indikatoren im Rahmen der Fachkräfte-
engpassanalyse sind die durchschnittlichen abge-
schlossenen Vakanzzeiten der gemeldeten sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeitsstellen, der Stellenzugang 
und -bestand der bei der BA gemeldeten sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeitsstellen, der Bestand an Ar-
beitslosen sowie berufsspezifische Arbeitslosenquoten 
(BA 2018b; siehe außerdem Kapitel 3.1 für eine detail-
lierte Erläuterung der Engpassanalyse).
Die Positivliste führt die Berufe nach der Berufsgat-
tung der BA auf (5-stellige Klassifizierung nach der 
KldB 2010). Das Anforderungsniveau spielt dabei eine 
Rolle bei der Frage, ob die Berufsgruppe bzw. -gattung 
auf der Positivliste geführt wird. So wird unterschie-
den zwischen dem Anforderungsniveau 2 (Fachkraft) 
und 3 (Spezialist). Das Fachkraftniveau wird dabei defi-
niert als fachlich ausgerichtete Tätigkeit, die eine min-
destens zweijährige Berufsausbildung oder vergleich-
bare Qualifikation voraussetzt. Ein Spezialistenniveau 
wird erreicht, wenn die Ausübung des Berufes Spezi-
alkenntnisse und -fähigkeiten erfordert, die üblicher-
weise eine Meister- oder Technikerausbildung bzw. 
einen gleichwertigen Fachschul- oder Hochschulab-
schluss voraussetzen. Damit sind für eine solche Be-
schäftigung auch Akademikerinnen und Akademiker 
direkt qualifiziert, wobei jedoch grundsätzlich eine 
nicht-akademische Berufsausbildung als ausreichend 
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angesehen werden kann. In diesem Bericht werden 
daher nicht-akademische Fachkräfte im Rahmen der 
Beschäftigungsstatistik anhand dieser beiden Anforde-
rungsniveaus definiert.
Handelt es sich nicht um einen in der Positivliste auf-
geführten Mangelberuf, kann dennoch eine Zustim-
mung nach § 18 Abs. 4 erteilt werden, wenn die qua-
lifizierte Berufsausbildung in Deutschland absolviert 
wurde (§ 6 Abs. 1 BeschV).24 Zudem regelt § 6 Abs. 2 
BeschV, dass ausländische Fachkräfte mit im Ausland 
erworbener, gleichwertiger Qualifikation insbesondere 
dann zugelassen werden können, wenn Fachkräfte auf 
der Grundlage einer Vermittlungsabsprache der BA an-
geworben werden (so z. B. bei Pflegefachkräften; hier 
bestehen Absprachen mit Bosnien und Herzegowina, 
Serbien, den Philippinen, Tunesien und China).
Insgesamt wurden die Möglichkeiten der Zuwan-
derung und Erwerbstätigkeit von Personen mit Be-
rufsausbildung durch die Einführung der Positivliste 
erweitert. Voraussetzung ist jedoch, dass nicht-akade-
mische Fachkräfte über eine Qualifikation verfügen, 
die mit einer deutschen qualifizierten Berufsausbil-
dung vergleichbar ist, bzw. in reglementierten Berufen, 
wie z. B. im Pflegebereich, in Deutschland anerkannt 
ist; non-formale Qualifikationen werden von dieser 
Regelung nicht erfasst. Für Personen, die über viel Be-
rufserfahrung verfügen, aber keinen Abschluss vor-
weisen können, greifen diese Regelungen somit nicht 
(siehe hierzu SVR-Forschungsbereich 2018: 20).
4.2.4 Ausblick: Neue Regelungen durch das 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz
Um die Möglichkeiten für die Zuwanderung von Fach-
kräften weiter zu vereinfachen, wurde am 7. Juni 2019 
das Fachkräfteeinwanderungsgesetz durch den Deut-
schen Bundestag verabschiedet und tritt zum 1. März 
2020 in Kraft. Die Systematik des Aufenthaltsgesetzes 
wird dabei in den Abschnitten der Bildungs- und Er-
werbsmigration komplett erneuert. Dazu werden die 
Aufenthaltstitel zur Ausbildung, Arbeitsplatzsuche und 
Erwerbstätigkeit übersichtlicher aufgeführt.
Die mit dem Gesetz eingeführten Neuerungen be-
deuten für un- bzw. geringqualifizierte Zuwandernde 
keine Änderungen bezüglich des Arbeitsmarktzugan-
24 Des Weiteren gilt zudem für alle Berufsgruppen, dass eine 
Beschäftigung nach Einzelfallprüfung immer dann möglich ist, 
wenn ein öffentliches, insbesondere ein regionales, wirtschaftli-
ches oder arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht (§ 18 Abs. 4 
S. 2 AufenthG).
ges. Auch für hochqualifizierte Akademikerinnen und 
Akademiker gibt es keine inhaltlich weitreichenden 
Änderungen.
Für Zuwandernde aus Drittstaaten mit qualifizierter 
Berufsausbildung gibt es dagegen zahlreiche Erleichte-







  Während zuvor unter ‚Fachkräften‘ oftmals aus-
schließlich Hochschulabsolventinnen und -absol-
venten gefasst waren, zählen durch das Fachkräfte-
einwanderungsgesetz sowohl Hochqualifizierte als 
auch Beschäftigte mit einer qualifizierten Berufs-
ausbildung als Fachkräfte.
  Voraussetzung für die Erteilung eines entsprechen-
den Aufenthaltstitels ist weiterhin, dass eine Aner-
kennung der Qualifikation vorliegt. Eine Ausnahme 
bilden dabei IT-Spezialistinnen und Spezialisten. 
Diese können unter bestimmten Voraussetzungen 
auch ohne Anerkennung bzw. ohne formalen Ab-
schluss erwerbstätig werden. Zudem müssen gene-
rell gute Deutschkenntnisse auf dem Sprachniveau 
B1 vorhanden sein.
  Die zuvor für Personen mit abgeschlossener Be-
rufsausbildung gültige Begrenzung der Zuwande-
rungsmöglichkeiten auf Engpassberufe entfällt.
  Bei Vorliegen eines Arbeitsvertrages und einer an-
erkannten Qualifikation entfällt die Vorrangprü-
fung der BA. Diese kann bei Verschlechterung der 
Arbeitsmarktlage allerdings kurzfristig per Verord-
nung wiedereingeführt werden.
  Zudem ist es für Personen möglich, innerhalb eines 
Berufsfeldes zu arbeiten, zu dem sie ihr jeweiliger 
Abschluss zwar befähigt, dieser aber nicht vollstän-
dig der jeweiligen Stelle entspricht (z. B. können 
Personen mit einer Bäckereiausbildung auch eine 
Stelle in der Konditorei besetzen). Dabei ist es auch 
zulässig, dass Personen mit Hochschulausbildung 
Tätigkeiten ausführen, für die lediglich eine Berufs-
ausbildung vonnöten ist.
  Die Einreise nach Deutschland zur Arbeitsplatzsu-
che wird auch Fachkräften mit qualifizierter Be-
rufsausbildung ermöglicht. Voraussetzung dafür 
sind Deutschkenntnisse und die Lebensunterhalts-
sicherung in Deutschland. Der Aufenthaltstitel 
zur Arbeitsplatzsuche kann für bis zu sechs Mo-
nate erteilt werden. Wer unter 25 Jahre alt ist, darf 
zudem auch zur Suche eines Ausbildungs- oder 
Studienplatzes für sechs oder neun Monate einrei-
sen. Während der Suche ist eine Erwerbstätigkeit 
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nicht gestattet. Während dieser Zeit darf allerdings 
im Rahmen einer Probearbeit (z. B. in Form eines 
Praktikums) eine Tätigkeit von bis zu zehn Wo-
chenstunden ausgeübt werden. Diese Regelung ist 
vorerst auf fünf Jahre befristet.
 
 
  Die Möglichkeiten zum Aufenthalt für Qualifizie-
rungsmaßnahmen in Deutschland werden ver-
bessert. Anerkennungsverfahren können im Rah-
men von Vermittlungsabsprachen der BA nun 
vollständig im Inland durchgeführt werden, da 
auch für Maßnahmen zur Anerkennung ausländi-
scher Berufsqualifikationen eine Aufenthaltser-
laubnis erteilt werden kann sowie für nachholende 
Qualifizierungsmaßnahmen zur Anerkennung bei 
Vorliegen einer Teilanerkennung. Während der Zeit 
einer Qualifizierungsmaßnahme ist eine davon un-
abhängige Beschäftigung von bis zu zehn Stunden 
je Woche erlaubt.
  Um die Verwaltungsverfahren in Zukunft effizien-
ter zu gestalten, sollen die Zuständigkeiten in den 
Bundesländern für die Einreise zur Erwerbsmigra-
tion bei zentralen Ausländerbehörden gebündelt 
und beschleunigte Verfahren für Fachkräfte gegen 
Gebühr eingeführt werden.
Damit Erwerbsmigration und Asyl formal getrennt 
bleiben, gibt es für geduldete Personen durch das ‚Ge-
setz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung‘ 
eigene neue Regelungen, die zum 1. Januar 2020 in 
Kraft getreten sind. Ausreisepflichtige Ausländerinnen 
und Ausländer sowie die Ehegatten oder -gattinnen 
bzw. Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner erhalten 
demnach eine Beschäftigungsduldung für 30 Monate, 
wenn sie u. a seit mindestens 12 Monaten eine Dul-
dung besitzen, eine sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung im Umfang von mindestens 35 Wochen-
stunden (Alleinerziehende: 20 Wochenstunden) seit 
mindestens 18 Monaten ausüben und ihren Lebensun-
terhalt eigenständig sichern können. Zudem müssen 
sie deutsche Sprachkenntnisse vorweisen bzw. einen 
Integrationskurs erfolgreich abgeschlossen haben, 
wenn eine Teilnahmepflicht besteht. Die Regelung 
bleibt allerdings auf Personen beschränkt, die vor dem 
1. August 2018 eingereist sind. Sie ist zudem bis zum 
31. Dezember 2023 befristet.
Zudem wurde die bereits bestehende Regelung zur 
Ausbildungsduldung (‚3+2-Regelung‘, s. o.) überarbei-
tet, um eine bundeseinheitliche Anwendungspraxis zu 
erleichtern. Die Ausbildungsduldung kann außerdem 
zukünftig auch für eine Ausbildung in einem staatlich 
anerkannten oder vergleichbar geregelten Assistenz- 
und Helferberuf erteilt werden, wenn im Anschluss 
eine qualifizierte Ausbildung in einem Mangelberuf 
absolviert werden soll, für den die BA einen Engpass 
festgestellt hat. Eine Ausbildungszusage hierzu muss 
vorliegen. Für künftige Ausbildungsduldungen gilt 
dabei eine Wartefrist von drei Monaten nach Ableh-
nung des Asylantrags. Für ausländische Staatsangehö-
rige, die vor dem 1. Januar 2017 in das Bundesgebiet 
eingereist sind, wird bis Oktober 2020 auf den Vorbe-
sitz einer Duldung verzichtet, d. h. sie können ohne 
Wartefrist eine Ausbildungsduldung erhalten (siehe 
dazu auch Kapitel 6).
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Entwicklung der Zahl 
ausländischer Fachkräfte in 
Deutschland5
Während sich Prognosen für den Bereich der Beschäf-
tigungspotenziale und -notwendigkeiten für auslän-
dische Arbeitskräfte als stark annahmeabhängig und 
volatil darstellen, kann die Entwicklung der auslän-
dischen Beschäftigung für die vergangenen Jahre an-
hand verschiedener Datenquellen gut dargestellt wer-
den. Einerseits stellt die BA Daten zur Anzahl bei ihr 
gemeldeter sozialversicherungspflichtig Beschäftigter 
mit ausländischer Staatsangehörigkeit zur Verfügung, 
andererseits können auch aus dem AZR Angaben zu in 
Deutschland erwerbstätigen Drittstaatsangehörigen 
gewonnen werden, sobald diese sich im Rahmen einer 
Aufenthalts- oder Niederlassungserlaubnis bzw. einer 
Blauen Karte EU oder einer (Mobiler-)ICT-Karte zur 
Erwerbstätigkeit in Deutschland aufhalten. Aufgrund 
diverser, im Folgenden näher dargestellter Faktoren 
kann keine der genannten Datengrundlagen ein exak-
tes Bild der in Deutschland erwerbstätigen Personen 
mit ausländischer Staatsangehörigkeit zeichnen, den-
noch bieten sie die bestmögliche Basis, die Entwick-
lung der jüngeren Vergangenheit abzubilden.
5.1 Beschäftigtenzahlen 
der Bundesagentur für 
Arbeit
Für die folgenden Auswertungen wird neben den öf-
fentlich zugänglichen Statistiken der BA besonders auf 
eine Sonderauswertung vom 16. Januar sowie 6. Sep-
tember 2019 eingegangen. Dabei wurde die Zahl so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigter mit auslän-
discher Staatsangehörigkeit (ohne Auszubildende) 
aufgeteilt nach verschiedenen Merkmalen, wie z. B. 
dem Anforderungsniveau der jeweiligen Stelle, dem 
Beruf nach KldB 2010 (siehe Kapitel 3.1) oder dem 
Bundesland des Arbeitsortes, abgefragt. Die Daten 
wurden teilweise in Halbjahreswerten erhoben und 
reichen maximal von Dezember 2012 bis Juni 2018. 
Aufgrund von Verzögerungen in der Implementie-
rung der KldB 2010 für einzelne Berufe werden in den 
Fällen, in denen einzelne Berufsgattungen betrachtet 
werden, Entwicklungen ab Juni 2013 bzw. 2014 aufge-
zeigt, da erst seit diesem Zeitraum von einer ausrei-
chenden Übertragung in die Klassifikation ausgegan-
gen werden kann. Nicht enthalten sind in den Daten 
neben Auszubildenden vor allem auch selbstständige 
Personen. Obwohl diese einen signifikanten Anteil 
an der erwerbstätigen Bevölkerung darstellen, kann 
davon ausgegangen werden, dass in der Mehrheit der 
relevanten Mangelberufe, wie z. B. der Altenpflege 
oder den technischen Berufen, abhängige Beschäfti-
gung den bedeutendsten Teil des Arbeitsmarktes dar-
stellt. Des Weiteren wurde nicht zwischen Voll- und 
Teilzeitbeschäftigten unterschieden, um einerseits un-
nötige Komplexität in der Auswertung und anderer-
seits eine zunehmende Anonymisierung aufgrund zu 
geringer Fallzahlen in verschiedenen Untergruppen zu 
vermeiden. Diese Anonymisierung nach den Daten-
schutzregelungen der BA gilt für Angaben von Per-
sonen unter drei Fällen und für weitere Angaben, die 
eine Rückrechnung auf diese Fälle zulassen. Aufgrund 
dieser Tatsache wird an unterschiedlichen Punkten auf 
einer höheren Auswertungsebene verblieben bzw. auf 
Jahresdurchschnittswerte zurückgegriffen.
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5.1.1 Aktuelle Zusammensetzung und 
Entwicklung der Beschäftigung 
ausländischer Staatsangehöriger
Zum Stichtag 30. Juni 2018 waren in Deutschland 
3.715.189 Personen mit ausländischer Staatsange-
hörigkeit bei der BA gemeldet, die einer sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigung nachgingen (ohne 
Auszubildende)25. Während davon etwa 1,4 Mio. Per-
sonen eine Tätigkeit mit dem Anforderungsniveau Hel-
fer ausführten, können 1,9 Mio. als nicht-akademische 
Fachkräfte (davon 88 % mit dem Anforderungsniveau 
Fachkraft und 12 % Spezialist) sowie ca. 350.000 als 
akademische Fachkräfte (Anforderungsniveau Experte) 
identifiziert werden (zur Abgrenzung der Anforde-
25 Der Zusatz ‚ohne Auszubildende‘ wird im Folgenden aus Grün-
den der Übersichtlichkeit nicht weiter aufgeführt. Er gilt jedoch 
für alle im Kapitel 5.1 durchgeführten Analysen. Für Auswer-
tungen bezüglich ausländischer Personen in Ausbildung siehe 
Kapitel 6.
rungsniveaus siehe Kapitel 4.2.3).26 Betrachtet man die 
Entwicklung seit Juni 2013 (siehe Abbildung 5-1), so 
zeigt sich eine Steigerung der ausländischen Beschäf-
tigtenzahl um insgesamt 64,4 %, wobei Hilfskräfte mit 
84,3 % den stärksten Zuwachs verzeichnen konnten. 
Die Zahl nicht-akademischer Fachkräfte wuchs im sel-
ben Zeitraum ähnlich wie die Zahl akademischer Fach-
kräfte um 56,0 % bzw. 58,4 % an.27 Wie des Weiteren 
ersichtlich wird, finden Anstiege in der Beschäftigten-
zahl vor allem in der ersten Jahreshälfte statt. Deshalb 
und aufgrund der übersichtlicheren Darstellungsweise 
werden im Folgenden ausschließlich Vergleiche der 
26 In den folgenden Darstellungen wird die Kategorie ‚keine Anga-
be‘ aus Gründen der Übersichtlichkeit und aufgrund ihres gerin-
gen Vorkommens (2018: 0,2 %) nicht weiter aufgeführt.
27 Bei der Interpretation der Zuwächse muss auch berücksichtigt 
werden, dass der Anteil der Beschäftigten ohne eindeutige An-
gabe eines Anforderungsniveaus im selben Zeitraum von 1,1 % 
auf 0,2 % abfiel. Es handelt sich bei den Anstiegen unter den 
Beschäftigten der vier Anforderungsniveaus dementsprechend 
z. T. auch um Umverteilungen bei erfolgter Zuschlüsselung der 
jeweiligen Berufsgruppen in die KldB 2010, wenn auch nur in 
geringem Umfang.
Abbildung 5-1: Anzahl ausländischer und deutscher sozialversicherungspflichtig Beschäftigter nach Anforderungsniveau 









































































Halbjahreswerte vorgenommen, für die auch Daten 
des aktuellsten Rands (Juni 2018) vorliegen. Da der 
Fokus der Analyse weniger auf der absoluten Höhe der 
Zahlen, sondern stärker auf dem Vergleich mit anderen 
Merkmalen sowie der prozentualen Entwicklung über 
die Jahre hinweg liegt, können etwaige saisonale Ef-
fekte ausgeblendet werden.
Betrachtet man den Stand der Beschäftigung im 
Juni 2018, so unterscheidet sich die Verteilung auf die 
verschiedenen Anforderungsniveaus für die sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten mit deutscher Staats-
angehörigkeit von der der ausländischen Beschäftig-
ten. Während der Anteil an deutschen Beschäftigten 
auf dem Helferniveau mit 13,4 % weit unter dem der 
ausländischen Personen liegt (38,0 %), sind die An-
teile für die anderen drei Niveaus durchgehend höher. 
Deutsche Beschäftigte auf Fachkraftniveau bilden mit 
58,6 % noch deutlicher die größte Gruppe als es unter 
den ausländischen Beschäftigten der Fall ist (46,0 %). 
Während außerdem bei ausländischen Beschäftig-
ten noch mehr Personen auf Experten- als auf Spezi-
alistenniveau angestellt waren (9,6 % bzw. 6,4 %), sind 
diese Anteile mit 14,1 % bzw. 14,0 % für deutsche Be-
schäftigte beinahe identisch. Der gesamte Anteil nicht-
akademischer Fachkräfte unter deutschen Beschäftig-
ten liegt mit 72,6 % fast 20 Prozentpunkte höher als 
unter ausländischen Beschäftigten (52,4 %).
Die prozentuale Steigerung der Zahl sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigter seit 2013 lag bei deut-
schen Beschäftigten mit 7,1 % deutlich unter der der 
ausländischen Staatsangehörigen (64,4 %). Im Ge-
gensatz zu diesen stellten hier auch Beschäftigte 
auf Expertenniveau mit 14,4 % und nicht solche auf 
Helferniveau (12,9 %) die Gruppe mit dem höchs-
ten prozentualen Zuwachs dar. Die Zahl beschäftigter 
nicht-akademischer Fachkräfte mit deutscher Staats-
angehörigkeit wuchs im selben Zeitraum mit 6,1 % in 
deutlich geringerem Umfang an.
Regionaler Vergleich
In der Beschäftigung ausländischer Staatsangehöri-
ger weist Deutschland eine starke regionale Differen-
zierung auf. Abbildung 5-2 zeigt die Zahl der auslän-
dischen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten pro 
1.000 Einwohnerinnen und Einwohnern auf Kreise-
bene. Neben einem – mit Ausnahme von Berlin – sehr 
deutlichen Unterschied zwischen den ostdeutschen 
und westdeutschen Bundesländern (26,2 zu 49,4 aus-
ländischen Beschäftigten pro 1.000 Einwohnerinnen 
und Einwohner) zeigt sich zusätzlich auch ein Nord-
Süd-Gefälle.
Während Baden-Württemberg mit 64,9 ausländi-
schen Beschäftigten das Bundesland mit der höchsten 
Zahl pro 1.000 Einwohnerinnen und Einwohnern dar-
stellt, sind es in Sachsen-Anhalt mit 13,0 am wenigs-
ten. Doch auch beispielsweise Niedersachsen liegt mit 
30,9 deutlich unter dem Bundesdurchschnitt von 44,9. 
Zusätzlich ist auch innerhalb der einzelnen Bundeslän-
der die Varianz teilweise sehr hoch. Selbst in Baden-
Württemberg gibt es neben den Kreisen mit beson-
ders hohen Anteilen ausländischer Beschäftigter (z. B. 
Ulm mit 118,3) auch solche mit eher durchschnittli-
chen Anteilen (z. B. Neckar-Odenwald-Kreis mit 32,1). 
Genauso gibt es in Ostdeutschland aber auch außer-
halb Berlins vereinzelte Kreise mit einem relativ hohen 
Anteil, wie z. B. Teltow-Fläming in Brandenburg mit 
48,2. Allgemein ist ein starker Stadt-Land-Unterschied 
erkennbar. Die zehn Kreise mit den höchsten Werten 
sind allesamt Großstädte in Baden-Württemberg, Bay-
ern und Hessen, mit Frankfurt am Main (158,5) an ers-
ter Stelle. Die untersten zehn sind, bis auf den Land-
kreis Greiz, ländliche Räume28 in den ostdeutschen 
Bundesländern. Aber auch bundesweit kann ein Unter-
schied in der Zahl ausländischer sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigter pro 1.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner für städtische und ländliche Räume festge-
stellt werden.
In der Verteilung der ausländischen sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten auf die verschiedenen An-
forderungsniveaus bestehen zwischen den Bundeslän-
dern sowohl Gemeinsamkeiten in der grundlegenden 
Struktur, als auch Unterschiede in der genauen Ausge-
staltung. Abbildung 5-3 zeigt die Anteile der einzelnen 
Anforderungsniveaus an der Gesamtzahl der ausländi-
schen Beschäftigten pro Bundesland.
Beschäftige mit ausländischer Staatsangehörigkeit in 
Expertenberufen bilden in jedem Bundesland wie auch 
im Gesamtgebiet eine relativ kleine Gruppe. Im Bun-
desdurchschnitt liegt der Anteil bei 9,6 %. Überdurch-
schnittlich hohe Anteile finden sich vor allem in Berlin 
und Sachsen (16,4 bzw. 14,5 %), besonders niedrige in 
Schleswig-Holstein (6,9 %), Rheinland-Pfalz (7,0 %) 
und dem Saarland (7,2 %). Auffällig ist zudem, dass der 
Anteil von Beschäftigten auf Expertenniveau an der 
ausländischen Gesamtbeschäftigung in allen ostdeut-
schen Bundesländern über dem Gesamtdurchschnitt 
der westdeutschen Bundesländer (9,0 %) liegt.
Der in allen Bundesländern, wie auch auf Bundes-
ebene, deutlich höhere Anteil an Beschäftigten mit 
Helfertätigkeiten variiert ebenfalls relativ stark zwi-
28 Nach der Definition der laufenden Raumbeobachtung des Bun-
desamts für Bauwesen und Raumordnung.
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schen den einzelnen Regionen. Während in Berlin le-
diglich etwas mehr als ein Viertel der ausländischen 
Beschäftigten eine solche Stelle innehat, ist es in Thü-
ringen beinahe die Hälfte.
Nicht-akademische Fachkräfte haben in Hessen und 
Berlin mit jeweils 55 % die höchsten Anteile und in 
Thüringen mit 41 % den niedrigsten. In allen Bundes-
ländern jedoch fällt die Verteilung auf die Anforde-
rungsniveaus Fachkraft und Spezialist ähnlich eindeu-
tig zu Gunsten des Fachkraftniveaus aus. Während im 
Bundesdurchschnitt 87,8 % der ausländischen nicht-
akademischen Fachkräfte auf dem Fachkraftniveau be-
schäftigt sind, variiert der Anteil je nach Bundesland 
zwischen 79,8 % in Berlin und 92,9 % in Sachsen-An-
halt. Allgemein weisen mit Ausnahme von Berlin alle 
ostdeutschen Bundesländer leicht höhere Anteile auf.
Vergleicht man diesen Wert über die Zeit hinweg, zeigt 
sich, dass in Westdeutschland der Anteil nicht-akade-
mischer Fachkräfte seit 2013 gesunken ist, während 
er in den neuen Bundesländern mit Ausnahme von 
Thüringen gestiegen ist (vgl. Abbildung 1 im Anhang). 
Letzteres hängt vor allem mit einem rückläufigen An-
teil von Stellen auf Expertenniveau in Ostdeutschland 
zusammen. Während der Anteil an Helferstellen seit 
2013 in Gesamtdeutschland überall mit Ausnahme 
von Berlin angestiegen ist, ist der Anteil an Experten-
stellen in Westdeutschland konstant geblieben und in 
Ostdeutschland zum Teil stark abgefallen. Dabei fiel 
der Wert für Ostdeutschland allerdings auf ein Niveau, 
welches immer noch höher ist als das der westdeut-
schen Bundesländer.
Quelle: BA, Statistisches Bundesamt (eigene Berechnung)
Abbildung 5-2:  Ausländische sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (zum 30.06.2018) pro 1.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner (zum 31.12.2017) nach Kreis des Arbeitsortes
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Auch innerhalb der Bundesländer zeigen sich zum Teil 
sehr starke Unterschiede im Anteil der ausländischen 
nicht-akademischen Fachkräfte an der Gesamtheit der 
ausländischen sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten. Wie Abbildung 5-4 auf Kreisebene verdeutlicht, 
fallen vor allem in Ostdeutschland Regionen auf, in 
denen im Gegensatz zum Durchschnitt des jeweiligen 
Bundeslandes ein stark überdurchschnittlicher Anteil 
an ausländischen Beschäftigten eine Stelle auf Fach-
kraft- oder Spezialistenniveau innehat. In der Mehrheit 
der Fälle kann dies nicht mit einer allgemein niedrige-
ren oder höheren Qualifikationsstruktur der ausländi-
schen Beschäftigten zusammenhängen, da sowohl der 
Anteil der Beschäftigten auf Expertenniveau als auch 
der auf Helferniveau niedriger ausfällt. Auffällig ist je-
doch für einen Teil der Kreise eine gemeinsame Nähe 
zur polnischen Grenze, was ggf. mit einem möglichen 
Einfluss von Grenzpendlerinnen und Grenzpendlern 
auf die Beschäftigungsstruktur der ausländischen Er-
werbstätigen einhergeht.
Gleichzeitig lässt sich ein positiver Zusammenhang 
zwischen der Höhe des Anteils von nicht-akademi-
schen Fachkräften auf Kreisebene und der Anzahl 
ausländischer Beschäftigter pro 1.000 Einwohnerin-
nen und Einwohner nachweisen. Dies geht einher mit 
einem negativen Zusammenhang mit dem Anteil an 
Beschäftigten auf Helferniveau, während kein Zu-
sammenhang mit den Beschäftigten auf Experten-
stellen besteht. Das heißt, dass speziell für den Osten 
Deutschlands, in dem verhältnismäßig wenig auslän-
dische Beschäftigte tätig sind, die Gruppe der nicht-
akademischen Fachkräfte eine relativ gesehen grö-
ßere Rolle auf dem Arbeitsmarkt einnimmt als andere 
ausländische Beschäftigtengruppen. Im städtischen 
Raum besteht bundesweit gleichzeitig ein höherer An-
teil an ausländischen Beschäftigten auf Stellen, die in 
der erforderlichen Qualifikation über dem Helferni-
veau liegen, während im ländlichen Raum Beschäftigte 
auf dem Helferniveau überdurchschnittliche Anteile 
aufweisen. Eine Kontrolle auf Drittvariablen bezüglich 
der sozialen und wirtschaftlichen Struktur der einzel-
nen Regionen ist an dieser Stelle nicht erfolgt, weshalb 
die Ergebnisse zur regionalen Verteilung lediglich als 
Anhaltspunkte für tiefergehende Analysen verstanden 
werden können.
Abbildung 5-3:  Ausländische sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Bundesland des Arbeitsorts und 
Anforderungsniveau der Stelle zum 30.06.2018
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allem ausländische Personen auf Expertenniveau be-
schäftigt sind. Diese Gruppe ist mit ca. 500 Personen 
allerdings auch vergleichsweise klein. Die absolut ge-
sehen bedeutendsten Gruppen bilden die der ‚Roh-
stoffgewinnung, Produktion und Fertigung‘ sowie ‚Ver-
kehr, Logistik, Schutz und Sicherheit‘ mit jeweils fast 
einer Million ausländischen Beschäftigten. Während 
der Anteil nicht-akademischer Fachkräfte in der ersten 
Gruppe nahe am Gesamtdurchschnitt liegt und diese 
damit auch insgesamt die höchste Anzahl an nicht-
akademischen Beschäftigten stellt, findet sich im Ver-
kehrs- und Logistikbereich ein unterdurchschnittlicher 
Wert von 41,6 %. Dies liegt vor allem am vergleichs-
weise hohen Anteil von Beschäftigten in Helfertätig-
keiten.
Auch das Verhältnis zwischen den beiden Anforde-
rungsniveaus Fachkraft und Spezialist schwankt sehr 
Berufsbereiche nach Anforderungsniveau und 
Berufsabschluss
Die Verteilung der Anforderungsniveaus unterschei-
det sich des Weiteren auch stark zwischen den un-
terschiedlichen Berufsbereichen. Abbildung 5-5 zeigt 
die zehn verschiedenen Berufsbereiche, die abso-
lute Anzahl an ausländischen Beschäftigten sowie 
deren Verteilung auf die Anforderungsniveaus zum 
30. Juni 2018.
Es wird ersichtlich, dass der Anteil nicht-akademischer 
Fachkräfte an der Gesamtbeschäftigtenzahl stark vom 
jeweiligen Berufsbereich abhängt. Der größte Anteil 
findet sich in der Gruppe ‚Kaufmännische Dienstleis-
tungen, Warenhandel, Vertrieb, Hotel und Tourismus‘ 
mit 72,1 %. Der geringste Anteil besteht demgegen-
über im militärischen Bereich mit 9,2 %, in dem vor 
Abbildung 5-4:  Anteil an Beschäftigten auf dem Anforderungsniveau Fachkraft oder Spezialist an allen ausländischen 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten nach Kreis des Arbeitsorts zum 30.06.2018
Quelle: BA (eigene Berechnungen)
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stark zwischen den verschiedenen Gruppen. Der An-
teil von Personen auf Fachkraftniveau an allen in der 
jeweiligen Gruppe beschäftigten nicht-akademischen 
Fachkräften mit ausländischer Staatsangehörigkeit va-
riiert aktuell zwischen unter 40 % (‚Naturwissenschaft, 
Geografie und Informatik‘) bis über 95 % (‚Verkehr, Lo-
gistik, Schutz und Sicherheit‘).
Vergleicht man die Verteilungen über die Zeit hin-
weg, zeigt sich, dass der Anteil an nicht-akademischen 
Fachkräften an der gesamten Beschäftigtenzahl seit 
dem 30. Juni 2013 etwas abgenommen hat (2013: 
55,7 %; vgl. Abbildung 2 im Anhang). Veränderungen 
zeigen sich vor allem in der steigenden Zahl an Be-
schäftigten auf Expertenniveau im Bereich ‚Naturwis-
senschaft und Informatik‘ sowie im Anstieg auf Helfer-
niveau in den Produktions- und Bauberufen. Letztere 
stellen die beiden Gruppen dar, in welchen der Groß-
teil an Berufsgattungen auf der Positivliste zu finden 
ist. Damit ist in diesen Berufen über die Jahre hinweg 
hinsichtlich der ausländischen Beschäftigten proporti-
onal eher eine Verschiebung hin zu weniger qualifizier-
ten Tätigkeiten zu verzeichnen.
Wie in Abbildung 5-6 sichtbar wird, variieren die Be-
rufsabschlüsse der Beschäftigten weitestgehend ana-
log zu den Anforderungsniveaus der jeweiligen Stellen. 
Was jedoch auffällt, ist die hohe Quote an fehlenden 
Angaben von 28,1 %. Diese ist speziell im landwirt-
schaftlichen Sektor sowie in der Bau- und in der Ver-
kehrsbranche überdurchschnittlich hoch. Da es sich 
hierbei um die Gruppen mit den höchsten Anteilen an 
Helferstellen handelt, besteht der Verdacht, dass spe-
ziell bei niedrig qualifizierten Beschäftigten eine An-
gabe zum jeweiligen Berufsabschluss fehlt. Mit 42,6 % 
aller ausländischen Beschäftigten stellt die Branche 
der Gesundheits-, Sozial- und Erziehungsberufe den 
Wirtschaftszweig mit dem größten Anteil an Perso-
nen mit einer eingetragenen anerkannten Berufs-
ausbildung. Aufgrund der stark variierenden Anzahl 
an fehlenden Antworten ist ein Vergleich der unter-
Abbildung 5-5:  Ausländische sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Berufsbereichen und Anforderungsniveau 
der Stelle zum 30.06.2018
Werte unter 4 % werden nicht ausgewiesen.
Quelle: BA (eigene Berechnungen)
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schiedlichen Berufsbereiche allerdings mit einer hohen 
Unsicherheit belastet.
Es kann jedoch festgestellt werden, dass trotz der 
hohen Quote an fehlenden Angaben auf Gesamtebene 
mit 14,7 % mehr Beschäftigte mit akademischem Ab-
schluss vorhanden sind, als es besetzte Stellen auf Ex-
pertenniveau gibt (9,6 %). Ausländische Akademike-
rinnen und Akademiker sind somit auch in größerer 
Zahl in anderen Anforderungsniveaus vertreten. Abbil-
dung 5-7 betrachtet deshalb den Zusammenhang zwi-
schen Anforderungsniveau und Berufsabschluss.
Tatsächlich nimmt der Anteil fehlender Angaben zum 
Berufsabschluss mit dem Anstieg des Anforderungs-
niveaus kontinuierlich ab und beträgt für Experten le-
diglich 11,7 %, während es für Helfer 35,8 % sind. Auch 
der Anteil an Personen mit akademischem Abschluss, 
die auf Stellen arbeiten, die ein geringeres Anforde-
rungsniveau als Experte voraussetzen, lässt sich an 
dieser Stelle beziffern. Während mindestens drei Vier-
tel aller Stellen auf Expertenniveau mit Akademikerin-
nen und Akademikern besetzt sind, sind es bei Stellen 
auf Spezialistenniveau noch mindestens 40,2 %. Auch 
unter Stellen auf Fachkraft- und Helferniveau beträgt 
der Anteil immer noch mindestens 8,2 % bzw. 3,7 %. 
Demnach sind rund 290.000 Personen mit ausländi-
scher Staatsangehörigkeit und akademischem Berufs-
abschluss auf Stellen unterhalb des Expertenniveaus 
beschäftigt, was einem Anteil von 52,7 % entspricht. 
Dies schließt speziell im Helfer- und Fachkraftniveau 
eine Vielzahl an Fällen mit ein, in denen Akademike-
rinnen und Akademiker fachfremd in einer anderen 
Branche einer Beschäftigung nachgehen und somit 
ihre tatsächliche Tätigkeit nicht in einem engeren Zu-
sammenhang mit ihrem eigentlichen Berufsabschluss 
steht. Dieses Phänomen kann jedoch im Folgenden 
nicht näher untersucht werden. Letztendlich gilt aber, 
dass sich sowohl Personen mit akademischem Ab-
schluss unter den hier untersuchten nicht-akademi-
schen Fachkräften befinden, als auch, dass Personen 
mit nicht-akademischem Berufsabschluss teilweise in 
Abbildung 5-6:  Ausländische sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Berufsbereichen und Berufsabschluss 
zum 30.06.2018
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Werte unter 4 % werden nicht ausgewiesen.
Quelle: BA (eigene Berechnungen)
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Stellen auf Expertenniveau beschäftigt sind. Trotzdem 
wird das Anforderungsniveau als Indikator für nicht-
akademische Fachkräfte beibehalten, da es einerseits 
in einem stärkeren Zusammenhang mit der eigentli-
chen Tätigkeit steht und zweitens Daten für alle Be-
schäftigten bereitstehen und so präzisere Aussagen 
getroffen werden können.
Bezogen auf anerkannte nicht-akademische Berufs-
ausbildungen kann ebenfalls eine Vielzahl an Fällen 
identifiziert werden, in denen sowohl Personen mit 
Ausbildung auf dem Helferniveau beschäftigt sind als 
auch solche, in denen eine Beschäftigung als nicht-
akademische Fachkraft erfolgt, obwohl keine aner-
kannte Ausbildung vorhanden ist. Unter Beschäftig-
ten auf Fachkraftniveau besitzen mindestens 19,6 % 
der Personen keinen Berufsabschluss, während es auf 
Spezialistenniveau nur 8,1 % sind (Expertenniveau: 
4,1 %). Gleichzeitig besitzen jedoch auch mindestens 
ca. 380.000 ausländische Personen einen anerkannten 
nicht-akademischen Berufsabschluss, sind jedoch auf 
einer Stelle auf Helferniveau beschäftigt. Auch hier ist 
festzustellen, dass die weitere Definition von nicht-
akademischen Fachkräften dem Anforderungsniveau 
und nicht dem formalen Berufsabschluss folgen sollte, 
da anscheinend die nötigen Kenntnisse auch ander-
weitig nachgewiesen werden konnten bzw. die aktu-
elle Beschäftigung nicht auf den Abschluss zurück-
greift.
5.1.2 Nicht-akademische Fachkräfte
Im weiteren Verlauf der Analyse erfolgt eine Fokussie-
rung auf die Gruppe der nicht-akademischen Fach-
kräfte anhand des Anforderungsniveaus der jeweiligen 
Stelle. D. h. es werden im Folgenden alle Beschäftig-
ten auf Stellen des Fachkraft- bzw. Spezialistenniveaus 
betrachtet, unabhängig von ihrem jeweiligen Bildungs-
abschluss, da so die Tätigkeit als nicht-akademische 
Fachkraft als solche in den Vordergrund gestellt wer-
den kann.
Für diese Personen wurden anhand einer erweiterten 
Datenabfrage auch gekreuzte Informationen zwischen 
Staatsangehörigkeit, Geschlecht und Berufsabschluss 
erhoben.
Geschlecht
Abbildung 5-8 zeigt den Anteil an Frauen über alle 
ausländischen sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigten nicht-akademischen Fachkräfte hinweg, sowohl 
innerhalb jedes Berufsbereichs als auch für jeden Be-
reich aufgeteilt nach den beiden Anforderungsniveaus 
Fachkraft und Spezialist.
Der Frauenanteil unter allen ausländischen nicht-
akademischen Fachkräften beträgt 33,7 % und va-
riiert leicht zwischen den beiden Anforderungsni-
veaus (33,2 % für Fachkraft und 37,4 % für Spezialist). 
Dies unterscheidet sich in zweifacher Hinsicht von 
der Geschlechterstruktur der deutschen nicht-akade-
mischen Fachkräfte. Erstens liegt hier der Frauenan-
teil mit 48,4 % insgesamt deutlich höher. Zweitens ist 












Helfer Fachkraft Spezialist Experte
Ohne Berufsabschluss Anerkannter Berufsabschluss Akademischer Berufsabschluss keine Angabe
Quelle: BA
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auch der Unterschied zwischen den Verhältnissen der 
beiden Anforderungsniveaus genau umgekehrt. Wäh-
rend deutsche Beschäftigte auf Fachkraftniveau zu 
50,5 % weiblich sind, sind es auf Spezialistenniveau nur 
39,8 %. Insgesamt variiert der Frauenanteil zwischen 
allen deutschen und ausländischen Beschäftigten – 
47,6 % im Vergleich zu 36,4 % – vor allem aufgrund 
von Unterschieden in den unteren beiden Anforde-
rungsniveaus, während für Beschäftigte auf Spezialis-
ten- und Expertenniveau ähnlich niedrige Anteile vor-
handen sind.
Innerhalb der verschiedenen Berufsbereiche variiert 
für die ausländischen Beschäftigten sowohl der Frau-
enteil an sich, als auch der Unterschied zwischen den 
Anforderungsniveaus zum Teil sehr stark. In der Bau-
branche ist der Anteil von Frauen an allen beschäf-
tigten nicht-akademischen Fachkräften mit nur 2,2 % 
besonders niedrig, im Sozial- bzw. Gesundheitsbe-
reich mit 81,3 % besonders hoch. Die absolut betrach-
tet höchste Zahl an weiblichen nicht-akademischen 
Fachkräften ist mit rund 190.000 im Bereich ‚Kauf-
männische Dienstleistungen, Warenhandel, Vertrieb, 
Hotel und Tourismus‘ zu finden. Generell zeigt sich 
ein großer Unterschied zwischen den technisch und 
handwerklich dominierten Berufsbereichen einerseits 
und den dienstleistungsorientierten Branchen ande-
rerseits. Während in ersteren der Frauenanteil ten-
denziell in Stellen auf dem Niveau eines Spezialisten 
höher ist, findet sich in Berufsbereichen, in denen die 
Frauenquote insgesamt überdurchschnittlich hoch ist, 
ein umgekehrtes Verhältnis. Beispielsweise weist der 
Gesundheits- und Sozialbereich für Stellen auf dem 
Fachkraftniveau einen Frauenanteil von 83,7 % auf, 
während der Anteil auf Spezialistenniveau in derselben 
Branche mit lediglich 64,7 % knapp 20 Prozentpunkte 
tiefer liegt.
Abbildung 5-8:  Frauenanteil unter ausländischen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten auf den Anforderungsniveaus 
Fachkraft und Spezialist nach Berufsbereichen zum 30.06.2018
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An den aufgezeigten Tendenzen haben sich seit 
Juni 2013 keine wesentlichen Änderungen ergeben 
(vgl. Abbildung 3 im Anhang). Der allgemeine Frau-
enanteil unter ausländischen nicht-akademischen 
Fachkräften ist seitdem sogar von damals 35,1 % um 
1,4 Prozentpunkte abgesunken, was auf einen Rück-
gang in beiden Anforderungsniveaus zurückzufüh-
ren ist (Fachkraft: -1,7 Prozentpunkte; Spezialist: 
-1,1 Prozentpunkte). Unter deutschen sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten auf diesen Niveaus ist 
der Frauenanteil hingegen im gleichen Zeitraum um 
0,9 Prozentpunkte angestiegen.
Staatsangehörigkeit
Bezogen auf die häufigsten Staatsangehörigkeiten 
ausländischer nicht-akademischer Fachkräfte er-
gibt sich über die Jahre hinweg ein relativ konstan-
tes Bild. Tabelle 5-1 zeigt die Anzahl an Beschäftigten 
für die zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten dieser 
Gruppe im Juni 2018 sowie deren Anzahl und Rang 
im Juni 2014 zum Vergleich. In beiden Jahren (und 
auch zu allen dazwischenliegenden Zeitpunkten) han-
delte es sich bei türkischen Staatsangehörigen um die 
größte Gruppe. Im Zeitraum zwischen Juni 2014 und 
Juni 2018 stieg die Anzahl türkischer Fachkräfte jedoch 
nur um 10,2 % an, was deutlich unter der Gesamtstei-
gerung von 43,9 % liegt. Dadurch fiel der Anteil türki-
scher Staatsangehöriger an der Gesamtheit aller nicht-
akademischen Fachkräfte von 20,7 % in 2014 um ca. 
ein Viertel auf 15,9 % in 2018 ab.
Die größten prozentualen Veränderungen lassen sich 
für Rumänien und Bulgarien feststellen. Für beide 
Staatsangehörigkeiten hat sich die Anzahl in Deutsch-
land beschäftigter Personen auf Fachkraft- und Spe-
zialistenniveau mit einer Steigerung von 169,1 % bzw. 
132,1 % mehr als verdoppelt. Dies ist natürlich auch im 
direkten Zusammenhang mit der seit 2014 geltenden 
vollen EU-Freizügigkeit für diese Länder zu sehen, die 
zu einer starken Zunahme der Migration von Personen 
im erwerbsfähigen Alter geführt hat (Graf 2019b). Für 
andere Staaten sind ansonsten kaum auffällige Ent-
wicklungen in ihrem Anteil an der Zusammensetzung 
ausländischer nicht-akademischer Fachkräfte zu be-
obachten. Es lässt sich jedoch feststellen, dass speziell 
Personen aus osteuropäischen Staaten hohe Steige-
rungsraten aufweisen, während Personen aus Län-
dern wie Frankreich oder Italien unterdurchschnittli-
chen Zuwachs verzeichneten. Des Weiteren weist kein 
Staat, aus dem in 2018 über 200 nicht-akademische 
Fachkräfte in Deutschland beschäftigt waren, seit 2014 
einen Rückgang in der Beschäftigtenzahl auf.
Um näher auf verschiedene Staatengruppen eingehen 
zu können, sind in Abbildung 5-9 verschiedene zusam-
mengefasste Gruppen mit deren Veränderungen in der 
Anzahl an in Deutschland beschäftigten nicht-akade-
mischen Fachkräften – sowohl absolut als auch pro-
zentual – abgebildet.
Den absolut gesehen höchsten Zuwachs verzeichnet 
danach die Gruppe der EU-Staaten. In den vier Jah-
Tabelle 5-1:  Ausländische sozialversicherungspflichtig Beschäftigte mit dem Anforderungsniveau Fachkraft oder Spezialist 






Anzahl Anteil Veränderung 
seit 2014 Anzahl Anteil Rang
1 Türkei 307.945 15,9 % +10,2 % 279.380 20,7 % 1
2 Polen 197.894 10,2 % +74,6 % 113.312 8,4 % 3
3 Italien 157.987 8,1 % +20,3 % 131.322 9,7 % 2
4 Rumänien 144.476 7,4 % +169,1 % 53.695 4,0 % 6
5 Kroatien 103.746 5,3 % +71,1 % 60.651 4,5 % 5
6 Griechenland 80.651 4,2 % +24,1 % 64.969 4,8 % 4
7 Ungarn 53.446 2,8 % +62,7 % 32.842 2,4 % 10
8 Bulgarien 50.948 2,6 % +132,1 % 21.949 1,6 % 16
9 Frankreich 49.412 2,5 % +8,6 % 45.480 3,4 % 7
10 Bosnien und Herzegowina 47.347 2,4 % +44,0 % 32.872 2,4 % 9
Sonstige Drittstaatsangehörige 748.222 38,5 % +45,7 % 513.576 38,0 %
Gesamt 1.942.074 100,0 % +43,9 % 1.350.048 100,0 %
Quelle: BA (eigene Berechnungen)
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ren zwischen Juni 2014 und Juni 2018 ist die Zahl der 
in Deutschland beschäftigten nicht-akademischen 
Fachkräften mit EU-Staatsangehörigkeit um insge-
samt ca. 365.000 gewachsen, was einer Steigerung um 
50,1 % entspricht, die leicht über der Gesamtsteige-
rung von 43,9 % liegt. Drittstaaten außerhalb der EU 
weisen einen sowohl absolut als auch prozentual ge-
sehen geringeren Zuwachs von ca. 227.000 Personen 
bzw. 36,6 % auf. Der Anteil der EU-Staaten an allen 
nicht-akademischen Fachkräften stieg damit leicht von 
53,9 % auf 56,3 % an.
Während die wichtigsten Länder für Zugänge von Be-
schäftigten aus EU-Staaten schon aus Tabelle 5-1 her-
vorgehen, sind die Zuwächse aus Drittstaaten in Ab-
bildung 5-9 noch einmal nach weiteren Teilgruppen 
aufgegliedert. Dabei zeigt sich, dass die Zugänge abso-
lut gesehen vor allem aus den europäischen Drittstaa-
ten und Asien kommen. Rund die Hälfte des Zuwach-
ses aus Europa29 stammt aus den Westbalkanstaaten30. 
Während der Zuwachs für außereuropäische Drittstaa-
ten insgesamt lediglich 23,8 % beträgt, liegt dieser für 
die asiatischen Staaten bei 79,9 %. Die höchste Steige-
rungsquote ist für die acht quantitativ bedeutendsten 
29 Analog zur Statistik der BA und dem Statistischen Bundesamt 
werden die Türkei und die Russische Föderation zu den europäi-
schen Drittstaaten gezählt.
30 Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Mazedonien (seit 
12.02.2019 Nordmazedonien), Montenegro und Serbien.
Asylherkunftsstaaten31 zu verzeichnen. Hier wuchs die 
Zahl in Deutschland beschäftigter nicht-akademischer 
Fachkräfte um 186,9 % an, was absolut allerdings le-
diglich 53.310 Personen entspricht. Davon stammt 
etwa die Hälfte aus Syrien, was eine Steigerungsrate 
von 861,1 % darstellt, da im Juni 2014 lediglich 2.731 
syrische nicht-akademische Fachkräfte in Deutschland 
beschäftigt waren. Dies entspricht dem höchsten pro-
zentualen Anstieg unter allen Ländern mit über 1.000 
Beschäftigten in 2018.
Bezogenen auf die einzelnen Anforderungsniveaus 
fällt der prozentuale Zuwachs an nicht-akademischen 
Fachkräften aus der EU für Beschäftigte auf Fachkräf-
teniveau mit 52,7 % etwas höher aus als unter denen 
auf Spezialistenniveau mit 33,0 %. Für Beschäftigte aus 
Drittstaaten ist das Verhältnis mit 34,5 % zu 53,6 % 
genau umgekehrt, wobei der Westbalkan die einzige 
Ausnahme bildet (52,0 % zu 49,1 %).
31 Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Nigeria, Pakistan, Somalia und 
Syrien.
Abbildung 5-9:  Absolute und prozentuale Steigerung der Anzahl ausländischer sozialversicherungspflichtig Beschäftigter 
auf den Anforderungsniveaus Fachkraft und Spezialist zwischen dem 30.06.2014 und dem 30.06.2018 nach 
Staatsangehörigkeitsgruppen





















Absoluter Anstieg (linke Skala) Prozentualer Anstieg (rechte Skala)
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5.1.3 Entwicklung von Berufsgattungen in und 
außerhalb der Positivliste
Wie in Kapitel 3.1 beschrieben, waren in den verschie-
denen Positivlisten seit 2013 insgesamt 83 unter-
schiedliche Berufsgattungen enthalten, darunter 16 
Gattungen konstant über alle Listen hinweg. 770 Be-
rufsgattungen hingegen weisen ebenso die für die Po-
sitivliste nötigen Anforderungsniveaus Fachkraft oder 
Spezialist auf, waren jedoch nie auf einer vertreten.
In Tabelle 5-2 sind diese unterschiedlichen Gruppen 
mit der jeweiligen Anzahl sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigter zu den unterschiedlichen Analysezeit-
punkten dargestellt.32 Aufgrund der geringen Fallzah-
len in einzelnen Berufsgattungen und der damit ein-
hergehenden Problematik der Anonymisierung können 
die Daten auf der Ebene der Berufsgattungen nicht 
noch weiter anhand zusätzlicher Merkmale herunter-
gebrochen werden. Auf Basis der letzten Ziffer in der 
KldB 2010-Nummerierung kann jedoch das Anforde-
rungsniveau der Stelle dargestellt werden. Eine Ab-
grenzung zwischen EU-Staatsangehörigen, welche 
aufgrund der geltenden Freizügigkeit nach Deutsch-
land eingereist sind, und Drittstaatsangehörigen, für 
die bei einer Einreise eine Aufenthaltserlaubnis nötig 
ist und damit die Positivliste von Bedeutung sein kann, 
kann an dieser Stelle somit vorerst nicht erfolgen. Eine 
32 Siehe Tabelle 1 im Anhang für eine Auflistung der aktuellen so-
wie permanenten Berufsgattungen der Positivliste zum letzten 
Analysezeitpunkt (März 2018) sowie die Gattungen der Positiv-
liste zum aktuellsten Stand (März 2019).
Analyse der Jahresdurchschnittswerte im Anschluss 
lässt hier jedoch tiefere Einblicke zu.
Es wird ersichtlich, dass in 2013 lediglich ca. 60.000 
ausländische Personen in einem der dauerhaft auf der 
Positivliste vertretenen Berufsgattungen (im Folgen-
den: ‚permanente‘ Positivlisten-Gattungen) beschäf-
tigt waren. Dies entspricht einem Anteil von ca. 4,9 % 
an allen zu diesem Zeitpunkt beschäftigten nicht-aka-
demischen Fachkräften. Die Zahl der Beschäftigten in 
diesen 16 Gattungen erhöhte sich über die Jahre hin-
weg auf gut 110.000, jedoch stieg gleichzeitig auch die 
Anzahl in Deutschland beschäftigter nicht-akademi-
scher Fachkräfte insgesamt an. Zum ersten Halbjahr 
2018 wuchs der Anteil von ausländischen Beschäftig-
ten in den permanenten Positivlisten-Gattungen trotz-
dem auf ca. 5,7 % an.
Abbildung 5-10 zeigt die jährlichen Steigerungsquo-
ten von 2013 bis 2018 in der Anzahl der ausländischen 
Beschäftigten über die drei verschiedenen Gruppen an 
Berufsgattungen hinweg. Dabei wird ersichtlich, dass 
innerhalb von Gattungen, die bis Juni 2018 mindes-
tens einmal auf der Positivliste enthalten waren, in 
jedem Jahr höhere Zuwachsraten verzeichnet werden 
konnten als innerhalb solcher, die dies nie waren und 
gleichzeitig ein Anforderungsniveau für nicht-akade-
mische Fachkräfte aufweisen. Die höchsten Steige-
rungsquoten sind jedoch für die Berufsgattungen zu 
beobachten, welche sechs Jahre lang durchgehend 
auf der Liste standen. Hier beträgt der Zuwachs von 
Juni 2013 bis Juni 2018 insgesamt 79,9 %, bei den ge-
samten Positivlisten-Gattungen sind es 67,4 %, bei 
allen übrigen Gattungen auf den entsprechenden An-
forderungsniveaus nur 54,6 %.
Tabelle 5-2:  Anzahl von Beschäftigten und Berufsgattungen im Anforderungsniveau Fachkraft und Spezialist nach deren 










bis 30.06.2018 856 794 62 16
Ausländische sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
Anzahl Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil
30.06.2013 1.245.189 1.112.598 89,4 % 132.591 10,6 % 61.240 4,9 %
30.06.2014 1.350.048 1.203.522 89,1 % 146.527 10,9 % 68.746 5,1 %
30.06.2015 1.473.865 1.312.900 89,1 % 160.965 10,9 % 76.819 5,2 %
30.06.2016 1.617.826 1.439.533 89,0 % 178.293 11,0 % 86.708 5,4 %
30.06.2017 1.765.310 1.566.625 88,7 % 198.685 11,3 % 97.466 5,5 %
30.06.2018 1.942.074 1.720.116 88,6 % 221.958 11,4 % 110.195 5,7 %
Quelle: BA
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Abbildung 5-10:  Jährliche Steigerungsquoten ausländischer sozialversicherungspflichtig Beschäftigter nach der jeweiligen 









Juni 2013 - Juni 2014 Juni 2014 - Juni 2015 Juni 2015 - Juni 2016 Juni 2016 - Juni 2017 Juni 2017 - Juni 2018
Berufsgattungen, die immer auf der Positivliste waren
Berufsgattungen, die jemals auf der Positivliste waren
Berufsgattungen, die nie auf der Positivliste waren (nur Fachkraft/Spezialist)
Quelle: BA (eigene Berechnungen)
Tabelle 5-3:  Permanente Berufsgattungen auf der Positivliste nach Anzahl der ausländischen sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten und Anforderungsniveau
Anforderungs-
niveau Bezeichnung nach KldB 2010
Anzahl sozialversicherungspflichtig Beschäftigter Veränderung 








471 525 578 608 671 823 352
(+74,7 %)
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3.426 3.710 4.005 4.223 4.610 5.595 2.169
(+63,3 %)
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6.820 8.034 9.299 10.453 11.576 13.302 6.482
(+95,0 %)
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22.352 24.707 26.880 30.116 34.095 38.709 16.357
(+73,2 %)
81332

















Fachkrankenpflege 1.895 1.979 2.105 2.279 2.402 2.533
638
(+33,7 %)
 Gesamt 61.240 68.746 76.819 86.708 97.466 110.195 48.955 (+79,9 %)
Quelle: BA (eigene Berechnungen)
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Damit zeigt sich, dass in den auf der Positivliste ent-
haltenen Berufen tatsächlich ein stärkerer Anstieg in 
der Beschäftigung von Ausländerinnen und Auslän-
dern zu verzeichnen war. In absoluten Zahlen gesehen 
handelt es sich jedoch kaum um eine ausreichende 
Kompensation, mit der der Fachkräftemangel in die-
sen Bereichen ausgeglichen werden kann. Für den Be-
reich der ‚Fachkräfte in der Altenpflege (ohne Spezi-
alisierung)‘ (Berufsgattung 82102 in der KldB 2010) 
beispielsweise beläuft sich die gesamte Steigerung in 
den Beschäftigtenzahlen lediglich auf ca. 8.000 Per-
sonen, was absolut betrachtet sogar den zweitgröß-
ten Anstieg unter den permanenten Berufsgattungen 
auf der Positivliste neben Fachkräften in der Gesund-
heits- und Krankenpflege darstellt (+16.357 Perso-
nen) (siehe Tabelle 5-3). Für diese 16 permanenten 
Berufsgattungen zeigt sich allerdings auch, dass sich 
die einzelnen Berufe bereits in ihrer Ausgangslage hin-
sichtlich der quantitativen Bedeutung für den Arbeits-
markt stark unterscheiden. Alleine in den größten vier 
Berufsgattungen – alle auf Fachkraftniveau – waren 
sowohl 2013 als auch 2018 rund 80 % der betrachte-
ten ausländischen Beschäftigten tätig. Während 2013 
beispielsweise lediglich 149 ausländische sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigte auf Spezialistenniveau 
in der Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik ange-
stellt waren, waren es für die Stellen auf Fachkraftni-
veau in der Gesundheits- und Krankenpflege bereits 
22.352 Personen. Über die nächsten fünf Jahre konnte 
sich die erste Gruppe um über 110 % steigern, stellte 
aber mit 318 Personen immer noch mit Abstand die 
kleinste Berufsgattung dar, während letztere mit einer 
Steigerung von 73,2 % auf fast 40.000 Personen ihre 
Bedeutung noch weiter ausbauen konnte.
Ebenso unterscheiden sich die Berufe auch in ihrer 
Steigerungsrate teilweise enorm. Während beispiels-
weise die Anzahl der auf Fachkraftniveau in der Elekt-
romaschinentechnik beschäftigten Personen mit aus-
ländischer Staatsangehörigkeit zwischen Juni 2013 und 
2018 lediglich um 19,1 % angestiegen ist, kann die Be-
rufsgattung der Mechatronik auf Fachkraftniveau eine 
Steigerungsrate von 121,0 % aufweisen, obwohl es sich 
2013 noch um etwa gleich große Gruppen handelte.
Betrachtet man die Steigerungen auf Basis der zehn 
Berufsbereiche unabhängig von der Positivliste (Ab-
bildung 5-11), fällt auf, dass der Bereich ‚Verkehr, Lo-
gistik, Schutz und Sicherheit‘ sowohl absolut als auch 
prozentual die höchste Steigerungsquote aufweist. 
Dies liegt zu einem Großteil an Fachkräften in der 
Hauptgruppe ‚Führer von Fahrzeug- und Transportge-
räten‘, welche für über die Hälfte des Anstiegs (55,5 %) 
in diesem Bereich verantwortlich sind und hier speziell 
für die Gattung der Berufskraftfahrer (+70.430 Perso-
nen). Während letztere Gruppe keinen Beruf darstellt, 
in welchem die in Kapitel 3.2 genannten Studien einen 
zukünftigen Fachkräftemangel vermuten, können 
aber auch in anderen, von gegenwärtigen und prog-
nostizierten Engpässen betroffenen Bereichen hohe 
Steigerungsquoten beobachtet werden. Sowohl Ge-
sundheits- als auch Bauberufe weisen nämlich über-
durchschnittliche Steigerungsquoten auf. Im Bereich 
der ‚Rohstoffgewinnung, Produktion und Fertigung‘ 
zeigt sich lediglich für die Hauptgruppe der ‚Mecha-
tronik-, Energie- und Elektroberufe‘ ein überdurch-
schnittlicher Anstieg. Dieser beruht zu fast drei Vier-
teln (71,0 %) auf Berufsgattungen der Positivliste.
Ob der gezeigte Effekt allein durch das Vorhandensein 
der jeweiligen Berufe auf der Positivliste begründet 
ist, kann in dieser Analyse nicht nachgewiesen werden, 
da auch EU-Staatsangehörige mit betrachtet werden 
sowie Drittstaatsangehörige, die sich aus einem ande-
ren Grund als dem der Beschäftigung in Deutschland 
aufhalten und Zugang zum Arbeitsmarkt haben. Um 
die Entwicklung ausschließlich für Drittstaatsangehö-
rigen beurteilen zu können, muss auf die Betrachtung 
von Jahresdurchschnittswerten ausgewichen werden, 
da so auch kleinere Fallzahlen betrachtet werden kön-
nen. Diese wurden sowohl für das Gesamtjahr 2013, 
als auch für 2018 für alle Berufsgattungen abgefragt.
Insgesamt stellten Drittstaatsangehörige in 2018 
40,4 % der ausländischen Beschäftigten in den per-
manenten Positivlistenberufen. Für alle Berufsgattun-
gen nicht-akademischer Fachkräfte ist der Anteil mit 
43,8 % sogar etwas höher. Mit 72,1 % bzw. 64,4 % bil-
deten jeweils europäische Staatsangehörige von au-
ßerhalb der EU die Mehrheit der beschäftigten Dritt-
staatsangehörigen.
Es zeigt sich außerdem, dass der Anstieg in den per-
manenten Berufsgattungen der Positivliste seit 2013 
von insgesamt 79,0 %33 unter EU-Staatsangehörigen 
mit 80,9 % sogar höher ausfällt als unter Drittstaatsan-
gehörigen (76,2 %). Allerdings war auch der allgemeine 
Anstieg in der Beschäftigung nicht-akademischer 
Fachkräfte mit 69,0 % zu 42,0 % für EU-Bürgerinnen 
und Bürger in diesem Zeitraum deutlich höher. Ins-
gesamt sind somit 60,4 % des Anstiegs der Zahl aus-
ländischer Beschäftigter in den permanenten Berufs-
gattungen der Positivliste auf EU-Staatsangehörige 
zurückzuführen. Lediglich ein Anstieg von maximal 
rund 20.000 Personen könnte auf eine Zuwanderung 
aufgrund der Positivliste zurückgeführt werden. Dabei 
handelt es sich jedoch bei einem nicht quantifizierba-
ren, aber nicht zu vernachlässigenden Teil um erwerbs-
33 Anstatt zuvor 79,9 % unter Betrachtung der Halbjahreswerte.
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Abbildung 5-11:  Absolute und prozentuale Steigerung der Anzahl ausländischer sozialversicherungspflichtig Beschäftigter 
auf den Anforderungsniveaus Fachkraft und Spezialist zwischen dem 30.06.2014 und dem 30.06.2018 nach 
Berufsbereichen (1-Steller KldB 2010)*
* Aufgrund der geringen Zahl an ausländischen Beschäftigten (46 Personen in 2018) wird der Berufsbereich „Militär“ nicht aufgeführt. 
 Dieser weist einen Rückgang von sechs Personen bzw. 11,5 % auf.
Quelle: BA (eigene Berechnungen)
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berechtigte Drittstaatsangehörige, die aufgrund ande-
rer Aufenthaltszwecke als denen der Erwerbsmigration 
eingereist bzw. aufhältig sind (v. a. Familiennachzug 
oder humanitäre Zuwanderung).
5.1.4 Zusammenfassung
Nicht-akademische Fachkräfte, d. h. Beschäftigte auf 
Fachkraft- oder Spezialistenniveau, stellen über die 
Hälfte der in Deutschland sozialversicherungspflichtig 
beschäftigten Ausländerinnen und Ausländer dar. An 
dieser Struktur hat sich auch seit 2013 nichts verän-
dert. Die Zahl der ausländischen nicht-akademischen 
Fachkräfte insgesamt ist in dieser Zeit jedoch um 
56,0 % auf 1,9 Mio. Personen gestiegen. Es gilt aber zu 
beachten, dass gerade bei den ausländischen Personen 
z. T. sehr große Unterschiede im Anforderungsniveau 
der besetzten Stelle und der allgemeinen Berufsquali-
fikation vorliegen. So sind sowohl Personen mit quali-
fizierter oder akademischer Berufsausbildung in Stel-
len beschäftigt, deren Anforderungsniveaus eigentlich 
zu niedrig ist, als auch Personen ohne Ausbildung auf 
Stellen, die eigentlich eine solche voraussetzen.
Während ausländische Beschäftigung im Allgemeinen 
– gemessen an der Einwohnerzahl – speziell in den 
west- und v. a. süddeutschen Bundesländern einen 
hohen Anteil am Arbeitsmarkt einnimmt, ist insbeson-
dere die Beschäftigung nicht-akademischer Fachkräfte 
in Relation zu nicht-qualifizierter oder akademischer 
ausländischer Beschäftigung in einigen Gebieten Ost-
deutschlands stärker von Bedeutung.
Auch bezogen auf die unterschiedlichen Berufsberei-
che schwankt die Bedeutung ausländischer nicht-aka-
demischer Fachkräfte deutlich. Während v. a. Handel, 
Gastgewerbe und kaufmännische Dienstleistungen 
überproportionale Anteile aufweisen, sind die absolut 
gesehen bedeutsamsten Bereiche wie Produktion und 
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Verkehr stark von Beschäftigten auf Helferniveau ge-
prägt.
Mit 33,7 % liegt der Frauenanteil unter den auslän-
dischen sozialversicherungspflichtig beschäftigten 
nicht-akademischen Fachkräften deutlich unter dem 
der deutschen Beschäftigten (48,4 %). Dies stellt sogar 
einen leichten Rückgang im Vergleich zu 2013 dar.
Bezogen auf die Staatsangehörigkeit bilden türkische 
Beschäftigte mit 15,9 % aller ausländischen nicht-aka-
demischen Fachkräfte die größte Gruppe. Trotz stei-
gender absoluter Zahlen sinkt der Anteil dieser Per-
sonengruppe in den letzten Jahren jedoch ab, was 
insbesondere auf einen Anstieg von Personen mit 
Staatsangehörigkeiten aus den osteuropäischen EU-
Ländern zurückzuführen ist. Personen aus den quan-
titativ bedeutendsten Asylherkunftsstaaten sind zwar 
absolut gesehen noch von relativ geringer Bedeutung, 
weisen jedoch die höchsten prozentualen Steigerungs-
raten auf.
Von den betrachteten ausländischen nicht-akademi-
schen Fachkräften ist nur jede zehnte in einer Berufs-
gattung tätig, die in den vergangenen Jahren zumin-
dest einmal auf der Positivliste der BA stand. Bezogen 
auf Berufe, die dauerhaft auf der Positivliste standen, 
halbiert sich diese Zahl noch einmal. Nichtsdestotrotz 
weist die ausländische Beschäftigung in Berufsgat-
tungen, die permanent oder zumindest teilweise auf 
der Positivliste standen, über alle Jahre hinweg höhere 
Steigerungsraten auf als in den übrigen Berufsgattun-
gen (insgesamt +79,9 % bzw. +67,4 % im Vergleich zu 
+54,6 %). Absolut gesehen handelt es sich jedoch über 
die gesamten fünf Jahre hinweg lediglich um eine Stei-
gerung von 90.000 Personen (davon ca. 50.000 Perso-
nen in den permanenten Berufsgattungen der Positiv-
liste).
Die Steigerungsraten der einzelnen Berufsgattun-
gen auf der Positivliste unterscheiden sich zusätz-
lich zum Teil sehr stark voneinander. Gleichzeitig zeigt 
sich auch, dass EU-Staatsangehörige in diesen Beru-
fen, so wie auch bei der ausländischen Beschäftigung 
insgesamt, höhere Zuwächse verzeichnen können als 
Drittstaatsangehörige. Der Effekt der Lockerung der 
gesetzlichen Regelungen durch die Positivliste ist bei 
alleiniger Betrachtung der Drittstaaten somit noch-
mals etwas geringer.
5.2 Erteilungen von Aufent-
haltstiteln an Fachkräfte
Während die bisher betrachteten Daten der BA die 
konkrete Beschäftigung von Ausländerinnen und Aus-
ländern auf dem deutschen Arbeitsmarkt abbilden, 
wird aus den folgenden AZR-Auswertungen ersicht-
lich, mit welchem Status ausländische Personen nach 
Deutschland gekommen sind bzw. sich hier aufhalten. 
Für EU-Staatsangehörige ist hierbei nur der Aufent-
halt registriert, da sie aufgrund geltender Freizügig-
keitsbestimmungen keinen Aufenthaltstitel benötigen. 
Für Drittstaatsangehörige können mehr Informationen 
aus dem AZR gewonnen werden, da hier der Aufent-
haltszweck in Form des jeweils erteilten Aufenthalts-
titels gespeichert wird. Eindeutige Aussagen, wer im 
Rahmen der Zuwanderung auch erwerbstätig wird, 
sind jedoch auch hierbei nicht möglich, da z. B. Perso-
nen im Familiennachzug auch häufig auf dem Arbeits-
markt tätig sind. Sie sind jedoch unter ‚Familiennach-
zug‘ im AZR erfasst. Ein eigener Speichersachverhalt 
zur Erwerbstätigkeit existiert für diese Gruppe nicht. 
Bei Personen, die im Rahmen der Erwerbsmigration 
zuwandern, ist hingegen eindeutig zuzuordnen, dass 
Erwerbstätigkeit der Hauptzweck der Einreise nach 
Deutschland ist.
Auswertungen können grundsätzlich zu Bestands- und 
Wanderungsdaten vorgenommen werden. Bei den 
Bestandsdaten kann ausgewertet werden, wie viele 
Personen mit welchem Aufenthaltstitel zu einem be-
stimmten Zeitpunkt in Deutschland aufhältig sind bzw. 
waren. Eine weitere Möglichkeit ist die Betrachtung 
von Wanderungsdaten, d. h. Zu- und Fortzügen von 
Personen mit einem bestimmten Aufenthaltstitel in 
einem bestimmten Zeitraum.
Kapitel 5.2.1 betrachtet im Folgenden die Zuzüge 
von Erwerbsmigrantinnen und -migranten mit einem 
Schwerpunkt auf Personen mit einem Aufenthaltsti-
tel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG (vgl. Kapitel 4.2). 
Das darauffolgende Kapitel 5.2.2 fokussiert auf die 
Bestandszahlen zum Stand 31. Dezember 2018. Dabei 
findet auch eine Darstellung der räumlichen Vertei-
lung auf die Bundesländer statt. Im Kapitel 5.2.3 er-
folgt zudem ein Vergleich der Bestandsdaten von 2013 
und 2018 im Hinblick auf die Verteilung der Perso-
nen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 
1 AufenthG auf ländliche bzw. städtische Regionen in 
Deutschland, da die ‚Neubelebung• der ländlichen Ge-
biete derzeit ein vieldiskutiertes Thema ist und es hier 
oftmals einen Mangel an Fachkräften gibt.
59
5.2.1 Zuzüge von Fachkräften zwischen 2013 
und 2018
Die Gesamtzahl der Zu- und Fortzüge (Freizügig-
keitsberechtigte und Drittstaatsangehörige) auf Basis 
von Daten des AZR34 hat sich in den Jahren 2013 bis 
2018 stark verändert (siehe BAMF 2014-2019a). Wäh-
rend im Jahr 2013 noch 884.493 Zuzüge von ausländi-
schen Staatsangehörigen zu verzeichnen waren sowie 
366.833 Fortzüge, waren es 2018 1.161.866 Zuzüge 
und 640.227 Fortzüge. Zwischenzeitlich waren die Zu-
züge bis auf einen Höchstwert von 1,8 Mio. im Jahr 
2015 gestiegen. Der Saldo war dabei im Jahr 2013 mit 
517.660 ausländischen Personen ähnlich hoch wie 
2018 mit 521.639. Zwischenzeitlich war der Saldo mit 
über 600.000 (2014 und 2016) sowie über 1 Mio. (2015) 
deutlich höher.
Von den Gesamtzuzügen kam ein großer Teil aus an-
deren EU-Ländern. Im Jahr 2013 lag dieser Anteil bei 
61,5 % (BMI/BAMF 2014: 14), im Jahr 2018 allerdings 
bei nur noch 54,7 % (BAMF 2019a). Dies liegt aller-
dings vor allem an der gestiegenen Zahl an Asylsu-
chenden aus Drittstaaten. Absolut gesehen liegen die 
Zuzüge aus der EU im Jahr 2018 mit 635.537 noch 
über den Zuzügen von Unionsbürgerinnen und -bür-
34 Die personenbasierten Wanderungsdaten anhand des AZR un-
terscheiden sich erhebungssystematisch von denen der fallba-
sierten Wanderungsstatistik des Statistischen Bundesamtes, die 
auf den Meldedaten beruht. Vgl. dazu BAMF 2019a: 79.
gern (inkl. Kroatien) im Jahr 2013 mit 521.509 Perso-
nen.
Betrachtet man die Zuzüge von Drittstaatsangehöri-
gen nach den jeweiligen Rechtsgrundlagen und damit 
auch Hauptaufenthaltszwecken, so ist erkennbar, dass 
die Erwerbsmigration nur einen geringen Anteil an der 
Gesamtmigration bildet. Abbildung 5-12 zeigt die Zu-
züge von Drittstaatsangehörigen in den Jahren 2013 
und 2018 nach Aufenthaltszwecken im Vergleich.
Von allen Zuzügen waren im Jahr 2013 9,3 % solche 
von Personen mit einem Aufenthaltstitel zum Zweck 
der Erwerbstätigkeit. Im Jahr 2018 waren es 11,6 % 
und somit sowohl anteilig als auch absolut etwas mehr 
Personen als 2013.
Es gibt allerdings auch Staatsangehörigkeiten, bei 
denen ein überdurchschnittlich hoher Anteil an Er-
werbsmigrantinnen und -migranten zu verzeichnen 
ist. Im Jahr 2013 waren dies z. B. die Vereinigten Staa-
ten (25,9 % der Gesamtzuzüge), Indien (24,9 %), Bos-
nien und Herzegowina (23,5 %) und China (16,2 %; 
BAMF 2014). Im Jahr 2018 lag der Anteil der Erwerbs-
migration bei Personen aus den Vereinigten Staaten 
sogar bei 27,7 %, fast ebenso hoch war der Anteil bei 
Personen aus Bosnien und Herzegowina (27,1 %). Mit 
25,8 % war Serbien ebenfalls unter den Staatsangehö-
rigkeiten mit einem hohen Anteil an Erwerbsmigration. 
Geringer als 2013 war dagegen der Anteil der Erwerbs-
migration bei Personen aus Indien (22,9 %) und China 
(11,4 %; BAMF 2019a).
Abbildung 5-12:  Zuzüge von Drittstaatsangehörigen im Jahr 2013 und 2018 nach ausgewählten Aufenthaltszwecken
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Studium  11,6 Sprachkurs, Schulbesuch 1,6
Sonstige Ausbildung 1,1 Erwerbstätigkeit 9,3
Familiäre Gründe 15,4 Niederlassungserlaubnis 1,3
EU-Aufenthaltsrecht 2,0 Humanitäre Gründe 4,1
Aufenthaltsgestattung 19,0 Duldung 5,5
Sonstige* 29,1
2018
Studium  9,2 Sprachkurs, Schulbesuch 1,0
Sonstige Ausbildung 0,9 Erwerbstätigkeit 11,6
Familiäre Gründe 18,5 Niederlassungserlaubnis 1,2
EU-Aufenthaltsrecht 2,7 Humanitäre Gründe 4,9
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Studium  9,2 Sprachkurs, Schulbesuch 1,0
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EU-Aufenthaltsrecht 2,7 Humanitäre Gründe 4,9
Aufenthaltsgestattung 11,5 Duldung 3,9
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* Darunter fallen u. a. Personen, die einen Aufenthaltstitel beantragt haben.
Quelle: BAMF 2014 und BAMF 2019a, AZR
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Die Zahl der Erwerbsmigrantinnen und -migranten aus 
Drittstaaten ist in den letzten Jahren – mit Ausnahme 
einer Stagnation von 2017 auf 2018 – kontinuierlich 
angestiegen. Einzig durch den Beitritt Kroatiens zur EU 
gab es von 2012 auf 2013 einen deutlichen Rückgang, 
dieser ist aber dadurch bedingt, dass ein Teil der zuvor 
als Drittstaatsmigration verzeichneten Zuwanderung 
in den Bereich der Freizügigkeit überging. Tabelle 5-4 
zeigt einen Überblick über die im jeweiligen Jahr neu 
zugereisten Personen, denen ein Aufenthaltstitel zur 
Erwerbsmigration erteilt wurde.
Die Erwerbszuwanderung hat sich zwischen 2013 
(33.648 Personen) und 2017 (60.882) fast verdoppelt. 
Von 2017 auf 2018 war ein geringer Rückgang zu ver-
zeichnen, der jedoch mit 25 Personen bei der hohen 
Zahl der Zugewanderten nur wenig ins Gewicht fällt. 
Die Zahl der Fachkräfte und Hochqualifizierten ist zwi-
schen 2013 und 2017 ebenfalls deutlich angestiegen. 
Waren es im Jahr 2013 noch 23.997 Personen, so stieg 
die Zahl im Jahr 2018 um mehr als das 1,5-fache auf 
38.682 an. Die Zahl der Personen mit einer Tätigkeit, 
die keine qualifizierte Berufsausbildung voraussetzt 
(§ 18 Abs. 3 AufenthG) ist ebenfalls gewachsen. Waren 
es im Jahr 2013 noch 9.481 Personen, so stieg die Zahl 
auf 22.175 im Jahr 2018 und hat sich somit mehr als 
verdoppelt.
Da Personen, die aufgrund der Änderung der Beschäf-
tigungsverordnung im Jahr 2013 auf Basis der Positiv-
liste der BA nach Deutschland kommen können, einen 
Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG er-
halten, ist diese Gruppe für die Betrachtung der nicht-
akademischen Fachkräftezuwanderung zentral. Wie 
in Kapitel 4 bereits dargestellt, befinden sich in dieser 
Gruppe allerdings auch Personen, die einen akademi-
schen Abschluss haben, so z. B. Personen, die die Be-
dingungen für die Blaue Karte EU nicht erfüllen, aber 
dennoch ein Studium absolviert haben. Eine Untertei-
lung nach Qualifikationsniveau ist nicht möglich, da 
dieses nicht in den Registerdaten des AZR verzeichnet 
ist. Für die folgenden Analysen muss daher die Gruppe 
aller Personen mit diesem Aufenthaltstitel ausgewer-
tet werden.
Betrachtet man die Zuwanderung nach § 18 Abs. 4 
AufenthG insgesamt35, so ist erkennbar, dass diese in 
den letzten Jahren angestiegen ist, im Jahr 2018 je-
doch von 25.723 auf 22.577 Personen fiel. Dieser Wert 
entspricht in etwa der Zahl der Personen, die mit 
einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 3 AufenthG zu-
35 Es können neben dem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 
AufenthG auch Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 2 Auf-
enthG erteilt werden. Hierbei handelt es sich um Erteilungen 
in begründeten Einzelfällen, wenn an der Beschäftigung ein 
öffentliches, insbesondere ein regionales, wirtschaftliches oder 
arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht. Dieser Anteil ist 
jedoch sehr gering und betrug in den letzten Jahren weniger als 
1 % der Migration nach § 18 AufenthG.
Tabelle 5-4:  Erwerbsmigration aus Drittstaaten von 2013 bis 2018 (Einreise im jeweiligen Berichtsjahr)
Erwerbsmigration nach 2013 2014 2015 2016 2017 2018
§ 18 Abs. 3 AufenthG 
(Beschäftigung ohne Qualifikationsvoraussetzung)
9.481 9.995 10.697 18.208 22.800 22.175
§ 18 AufenthG 
(Beschäftigung allgemein, alte Regelung)
170 186 131 151 - -
Fachkräfte und Hochqualifizierte:
§ 18 Abs. 4 AufenthG 
(qualifizierte Beschäftigung) 17.185 19.515 18.994 22.387 25.723 22.577
§ 19 AufenthG 
(Hochqualifizierte) 27 31 31 25 33 19
§ 19a AufenthG 
(Blaue Karte EU) 4.651 5.378 6.792 8.038 9.652 12.015
§ 19b und § 19c AufenthG 
(ICT-Karte, ab 1.8.2017) - - - - 9 1.080
§ 20 AufenthG 
(Forschung) 444 397 409 422 877 1.273
§ 21 AufenthG 
(selbständige Tätigkeit) 1.690 1.781 1.782 1.733 1.788 1.718
Fachkräfte insgesamt 23.997 27.102 28.008 32.605 38.082 38.682
Erwerbsmigration insgesamt 33.648 37.283 38.836 50.964 60.882 60.857
Quelle: BAMF 2019a, AZR
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gewandert sind. Diese Entwicklungen werden in Abbil-
dung 5-13 grafisch dargestellt.
Der Anteil der Personen mit einem Aufenthaltstitel 
nach § 18 Abs. 4 AufenthG an allen Fachkräften bzw. 
an der Erwerbsmigration insgesamt ist im Laufe der 
letzten Jahre zurückgegangen. Im Jahr 2013 lag der 
Anteil an der Erwerbsmigration insgesamt bei etwa der 
Hälfte (51,1 %), im Jahr 2018 dagegen bei nur noch gut 
einem Drittel (37,1 %). Der Anteil an den Fachkräften 
fiel von 71,6 % im Jahr 2013 auf 58,4 % im Jahr 2018. 
Dies liegt u. a. an der gestiegenen Zahl an Personen, 
die eine Blaue Karte EU erhalten haben. Diese wurde 
im Jahr 2012 eingeführt und in den folgenden Jahren 
immer häufiger erteilt.
Im bundesweiten Durchschnitt liegt die Zuwanderung 
von Personen mit einem Aufenthaltstitel ohne Quali-
fikationsvoraussetzung (§ 18 Abs. 3 AufenthG) im Jahr 
2018 in etwa so hoch wie die mit einem Aufenthaltsti-
tel nach § 18 Abs. 4 AufenthG. Die verschiedenen Her-
kunftsländer weisen aber große Unterschiede bezüg-
lich des Anteils qualifizierter Beschäftigung auf. Die 
Tabelle 5-5 und Tabelle 5-6 zeigen die Aufteilung auf 
diese beiden Paragrafen für die jeweiligen Haupther-
kunftsländer im Jahr 2018 bzw. 2013.
Die meisten der im Jahr 2018 eingereiste Personen, 
die einen Aufenthaltstitel nach § 18 AufenthG erhalten 
haben, kamen aus Serbien mit einem Anteil an quali-
fizierte Beschäftigung von 56,1 %, gefolgt von Bos-
nien und Herzegowina (52,2 %) und den Vereinigten 
Staaten (61,1 %). Somit reisten aus diesen drei quan-
titativ bedeutendsten Ländern mehr als die Hälfte 
der Erwerbsmigrantinnen und -migranten zur Aus-
übung einer qualifizierten Tätigkeit nach Deutschland 
ein. Weitere Westbalkanstaaten schließen sich an. Aus 
dem Kosovo und Mazedonien kamen dabei allerdings 
überwiegend Personen, die in Tätigkeiten ohne Quali-
fikationsanforderungen beschäftigt sind. Nur rund ein 
Viertel hat hier einen Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 
AufenthG erhalten. Die höchsten Anteile qualifizier-
ter Erwerbszuwanderung nach § 18 AufenthG wiesen 
Herkunftsländer wie Indien (95,5 %), Korea (85,3 %), 
die Türkei (83,6 %), China (83,2 %) und Japan (80,5 %) 
auf.
Im Vergleich zu 2018 befanden sich bis auf Kosovo, 
Mazedonien und Albanien alle anderen Länder eben-
falls unter den Hauptherkunftsländern des Jah-
res 2013, allerdings in anderer Reihenfolge: Haupther-
kunftsland waren 2013 noch die Vereinigten Staaten, 
gefolgt von Indien, Bosnien und Herzegowina sowie 
China. Serbien – als Hauptherkunftsland der Perso-
nen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 AufenthG 
im Jahr 2018 – kam 2013 erst an fünfter Stelle. Der 
Anteil an qualifizierter Beschäftigung war bei Perso-
nen aus Serbien sowie Bosnien und Herzegowina im 
Jahr 2018 niedriger als 2013. Dies gilt auch für Kanada, 
wobei hier sowohl die geringe Anzahl an Personen ins-
gesamt berücksichtigt werden muss als auch die Tat-
sache, dass viele Erwerbsmigrantinnen und -migran-
ten nach Einführung der Blauen Karte EU statt eines 
Aufenthaltstitels nach § 18 Abs. 4 AufenthG eine sol-
che erhalten haben. Deutlich erhöht hat sich dage-
gen der Anteil der qualifizierten Beschäftigung aus der 
Ukraine. Der Anteil stieg von 18,9 % im Jahr 2013 auf 
40,5 % im Jahr 2018. Japan, die Republik Korea und die 
Abbildung 5-13:  Erwerbsmigration aus Drittstaaten von 2013 bis 2018 nach ausgewählten Aufenthaltstiteln 
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Quelle: BAMF 2019a, AZR
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Türkei wiesen in beiden Jahren, ähnlich wie die schon 
erwähnten Länder Indien und China, einen hohen An-
teil von über 80 % qualifizierter Erwerbsmigration auf.
Die bisher betrachteten Zuzugsdaten werden im Fol-
genden ergänzt um Betrachtungen nach Alter und 
Bundesländern. Hierzu werden Zahlen aus den Son-
derauswertungen des AZR zum Wanderungsmonito-
ring des BAMF verwendet (Graf 2019a). Die Auswer-
tungssystematik ist dabei eine etwas andere als zuvor, 
so dass ein direkter Vergleich der obigen Daten mit 
den folgenden aufgrund der abweichenden Grundge-
samtheit nicht möglich ist. Bisher wurden alle Perso-
nen betrachtet, die in dem jeweiligen Jahr eingereist 
waren und einen entsprechenden Aufenthaltstitel er-
halten haben (Basis: Einreise). Das Wanderungsmoni-
toring stellt hingegen diejenigen Personen dar, denen 
im jeweiligen Jahr ein Aufenthaltstitel erteilt wurde 
(Basis: Erteilung des Aufenthaltstitels). Somit sind in 
den bisher genannten Zahlen auch Personen enthal-
ten, die im Berichtsjahr eingereist sind, den dazuge-
hörigen Aufenthaltstitel aber erst im darauffolgenden 
Jahr (im Januar, Februar oder März) erhalten haben. Im 
Wanderungsmonitoring tritt diese Gruppe erst im Be-
richt für das folgende Jahr in Erscheinung (Erteilung 
des Titels im Berichtsjahr mit Einreise im Jahr davor), 
Tabelle 5-5:  Nach § 18 AufenthG eingereiste ausländische Personen nach den häufigsten Staatsangehörigkeiten 
im Jahr 2018
Staatsangehörigkeit Beschäftigung nach § 18 AufenthG
Insgesamt
davon § 18 Abs. 3 AufenthG 
(Beschäftigung ohne Qualifi-
kationsvoraussetzung)
davon § 18 Abs. 4 AufenthG 
(qualifizierte Beschäftigung)
Anteil qualifizierte  
Beschäftigung
Serbien* 5.143 2.259 2.884 56,1 %
Bosnien und Herzegowina 4.989 2.383 2.606 52,2 %
Vereinigte Staaten 3.706 1.443 2.263 61,1 %
Kosovo 3.674 2.703 971 26,4 %
Mazedonien 3.652 2.794 858 23,5 %
Albanien 3.064 2.047 1.017 33,2 %
Indien 2.617 117 2.500 95,5 %
Japan 1.835 358 1.477 80,5 %
Türkei 1.563 257 1.306 83,6 %
China 1.420 238 1.182 83,2 %
Kanada 923 590 333 36,1 %
Ukraine 796 474 322 40,5 %
Brasilien 779 282 497 63,8 %
Russische Föderation 748 343 405 54,1 %
Korea (Republik) 723 106 617 85,3 %
Sonstige 9.120 5.781 3.339 36,6 %
Insgesamt 44.752 22.175 22.577 50,4 %
* Inkl. ehem. Serbien und Montenegro
Hell eingefärbt: Herkunftsländer mit geringem Anteil an qualifizierter Beschäftigung 
Dunkel eingefärbt: Herkunftsländer mit hohem Anteil an qualifizierter Beschäftigung
Quelle: BAMF 2019a, AZR
weshalb die dargestellten Zahlen aus dem Wande-
rungsmonitoring systematisch etwas geringer ausfal-
len. Es handelt sich somit um zwei Gruppen, die sich 
zum großen Teil überschneiden, sich aber in der Zu-
sammensetzung etwas unterscheiden.
Bei diesen Auswertungen liegen differenzierte Infor-
mationen für Personen mit einem Aufenthaltstitel 
nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG vor. Sie bilden die 
Basis für die kommenden Darstellungen. Personen mit 
einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 2 Auf-
enthG kommen nicht über die Positivliste und werden 
daher nicht betrachtet. Da der Anteil von Personen mit 
einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 2 Auf-
enthG mit unter einem Prozent sehr gering ist, weicht 
die Gruppe dabei kaum von der zuvor betrachteten 
Gesamtgruppe ab.
Abbildung 5-14 zeigt für 2018 die Erteilung von Auf-
enthaltstiteln nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG für 
Personen zwischen 18 und 67 Jahren, die im Ertei-
lungsjahr eingereist sind, nach deren Alter zum Zeit-
punkt der Datenabfrage (31. März 2019). Es ist deut-
lich zu erkennen, dass vor allem jüngere Personen mit 
diesem Aufenthaltstitel zuwandern. 73,4 % und damit 
fast drei Viertel waren zwischen 20 und 40 Jahre alt, 
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Tabelle 5-6:  Nach § 18 AufenthG eingereiste ausländische Personen nach den häufigsten Staatsangehörigkeiten  
im Jahr 2013
Staatsangehörigkeit Beschäftigung nach § 18 AufenthG
Insgesamt davon § 18 AufenthG (alte Regelung)
davon § 18 Abs. 3 AufenthG 
 (Beschäftigung ohne Quali-
fikationsvoraussetzung)




Vereinigte Staaten 3.681 12 1.523 2.146 58,3 %
Indien 3.277 52 73 3.152 96,2 %
Bosnien und Herzegowina 2.881 33 943 1.905 66,1 %
China 2.611 12 305 2.294 87,9 %
Serbien* 1.834 5 699 1.130 61,6 %
Japan 1.606 1 219 1.386 86,3 %
Türkei 1.133 3 249 881 77,8 %
Russische Föderation 1.020 10 550 460 45,1 %
Ukraine 975 5 786 184 18,9 %
Australien 578 1 355 222 38,4 %
Kanada 521 1 206 314 60,2 %
Georgien 514 1 469 44 8,6 %
Korea (Republik) 512 1 77 434 84,8 %
Brasilien 479 3 186 290 60,5 %
Sonstige 5.214 30 2.841 2.343 44,9 %
Insgesamt 26.836 170 9.481 17.185 64,0 %
* Inkl. ehem. Serbien und Montenegro
Hell eingefärbt: Herkunftsländer mit geringem Anteil an qualifizierter Beschäftigung 
















Abbildung 5-14:  Erteilungen nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG im Jahr 2018 bei Einreise im Erteilungsjahr nach Alter und 
Geschlecht




das Durchschnittsalter lag bei 35,3 Jahren. Der größte 
Anteil der Zugewanderten waren dabei Männer: Von 
insgesamt 17.104 Personen mit Angaben zu Alter und 
Geschlecht waren etwas mehr als drei Viertel (76,6 %) 
männlich. Die Frauen waren dabei im Durchschnitt 
jünger als die Männer. Der Anteil der Personen zwi-
schen 20 und 40 Jahren lag bei den Frauen bei 84,7 %, 
während er bei den Männern nur 70,0 % betrug. Das 
Durchschnittsalter der Frauen war dementsprechend 
ebenfalls geringer und lag bei 32,1 Jahren im Vergleich 
zu 36,2 Jahren bei den Männern.
Teilt man die Zugewanderten in Altersgruppen auf 
(Abbildung 5-15), zeigt sich, dass 12,6 % der Perso-
nen mit Erteilung und Einreise in 2018 zum Abfrage-
zeitpunkt jünger als 26 Jahre alt waren. Etwas weni-
ger als die Hälfte (46,0 %) war im Alter zwischen 26 
und 35 Jahren. Ein weiteres Viertel (25,6 %) war zwi-
schen 36 und 45 Jahre alt. Der Anteil der über 45-jäh-
rigen Zugewanderten lag bei nur 15,7 %. Verglichen 
mit der Gesamtgruppe der Personen mit einer Aufent-
haltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit (siehe 
Graf 2019a: 20) war der Anteil der Personen unter 26 
Jahren etwas geringer (Erwerbsmigration insgesamt: 
16,0 %), ebenso der Anteil der Personen zwischen 26 
und 35 Jahren (Erwerbsmigration insgesamt: 53,6 %). 
Die übrigen Anteile waren entsprechend etwas höher, 
so dass die betrachtete Personengruppe (§ 18 Abs. 4 
Satz 1 AufenthG) im Durchschnitt etwas älter war als 
die Gruppe aller Erwerbsmigrantinnen und -migran-
ten.
Wie bereits dargestellt, waren die Frauen im Durch-
schnitt jünger als die Männer. Betrachtet man die 
Unterteilung in Alterskategorien getrennt nach Ge-
schlecht, ergibt sich die in Abbildung 5-16 dargestellte 
Verteilung. Hierbei sind im äußeren Ring die Anteile 
für die männlichen, im inneren Ring die für die weibli-
chen Personen aufgeführt. Frauen haben dabei deut-
lich höhere Anteile in den jüngeren Kategorien: 18,6 % 
sind jünger als 26 Jahre, 55,8 % zwischen 26 und 35 
Jahre alt. Bei den Männern sind es nur 10,8 % bzw. 
43,1 %. Dafür sind die Anteile der Männer bei den bei-
den Kategorien ‚36 bis 45 Jahre‘ bzw. ‚über 45 Jahre‘ 
entsprechend höher.
Die Verteilung der Fachkräfte nach § 18 Abs. 4 Satz 1 
AufenthG auf die einzelnen Bundesländer zeigt Ta-
belle 5-7 für die Jahre 2013 und 2018. Dass sich der 
überwiegende Teil der betrachteten Gruppe dabei in 
den einwohnerstärksten Bundesländern aufhielt, ist 
naheliegend. Die meisten Personen lebten in beiden 
Jahren in Bayern. Danach folgten 2018 Baden-Würt-
temberg und Nordrhein-Westfalen, während dies 2013 
umgekehrt der Fall war. Im Jahr 2013 lagen die Anteile 
der drei größten Bundesländer insgesamt mit 19,7 % 
bzw. 19,4 % sehr nah beieinander, während Bayern im 
Jahr 2018 mit einem Viertel der Personen deutlich an 
der Spitze stand. Bis auf Bayern (5,3 Prozentpunkte 
mehr als 2013) und Nordrhein-Westfalen (3,5 Prozent-
punkte weniger als 2013) sind die Unterschiede in der 
Verteilung auf die Bundesländer zwischen den beiden 
Jahren allerdings quantitativ nicht bedeutend.
Abbildung 5-15: Erteilungen nach § 18 Abs. 4 Satz 1 
AufenthG im Jahr 2018 bei Einreise im 
Erteilungsjahr nach Altersgruppen
n=17.125, Personen zwischen 18 und 67 Jahren
Quelle: AZR
Abbildung 5-16:  Erteilungen nach § 18 Abs. 4 Satz 1 
AufenthG im Jahr 2018 bei Einreise im 



























5.2.2 Aufhältige Fachkräfte zum Stand  
31. Dezember 2018
Die Zu- und Fortzüge der letzten Jahre determinieren 
naturgemäß auch die Struktur der aufhältigen Perso-
nen. Betrachtet man die aufhältigen Drittstaatsange-
hörigen zum Stichtag 31. Dezember 2018, so zeigt sich, 
dass der Anteil der Personen mit einem Aufenthalts-
titel nach § 18 Abs. 4 AufenthG an allen Drittstaats-
angehörigen mit einem Aufenthaltstitel zum Zweck 
der Erwerbstätigkeit mit 36,2 % bei über einem Drittel 
liegt (Abbildung 5-17). Personen mit einem Aufent-
haltstitel nach § 18 Abs. 3 AufenthG für Tätigkeiten 
ohne Qualifikationsvoraussetzung bilden dagegen nur 
ein Fünftel (20,5 %) der Personen mit einem Aufent-
haltstitel zum Zweck der Erwerbstätigkeit. Somit hat-
ten Ende 2018 mehr als drei Viertel der im Rahmen 
von Erwerbsmigration in Deutschland aufhältigen 
Drittstaatsangehörigen einen Titel inne, der zu einer 
(hoch)qualifizierten Tätigkeit auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt berechtigt, sowohl auf akademischem als 
auch auf nicht-akademischem Niveau.
Nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG hielten sich am 
31. Dezember 2018 insgesamt 94.432 Personen in 
Deutschland auf. Betrachtet man die Altersvertei-
lung der Personen zwischen 18 und 67 Jahren (Abbil-
dung 5-18), so zeigt sich erwartungsgemäß ein etwas 
geringerer Anteil an Personen unter 26 Jahren als bei 
den 2018 Neuzugewanderten (8,9 % gegenüber 12,6 % 
bei den Neuzugewanderten, siehe Abbildung 5-15). In 
der Gruppe der 26 bis 35-Jährigen ist jedoch der Anteil 
mit 53,5 % bei den insgesamt Aufhältigen höher als bei 
den Neuzugewanderten (46,0 %), während der Anteil 
an Personen zwischen 36 und 45 Jahren sowie darüber 
bei den Neuzugewanderten etwas höher ist als bei den 
Aufhältigen.
Die Verteilung der Fachkräfte nach § 18 Abs. 4 Satz 1 
AufenthG auf die Bundesländer zeigen Tabelle 5-8 
und Abbildung 5-19. Die prozentualen Anteile an den 
jeweiligen Bundesländern sind ähnlich wie bei den 
neuzugewanderten Personen (siehe Tabelle 5-7). Der 
Großteil der betrachteten Personen hält sich in den 
großen Bundesländern auf. Unterschiede zeigen sich 
jedoch insbesondere bei Bayern: Während der Anteil 
der Aufhältigen bei 20,4 % liegt, sind 25,0 % der Neu-
zugewanderten nach Bayern gezogen. Ebenso sind 
anteilig mehr Fachkräfte nach § 18 Abs. 4 Satz 1 Auf-
enthG nach Baden-Württemberg gezogen (17,8 %) als 
derzeit dort leben (15,4 %). Im Gegenzug sind insbe-
sondere in Berlin mit 11,4 % anteilig mehr Aufhältige 
als Neuzugewanderte zu verzeichnen (8,0 %). Ähnli-
ches gilt für Hamburg (4,6 % der Aufhältigen, 2,9 % der 
Neuzugewanderten).









Bayern 2.796 19,7 4.291 25,0 5,3
Baden-Württemberg 2.752 19,4 3.060 17,8 -1,5
Nordrhein-Westfalen 2.794 19,7 2.777 16,2 -3,5
Hessen 2.097 14,8 2.266 13,2 -1,5
Berlin 808 5,7 1.376 8,0 2,3
Niedersachsen 765 5,4 936 5,5 0,1
Rheinland-Pfalz 536 3,8 543 3,2 -0,6
Hamburg 520 3,7 496 2,9 -0,8
Sachsen 391 2,8 287 1,7 -1,1
Schleswig-Holstein 164 1,2 220 1,3 0,1
Brandenburg 110 0,8 202 1,2 0,4
Thüringen 102 0,7 176 1,0 0,3
Bremen 128 0,9 164 1,0 0,1
Sachsen-Anhalt 90 0,6 164 1,0 0,3
Saarland 92 0,6 110 0,6 0,0





4,2 % Aufenthaltserlaubnis für selbständige/
 freiberufliche Tätigkeit
17,2 % Niederlassungserlaubnis 
zum Zweck der Erwerbstätigkeit
19,2 % Blaue Karte EU
Gesamtzahl:
266.105
36,2 % Aufenthaltserlaubnis - 
qualifizierte Beschäftigung 
(§ 18 Abs. 4 AufenthG)
20,5 % Aufenthaltserlaubnis - 
Beschäftigung ohne  
Qualifikationsvoraussetzung 
(§ 18 Abs. 3 AufenthG)
Abbildung 5-18:  Aufhältige Personen mit einem Aufent-
haltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG 
zum 31.12.2018 nach Altersgruppen
Abbildung 5-17:  Drittstaatsangehörige, die sich am 31.12.2018 mit einem Aufenthaltstitel zur Erwerbstätigkeit in  
Deutschland aufhielten, nach Art des Aufenthaltstitels
n=266.105





unter 26 Jahre 26-35 Jahre 36-45 Jahre über 45 Jahre
Gesamt:
94.164
n=94.164, Personen zwischen 18 und 67 Jahren
Quelle: AZR
Der durchschnittliche Frauenanteil bei den aufhältigen 
Fachkräften nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG liegt bei 
32,4 %. Die meisten Bundesländer liegen sehr nahe am 
Durchschnitt, die Varianz ist gering. Einen Anteil unter 
30 % weisen nur die Bundesländer Nordrhein-West-
falen (28,7 %), Niedersachsen (28,8 %) und Schleswig-
Holstein (29,8 %) auf, die aber dennoch nur maximal 
3,7 Prozentpunkte vom Mittelwert abweichen. Einzig 
Berlin sticht mit einem sehr hohen Frauenanteil von 
42,5 % deutlich heraus. Dort lebten mit 4.549 weibli-
chen qualifizierten Beschäftigten mehr als in Hessen 
oder Baden-Württemberg.
Nach der Verteilung auf die Bundesländer in Deutsch-
land wird im Folgenden die Verteilung nach Haupther-
kunftsländern bzw. -regionen (gruppiert nach den je-
weiligen Staatsangehörigkeiten) betrachtet. Der Blick 
auf die Hauptherkunftsländer der Neuzugewander-
ten hat bereits gezeigt, dass aus dem Westbalkan viele 
Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 
Satz 1 AufenthG zuwandern. Auch bei den Aufhältigen 
mit diesem Aufenthaltstitel zeigt sich, dass die West-
balkanstaaten mit 28,5 % einen großen Anteil stellen 
(Abbildung 5-20). Am höchsten ist der Anteil aller-
dings bei der Ländergruppe ‚Asien ohne Zentralasien‘ 
(zur Definition der Ländergruppen siehe Tabelle 2 im 
Anhang) mit 35,3 %. Weitere 9,6 % kamen aus den Ver-
einigten Staaten oder Kanada. Osteuropa und Zent-
ralasien folgen mit 8,4 %, etwas geringer ist der An-
teil an Personen aus dem Nahen Osten. Einen jeweils 
geringen durchschnittlichen Anteil hatten Länder aus 
Lateinamerika und der Karibik (5,3 %) sowie aus Af-
rika (4,1 %). Ozeanien wird durch die Zuwanderung aus 
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Tabelle 5-8:  Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG zum 31.12.2018 
nach Bundesländern und Geschlecht
Gesamt AnteilBundesland in % davon männlich davon weiblich
Anteil weiblich
in %
Gesamt 94.330 100,0 63.771 30.559 32,4
Bayern 19.265 20,4 13.164 6.101 31,7
Nordrhein-Westfalen 16.578 17,6 11.824 4.754 28,7
Baden-Württemberg 14.557 15,4 10.021 4.536 31,2
Hessen 12.981 13,8 8.935 4.046 31,2
Berlin 10.710 11,4 6.161 4.549 42,5
Niedersachsen 4.861 5,2 3.463 1.398 28,8
Hamburg 4.298 4,6 2.798 1.500 34,9
Rheinland-Pfalz 2.977 3,2 2.017 960 32,2
Sachsen 1.647 1,7 1.095 552 33,5
Schleswig-Holstein 1.492 1,6 1.048 444 29,8
Bremen 1.061 1,1 676 385 36,3
Thüringen 963 1,0 595 368 38,2
Brandenburg 962 1,0 616 346 36,0
Sachsen-Anhalt 872 0,9 597 275 31,5
Saarland 647 0,7 451 196 30,3
Mecklenburg-Vorpommern 459 0,5 310 149 32,5
n=94.330 (ohne Personen mit fehlenden Angaben zum Geschlecht)
Quelle: AZR
Abbildung 5-19:  Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG zum 31.12.2018 
nach Bundesländern und Geschlecht
























3,1 % Korea (Republik)
3,4 % Kosovo
3,5 % Russische Föderation
3,6 % Türkei
11,6 % Bosnien und Herzegowina
10,1 % Indien
9,8 % China







5,3 % Lateinamerika und Karibik
7,2 % Naher Osten
8,4 % Osteuropa/ Zentralasien
9,6 % Nordamerika
35,3 % Asien ohne Zentralasien
28,5 % Westbalkanländer
Australien dominiert und weist insgesamt nur einen 
Anteil von 1,6 % aller Zugewanderten auf.
Betrachtet man die einzelnen Herkunftsländer (Abbil-
dung 5-21), so ist erkennbar, dass Bosnien und Her-
zegowina zwar an zweiter Stelle der Neuzugewander-
ten 2018 steht, bei allen aufhältigen Personen zum 
31. Dezember 2018 aber die höchste Anzahl an Perso-
nen aufweist. Mit 11,6 % der Aufhältigen kamen über 
10.000 Personen aus diesem Staat. An zweiter Stelle 
liegt Indien mit 10,1 %, gefolgt von China mit 9,8 %. 
Die Vereinigten Staaten nehmen mit 8,0 % die vierte 
Stelle ein, erst danach folgt Serbien als Land mit den 
meisten Neuzugewanderten der betrachteten Gruppe 
in 2018 mit 7,3 %. Als weiteres asiatisches Land folgt 
Japan mit 6,3 %. Die weiteren Top-10-Länder Türkei, 
Abbildung 5-20:  Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG zum 31.12.2018 nach 
Herkunftsregionen
n=94.225 (ohne staatenlos, ungeklärt)
Quelle: AZR
Abbildung 5-21:  Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG zum 31.12.2018 nach 
Herkunftsländern
n=94.225 (ohne staatenlos, ungeklärt)
Quelle: AZR
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Russische Föderation, Kosovo und die Republik Korea 
haben Anteile zwischen 3,6 % und 3,1 %.
Die zehn Hauptherkunftsländer haben zusammen 
einen Anteil von zwei Dritteln (66,7 %) aller Ende 
2018 aufhältigen Personen mit einem Aufenthaltsti-
tel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG. Dies entspricht 
62.825 Personen. Die Geschlechterverteilung für 
diese zehn Länder ist sehr unterschiedlich: Während 
bei den Westbalkanstaaten Kosovo (93,3 % Männer), 
Serbien (73,7 % Männer) und Bosnien und Herzego-
wina (72,4 % Männer) der Männeranteil sehr hoch 
ist, ist er unter Personen aus der Russischen Födera-
tion mit 39,6 % kleiner als der Frauenanteil. Bei den 
Herkunftsländern China, der Republik Korea und den 
Vereinigten Staaten liegt der Männeranteil zwischen 
66,6 % und 61,6 %. Einen deutlich höheren Anteil wei-
sen Japan mit 81,0 %, Indien mit 79,4 % und die Türkei 
mit 75,1 % auf. Aus diesen Ländern sind damit mehr 
als drei Viertel männlich. Bosnien und Herzegowina, 
Indien und China prägen den Durchschnitt durch die 
hohe Zahl an Migrantinnen und Migranten dabei be-
sonders stark. Die quantitative Verteilung auf die zehn 
Hauptherkunftsländer zeigt Abbildung 5-22.
Bei Betrachtung aller Länder mit einer Personenzahl 
von über 200 zeigt sich, dass bei den anderen Her-
kunftsländern des Westbalkans ebenfalls der Männer-
anteil überwiegt. Dagegen leben aus den osteuropä-
ischen Ländern Georgien, Weißrussland, Armenien, 
Kasachstan, der Russischen Föderation und Ukraine 
zwischen jeweils rund 60 und 70 % Frauen mit einem 
Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG in 
Deutschland. Den höchsten Frauenanteil weist Kenia 
mit 79,4 % auf. Von den Fachkräften aus den Philip-
pinen, Taiwan, Vietnam und Indonesien war ebenfalls 
über die Hälfte weiblich.
Nicht alle aufhältigen Personen, die zum Stand 31. De-
zember 2018 mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 
Abs. 4 Satz 1 AufenthG in Deutschland lebten, sind 
Neuzugewanderte. Viele haben zuvor einen ande-
ren Aufenthaltstitel besessen und haben – z. B. nach 
einem Studium in Deutschland – den Aufenthaltstitel 
gewechselt. Abbildung 5-23 zeigt die Verteilung der 
vorherigen Aufenthaltstitel bzw. Aufenthaltstitelgrup-
pen.
Von den aufhältigen Personen mit einem Aufenthalts-
titel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG zum 31. De-
zember 2018 waren gut ein Drittel (34,9 %) Neuzuge-
wanderte, die zuvor keinen anderen Aufenthaltstitel 
besessen haben.36 Nahezu die Hälfte (48,1 %) hatten 
ihren Aufenthaltstitel verlängert und bereits zuvor 
einen Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 Auf-
enthG besessen. 17,0 % hatten zuvor einen ande-
ren Aufenthaltstitel, unter ihnen 5,0 % der Grundge-
samtheit, die zuvor einen Aufenthaltstitel zum Zweck 
des Studiums (§ 16 Abs. 1 AufenthG) besaßen. Wei-
tere 3,1 % hatten einen Aufenthaltstitel zur Arbeits-
platzsuche nach dem Studium in Deutschland (§ 16 
Abs. 5 AufenthG). Während es sich bei den Personen 
36 Hierunter fallen auch Einreisen zur Arbeitsplatzsuche nach § 18c 
AufenthG, wenn von dem entsprechenden Visum direkt in einen 
Titel zur Erwerbstätigkeit gewechselt wird.
Abbildung 5-22:  Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG zum 31.12.2018 
aus den zehn Hauptherkunftsländern nach Geschlecht
n=62.825
Quelle: AZR













mit einem Aufenthaltstitel nach § 16 Abs. 1 AufenthG 
auch um Studienabbrecher handeln könnte, haben 
Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 16 Abs. 5 
AufenthG ihr Studium in Deutschland bereits abge-
schlossen. Sie haben allerdings keine Blaue Karte EU 
erhalten, da ggf. das Einkommen aus der Beschäfti-
gung nicht hoch genug war oder andere Gründe vor-
lagen.
Eine sonstige betriebliche Ausbildung nach § 17 Abs. 1 
AufenthG hatten 2,8 % zuvor absolviert bzw. abge-
schlossen. Weitere 2,6 % hatten zuvor einen Auf-
enthaltstitel für eine Tätigkeit, die keine qualifizierte 
Berufsausbildung verlangt. Einen anderen Aufent-
haltstitel zur Erwerbsmigration besaßen 1,7 %, einen 
anderen Titel zur Ausbildung, Qualifizierung oder Ar-
beitsplatzsuche 1,1 %. Insgesamt 1,5 % hatten einen 
anderen Aufenthaltstitel, z. B. im Rahmen des Famili-
ennachzugs.
5.2.3 Verteilung der Fachkräfte in Deutschland
Nachdem die Verteilung der Fachkräfte nach § 18 
Abs. 4 Satz 1 AufenthG auf die Bundesländer bereits in 
den beiden vorherigen Teilkapiteln betrachtet wurde, 
erfolgt in diesem Kapitel eine detailliertere Analyse auf 
Kreisebene (Landkreise bzw. kreisfreie Städte). Zusätz-
lich wird hier auch eine Zuordnung nach dem Länd-
lichkeitsindex des Thünen-Instituts (Johann Hein-
rich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut 
für Ländliche Räume, Wald und Fischerei) vorgenom-
men, um damit deutlich zu machen, wie viele der be-




trachteten Fachkräfte in ländlichen und wie viele in 
städtischen Bereichen leben und wie sich die Auftei-
lung verändert hat. Die Frage nach der Integration von 
Migrantinnen und Migranten in ländlichen Gebieten 
spielt derzeit eine bedeutende Rolle. Insbesondere 
bei Geflüchteten wird versucht, durch Wohnsitzaufla-
gen eine bestimmte Verteilung auf die ländlichen und 
städtischen Gebiete zu erreichen, um ländliche Berei-
che wieder stärker zu besiedeln und ‚Ghettobildung‘ 
in Großstädten zu vermeiden (siehe hierzu Rösch et al. 
2020). Aber auch Erwerbsmigrantinnen und -migran-
ten können solche Gebiete beleben und werden in vie-
len ländlichen Gebieten gesucht.
In den folgenden Abbildung 5-24 und Abbildung 5-25 
wird die Verteilung auf Kreisebene der aufhältigen 
Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 
Satz 1 AufenthG zum Stand 31. Dezember 2013 bzw. 
31. Dezember 2018 dargestellt. Hierzu erfolgte eine 
Zuordnung der Daten des AZR zu den jeweiligen Land-
kreisen. Diese Darstellung ist für ganz Deutschland 
möglich, mit Ausnahme von drei Regionen, in denen 
mehrere Landkreise von einer gemeinsamen ABH ver-
treten werden (in den Karten grau markiert). Dabei 
handelt es sich um Kreise im Saarland, Kassel (Stadt 
& Land) und Cottbus Stadt mit dem Landkreis Spree-
Neiße.
Beim Vergleich beider Karten ist auf den ersten Blick 
erkennbar, dass im Jahr 2018 deutlich mehr Regio-
nen eine dunklere Einfärbung und damit mehr Perso-
nen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 
AufenthG aufweisen. Auch die Zahlen in der höchs-
ten Kategorie ‚über 1.000‘ haben sich stark erhöht. 














§ 16 Abs. 1 AufenthG (Studium)
§ 16 Abs. 5 AufenthG (Arbeitsplatzsuche nach Studium)
§ 17 Abs. 1 AufenthG (sonstige betriebliche Ausbildungszwecke)
§ 18 Abs. 3 AufenthG (Beschäftigung ohne Quali­kationsvoraussetzung)
sonstiger Aufenthaltstitel zur Erwerbsmigration




Im Jahr 2013 gab es sieben kreisfreie Städte mit mehr 
als 1.000 Personen mit diesem Aufenthaltstitel: Ber-
lin mit dem Höchstwert von 5.585, gefolgt von Mün-
chen (4.351), Frankfurt am Main (3.897), Hamburg 
(3.787), Düsseldorf (3.595), Stuttgart (2.260) und Köln 
(1.649). Im Jahr 2018 lebten bereits in zehn Landkrei-
sen und kreisfreien Städten mehr als 1.000 Fachkräfte 
nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG. Berlin blieb dabei 
an der Spitze mit fast doppelt so vielen Personen wie 
2013 (10.742), gefolgt von München (7.858), Frankfurt 
am Main (5.917), Düsseldorf (4.597), Hamburg (4.322), 
Stuttgart (3.177), Köln (1.912), Hannover (1.130), Bonn 
(1.070) und dem Main-Taunus-Kreis (1.026).
Wenn man sich die Zahl der Behörden ansieht, in 
denen wenige bzw. sehr viele der betrachteten Per-
sonen gemeldet waren, zeigt sich ein Wandel hin zu 
Behörden mit einer höheren Zahl an Fachkräften: 
Während im Jahr 2013 noch 390 ABHs unter 50 ent-
sprechende Personen verzeichneten, waren es 2018 
nur noch 251 Behörden (siehe Tabelle 5-9). Dafür ver-
zeichneten 134 Behörden zwischen 50 und 99 Per-
sonen statt zuvor exakt die Hälfte. Die Anzahl der 
Behörden mit 100 bis unter 200 Personen hat sich 
sogar mehr als verdoppelt: 2013 waren es 31 Behör-
den, 2018 78. Deutlich wird zudem, dass sich in bei-
den Jahren mehr als zwei Drittel (jeweils rund 71 %) 
der Fachkräfte bei Ausländerbehörden erfasst waren, 
die 200 oder mehr Personen mit diesem Aufenthalts-
titel registriert hatten. Konstatieren lässt sich also eine 
Konzen tration auf große Behörden in zumeist in West-
deutschland gelegenen Städten (s. o.).
Wie bereits in den vorherigen Kapiteln deutlich wurde, 
waren die betrachteten Fachkräfte vor allem in den 
süd- und westdeutschen Bundesländern registriert 
Abbildung 5-24:  Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG zum 31.12.2013 
nach Kreisen
Quelle: AZR, eigene Darstellung
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Abbildung 5-25:  Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG zum 31.12.2018 
nach Kreisen
Quelle: AZR, eigene Darstellung
Tabelle 5-9:  Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG in den Jahren 2013 und 2018 
nach Anzahl der bei der Ausländerbehörde* registrierten Personen
2013 2018
Anzahl Personen 
pro Ausländerbehörde Summe Personen Anzahl ABH Summe Personen Anzahl ABH
über 1.000 25.124 7 41.751 10
200 bis unter 1.000 16.111 42 25.777 64
100 bis unter 200 4.518 31 10.866 78
50 bis unter 100 4.640 67 9.354 134
unter 50 7.443 390 6.684 251
Gesamt 57.836 537 94.432 537




bzw. ansässig. In den ostdeutschen Bundesländern zei-
gen die zahlreichen hellen Flächen, dass hier im Jahr 
2013 – trotz teilweise großer Landkreise – nur wenige 
Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 
Satz 1 AufenthG lebten. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
dass auch insgesamt die Bevölkerungsdichte in diesen 
Regionen gering ist. Dies scheint sich auch fortzuset-
zen: Sichtbar ist die Zunahme der betrachteten Perso-
nengruppe im Vergleich zu 2013 vor allem in Süd- und 
Westdeutschland (Bayern, Baden-Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen). In den ostdeutschen Bundes-
ländern ist zwischen 2013 und 2018 ein Zuwachs in 
den Landkreisen rund um Berlin und Dresden festzu-
stellen.
Da die Karten durch die Kategorieneinteilungen mar-
ginale Veränderungen nicht immer abbilden und die 
Darstellung dadurch verzerrt sein könnte37, wurde für 
jede Behörde die prozentuale Änderung individuell be-
rechnet.
Abbildung 5-26 zeigt die prozentuale Veränderung 
zwischen 2013 und 2018 für Behörden, die mehr als 
zehn Personen im Jahr 2013 verzeichnet hatten.38 Eine 
Verringerung der Personenzahl hat in den am hells-
37 Eine Erhöhung von 52 Personen auf 97 Personen wäre z. B. nicht 
im Farbunterschied erkennbar, da beide Werte in einer Kategorie 
liegen, eine Änderung von 97 Personen auf 102 Personen, die 
quantitativ geringer ist, bedeutet dagegen eine Änderung der 
Einfärbung.
38 Da für sehr kleine Fallzahlen durch quantitativ wenig bedeuten-
de Änderungen hohe Änderungsraten erzielt werden können, ist 
die Änderungsrate für Behörden mit zehn oder weniger regis-
trierten Personen im Jahr 2013 wegen geringer Aussagekraft 
nicht berechnet worden.
Abbildung 5-26:  Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG nach der prozentualen 
Änderung auf Kreisebene zwischen 2013 und 2018
Quelle: AZR, eigene Darstellung
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ten eingefärbten Kreisen stattgefunden. Der Großteil 
der Kreise hatte im Jahr 2018 aber deutlich mehr aus-
ländische Fachkräfte zu verzeichnen als 2013. Pro-
zentual besonders groß war der Zuwachs an Perso-
nen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 
AufenthG dabei in Süddeutschland, in verschiedenen 
Regionen Bayerns und Baden-Württembergs sowie 
in Brandenburg in den Landkreisen Oder-Spree sowie 
Teltow-Fläming, in Rheinland-Pfalz im Rhein-Lahn-
Kreis sowie im Kreis Ahrweiler und in Niedersachsen 
im Heidekreis.
Die bisher dargestellten Karten verzeichnen aus-
schließlich die absolute Verteilung in Deutschland. 
Betrachtet man die Verteilung der aufhältigen Per-
sonen in Relation zur Gesamtzahl der Einwohnerin-
nen und Einwohner, zeigt sich allerdings ein ähnliches 
Bild: In den süddeutschen Regionen war der Zuwachs 
an Fachkräften nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG zwi-
schen 2013 und 2018 ebenfalls sehr hoch. Viele Regio-
nen, die 2013 noch keine bis eine oder zwischen einer 
und fünf drittstaatsangehörige Fachkräfte pro 10.000 
Einwohnerinnen und Einwohner verzeichnet hatten, 
wiesen 2018 5 bis unter 10 oder 10 bis unter 20 Fach-
kräfte auf (siehe Abbildungen 4 und 5 im Anhang). 
Ähnliches gilt für die anderen oben genannten Regio-
nen. In den meisten ostdeutschen Kreisen und kreis-
freien Städten war im Jahr 2013 überwiegend keine bis 
unter eine drittstaatsangehörige Fachkraft pro 10.000 
Einwohnerinnen und Einwohner zu verzeichnen. Im 
Jahr 2018 ist dagegen die Zahl der Kreise mit einer bis 
unter fünf Fachkräften pro 10.000 Einwohnerinnen 
und Einwohner deutlich gestiegen. Dennoch bleibt die 
Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner insgesamt 
sowie auch die der drittstaatsangehörigen Fachkräfte 
gering.
Eine weitere wichtige Kenngröße für die Betrachtung 
der Verteilung von Personen in Deutschland ist der 
Ländlichkeitsindex des Thünen-Instituts. Das Modell 
des Thünen-Instituts unterscheidet Landkreise und 
kreisfreie Städte zum einen bezüglich des Grades der 
‚Ländlichkeit‘, zum anderen bezüglich der ‚sozioöko-
nomischen Lage‘. Basis für die Einstufung der Länd-
lichkeit sind Faktoren wie die Siedlungsdichte, der 
Anteil der land- und forstwirtschaftlichen Flächen 
an der Gesamtfläche, der Anteil der Ein- und Zweifa-
milienhäuser an allen Wohngebäuden, das regionale 
Bevölkerungspotenzial und die Erreichbarkeit großer 
Zentren. Die Unterteilung nach guter bzw. schlech-
ter sozioökonomischer Lage erfolgt auf Basis der Höhe 
der durchschnittlichen Arbeitslosenquote, der durch-
schnittlichen Bruttolöhne und -gehälter, des Medi-
aneinkommens, der durchschnittlichen kommunalen 
Steuerkraft, des durchschnittlichen Wanderungssaldos 
der 18- bis 29-Jährigen, des Wohnungsleerstands, der 
durchschnittlichen Lebenserwartung und der durch-
schnittlichen Schulabbrecherquote.
Durch die Kombination der Faktoren zur Ländlichkeit 
und der sozioökonomischen Lage lassen sich fünf Ka-
tegorien39 bilden (Küpper 2016):
Tabelle 5-10 zeigt die Verteilung der aufhältigen Per-
sonen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 
Satz 1 AufenthG nach den oben aufgeführten Länd-
lichkeitstypen für die Jahre 2013 und 2018 sowie die 
Veränderungsrate zwischen den beiden Jahren.
Es zeigt sich, dass sowohl im Jahr 2013 als auch im 
Jahr 2018 die meisten der betrachteten Fachkräfte in 
den nicht-ländlichen Räumen Deutschlands lebten. 
Mit fast 70.000 Personen waren es im Jahr 2018 ab-
solut mehr als 2013 mit rund 46.000 Personen. Der 
prozentuale Anteil der Personen in den nicht-länd-
lichen Räumen ist allerdings zurückgegangen. 2018 
lebten 74,7 % in den nicht-ländlichen Gebieten, 2013 
waren es noch 80,3 %. Im Vergleich zur Gesamtbe-
völkerung ist dieser Anteil in beiden Jahren dabei sehr 
hoch, da 2016 in Deutschland nur 42,8 % in nicht-
ländlichen Kreisen lebten (Küpper 2016: 27). 2018 leb-
ten damit – verglichen mit 2013 – sowohl absolut als 
auch prozentual mehr der betrachteten Fachkräfte in 
den ländlichen Gebieten, und zwar gilt dies für alle vier 
Untergruppen der ländlichen Räume. Die prozentu-
ale Steigerung der Zahl der ausländischen Fachkräfte 
in den ländlichen Räumen lag mit Werten zwischen 
+85,5 % und +124,7 % höher als bei den nicht-länd-
lichen mit nur 51,9 %. Dabei ist gerade in den ländli-
chen Räumen mit eher schlechter sozioökonomischer 
Lage die Steigerung prozentual sogar höher als bei den 
ländlichen Räumen mit guter Lage. Mit über 10.000 
Personen bzw. über 4.000 Personen lebten 2018 mehr 
39 Bei den Berechnungen zur ‚Ländlichkeit‘ und ‚sozioökonomi-
schen Lage‘ wurden zur Vermeidung von Vergleichbarkeitspro-
blemen Städte mit weniger als 100.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern mit ihrem Umlandkreis zusammengefasst (Küpper 
2016: 3), um die teilweise unterschiedlichen Gebietszuschnitte 
der Kreise in Deutschland auszugleichen. Dies führte allerdings 
dazu, dass mehrere kreisfreie Städte, die weniger als 100.000 
Einwohnerinnen und Einwohner zählen, analog zu ihrem Um-
landkreis als ‚ländlich‘ charakterisiert werden.
(1) sehr ländlich + gute sozioökonomische Lage
(2) sehr ländlich + weniger gute sozioökonomische 
Lage
(3) eher ländlich + weniger gute sozioökonomische 
Lage
(4) eher ländlich + gute sozioökonomische Lage
(5) nicht-ländlich (dies sind zumeist kreisfreie Städte)
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als doppelt so viele Personen in den sehr ländlichen 
bzw. eher ländlichen Kreisen mit schlechter sozioöko-
nomischer Lage als noch 2013. Eine Verdoppelung gab 
es auch in den sehr ländlichen Kreisen mit guter Lage, 
der Anstieg bei den eher ländlichen Kreisen mit guter 
Lage war dagegen etwas geringer.
Berücksichtigt werden muss dabei, dass es auch Per-
sonen gibt, die zwar in ländlichen Räumen wohnen, 
aber dennoch in städtischen Gebieten arbeiten. Dies 
trifft aber nicht auf alle neu zugezogenen Personen zu. 
Zudem wird eine Region auch durch Personen wirt-
schaftlich neu belebt, die dort leben, aber anderswo 
erwerbstätig sind.
5.2.4 Zusammenfassung
Die Betrachtung von Fachkräften nach § 18 Abs. 4 Auf-
enthG zeigt, dass deren Zahl in den letzten Jahren bis 
2018 gestiegen ist, während im Jahr 2018 ein Rück-
gang zu verzeichnen war. Demgegenüber steht jedoch 
eine starke Zunahme an Personen, die eine Blaue Karte 
EU erhalten haben, so dass die Fachkräftezuwande-
rung insgesamt auch 2018 weiterhin angestiegen ist. 
Neben den Fachkräften hat sich aber auch die Zahl 
der Personen erhöht, die Tätigkeiten ohne Qualifika-
tionsvoraussetzungen ausüben. Im Jahr 2018 ist die 
Zahl der zugewanderten Personen nach § 18 Abs. 4 
AufenthG annähernd so hoch wie die nach § 18 Abs. 3 
AufenthG.
Die meisten Neuzugewanderten kamen 2018 dabei 
aus den Westbalkanländern: Aus Serbien sowie Bos-
nien und Herzegowina wanderten zusammen fast 
5.500 Personen und damit bereits fast ein Viertel aller 
Fachkräfte nach § 18 Abs. 4 AufenthG zu. Auch aus In-
dien und den Vereinigten Staaten kamen jeweils über 
2.000 Personen mit diesem Aufenthaltstitel. Alle vier 
Länder waren auch bereits 2013 in den Top-5 vertre-
ten, die Westbalkanländer sind aber 2018 stärker ver-
treten als die Vereinigten Staaten und Indien, die 2013 
noch an den ersten beiden Stellen standen.
Die Altersstruktur der Neuzugewanderten ist im 
Durchschnitt sehr jung, das Durchschnittsalter der 
Personen, die 2018 einen Aufenthaltstitel nach § 18 
Abs. 4 Satz 1 AufenthG erhalten hatten, lag bei 35,3 
Jahren. Frauen waren dabei mit durchschnittlich 32,1 
Jahren jünger als die Männer mit durchschnittlich 36,2 
Jahren. Frauen waren allerdings deutlich seltener ver-
treten als Männer; der Frauenanteil bei den Aufent-
haltstitelerteilungen lag mit 23,4 % bei unter einem 
Viertel.
Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel nach 
§ 18 Abs. 4 AufenthG bildeten zum Stand 31. Dezem-
ber 2018 etwas mehr als ein Drittel der gesamten auf-
hältigen Erwerbsmigrantinnen und -migranten. Die 
meisten Fachkräfte nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG 
lebten in den größten Bundesländern Bayern, Nord-
rhein-Westfalen und Baden-Württemberg. In den ost-
deutschen Bundesländern (ohne Berlin) hatten zusam-
men nur ca. 5.000 Personen und damit nur rund 5,0 % 
dieser Gruppe ihren Wohnsitz.
Die Westbalkanländer stellten 2018 28,5 % der be-
trachteten Personengruppe. Aus Asien (ohne Zent-
ralasien) kamen mit 35,5 % noch mehr Personen, was 
allerdings auch durch die größere Zahl an Ländern in 
dieser Gruppe, verbunden mit einer deutlich höheren 
Gesamteinwohnerzahl, bedingt ist. Bei den Zuwan-
dernden aus den Westbalkanländern war dabei der 
Männeranteil sehr hoch, während die osteuropäischen 
Länder, einige asiatische Staaten sowie Kenia einen 
hohen Anteil an Frauen aufwiesen.
Die meisten aufhältigen Personen mit einem Aufent-
haltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG kamen als 
Tabelle 5-10:  Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG nach Ländlichkeitstyp 2013 
und 2018
Jahr 2013 Jahr 2018 Veränderung
Typ Anzahl Personen in % Anzahl Personen in % in %
sehr ländlich, sozioökonomisch schlechte Lage 1.813 3,2 4.073 4,4 +124,7
sehr ländlich, sozioökonomisch gute Lage 2.524 4,4 5.467 5,9 +116,6
eher ländlich, sozioökonomisch schlechte Lage 4.875 8,5 10.232 11,0 +109,9
eher ländlich, sozioökonomisch gute Lage 2.066 3,6 3.832 4,1 +85,5
nicht-ländlich 45.937 80,3 69.771 74,7 +51,9
Gesamt* 57.215 100,0 93.375 100,0 +63,2
* Ohne die Kreise im Saarland, Kassel (Stadt & Land) sowie Cottbus Stadt mit Landkreis Spree-Neiße
Quelle: AZR; Zuordnung Ländlichkeitsindex nach Thünen-Institut
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Neuzuwandernde oder hatten bereits zuvor diesen 
Aufenthaltstitel. Der Anteil an Personen, die von einem 
anderen Aufenthaltstitel zu diesem Titel hin gewech-
selt sind, liegt bei 17,7 %. Somit hatte mindestens jede 
sechste Person zuvor einen anderen Aufenthaltstitel.
Es ist nicht möglich, genau abzugrenzen, welche die-
ser Personen über die Positivliste zugewandert sind 
und wie viele einen akademischen Abschluss besitzen. 
Allerdings ist davon auszugehen, dass viele Personen 
mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 Auf-
enthG einen Beruf ausüben, der auf dieser Liste ver-
zeichnet ist, da es für Personen mit abgeschlossener 
Berufsausbildung für eine Tätigkeit in einem der Qua-
lifikation entsprechenden Beruf im Grunde nur diesen 
Aufenthaltstitel gibt. Eine Erhöhung der Fachkräftezu-
wanderung konnte in den letzten Jahren laut den Aus-
wertungen erreicht werden, allerdings zeigt der Rück-
gang 2018, dass weitere Verbesserungen notwendig 
sind, um die Attraktivität Deutschlands für nicht-aka-
demische Fachkräfte zu steigern und die Zuwanderung 
in der bereits erreichten Höhe zu halten bzw. zu er-
höhen. Dafür spricht auch der nach wie vor relativ ge-
ringe Anteil der Erwerbsmigration an der Gesamtzahl 
der erteilten Aufenthaltstitel an Drittstaatsangehörige 
(vgl. Abbildung 5-12).
Die Anzahl der Kreise bzw. kreisfreien Städte in 
Deutschland, in denen mehr als 50 Fachkräfte nach 
§ 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG lebten, hat zwischen 
2013 und 2018 deutlich zugenommen. Insbeson-
dere in den süd- und westdeutschen Bundesländern, 
aber auch in den großen Städten hat sich die Zahl der 
Fachkräfte bedeutend erhöht. Eine Betrachtung des 
Ländlichkeits indexes des Thünen-Instituts auf Kreis-
ebene zeigte, dass der Zuwachs prozentual gesehen 
in den sehr bzw. eher ländlichen Gebieten überdurch-
schnittlich hoch war. Insgesamt lebte 2018 aber immer 
noch die deutliche Mehrheit der Fachkräfte nach § 18 
Abs. 4 Satz 1 AufenthG in den Städten.




Neben der Zuwanderung bereits ausgebildeter nicht-
akademischer Fachkräfte bietet auch die inländische 
Ausbildung zugewanderter Personen zumindest län-
gerfristig eine Möglichkeit, Fachkräfteengpässe abzu-
mildern.
Von den 1.606.626 Personen, welche zum 31. Dezem-
ber 2018 in Deutschland als Auszubildende sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigt waren, besaßen 174.494 
bzw. 10,9 % ausschließlich eine ausländische Staats-
angehörigkeit. Von diesen Personen stammten ca. drei 
Viertel (76,3 %) aus einem Drittstaat außerhalb der 
EU, wobei von diesen wiederum beinahe die Hälfte 
(43,4 %) eine Staatsangehörigkeit aus einem anderen 
europäischen Staat besaß (siehe Tabelle 6-1). Speziell 
die Türkei stellte mit 31.167 Personen einen Großteil 
der ausländischen Auszubildenden. Unter den Staats-
angehörigen aus der EU liegen Italien und Polen mit 
9.498 bzw. 6.667 Personen in der Rangliste an den 
vordersten Stellen, während außerhalb Europas den 
acht wichtigsten Asylherkunftsstaaten mit insgesamt 
44.282 Personen eine große Bedeutung zukommt.
Tabelle 6-1:  Ausländische sozialversicherungspflichtig beschäftigte Auszubildende in Deutschland zum 31.12.2018 nach 
Staatsangehörigkeiten
Staatsangehörigkeit
Anzahl sozialversicherungspflichtig  
beschäftigter Auszubildender Veränderung zum Vorjahr
absolut in % absolut in %
Ausländische Staatsangehörige insgesamt 174.494 100,0 21.493 14,0
EU-Staaten 42.358 24,3 503 1,2
Drittstaaten* 131.827 75,5 21.002 19,0
TOP-8 Asylherkunftsländer** 44.282 25,4 15.803 55,5
Hauptherkunftsstaaten
Türkei 31.167 17,9 -2.408 -7,2
Syrien  15.514  8,9 6.906 80,2
Afghanistan  15.149  8,7 4.976 48,9
Italien  9.498  5,4 -236  -2,4
Polen  6.667  3,8  381 6,1
Kosovo  5.826  3,3  455 8,5
Bosnien und Herzegowina  4.977  2,9 -88  -1,7
Griechenland  4.574  2,6 -78  -1,7
Irak  4.504  2,6 1.573 53,7
Kroatien  3.932  2,3  279 7,6
Sonstige Drittstaatsangehörige 103.853 59,5 7.325 7,6
* Ohne Island, Lichtenstein, Norwegen und die Schweiz.
** Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Nigeria, Pakistan, Somalia und Syrien.
Quelle: BA 2019e (eigene Berechnungen)
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für den deutschen Arbeitsmarkt herzustellen. Wird die 
Bildungsmaßnahme überwiegend betrieblich durchge-
führt, besteht grundlegend eine Zustimmungspflicht 
durch die BA, soweit dies nicht durch Rechtsverord-
nung oder zwischenstaatliche Verträge anderwei-
tig geregelt ist. Eine Zustimmung setzt dabei zugleich 
auch eine erfolgte Vorrangprüfung voraus (siehe Kapi-
tel 4.2).
Außerdem bietet das Aufenthaltsrecht mit §§ 16b und 
17 AufenthG ebenfalls die Möglichkeit, eine Aufent-
haltserlaubnis für eine vollständige schulische oder 
betriebliche Aus- und Weiterbildung zu erhalten. Wäh-
rend Ersteres nur in Ausnahmefällen möglich ist, ist 
für Letzteres in den meisten Fällen ebenfalls eine Vor-
rangprüfung vonnöten.
Für die genannten Fälle besteht im Anschluss sowohl 
die Möglichkeit, die Aufenthaltserlaubnis zur Suche 
eines der Ausbildung entsprechenden Arbeitsplatzes 
um bis zu einem Jahr zu verlängern (§§ 17 Abs. 3 bzw. 
17a Abs. 4 AufenthG), als auch direkt zu einem dem-
entsprechenden Titel im Bereich der Erwerbsmigration 
zu wechseln.
Aufgrund der relativ restriktiven Erteilungsvorausset-
zungen durch das geltende Aufenthaltsrecht werden 
die genannten Aufenthaltserlaubnisse zur nicht-aka-
demischen Ausbildung in der Realität relativ selten ge-
nutzt. Im Jahr 2018 wurde lediglich an 6.875 Personen 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Abs. 1 AufenthG, 
an weitere 10.524 Personen eine Aufenthaltserlaub-
Während die Anzahl an ausländischen sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten Auszubildenden insge-
samt mit 21.493 Personen bzw. 14,0 % eine deutliche 
Steigerung im Vergleich zum 31. Dezember 2017 er-
fuhr, fällt die Veränderung bezüglich der verschiede-
nen Herkunftsregionen unterschiedlich aus (siehe Ab-
bildung 6-1). EU-Staaten erfuhren mit 1,2 % nur eine 
geringe Zunahme. Die Zahl der Auszubildenden aus 
Drittstaaten stieg dagegen mit 19,0 % deutlich stärker 
an. Dabei fallen besonders die größten Asylherkunfts-
länder insgesamt (+55,5 %) und Syrien im Speziellen 
(+80,2 %) ins Gewicht.
Für die Aufnahme einer Ausbildung in Deutschland 
bestehen für verschiedene Gruppen von Migrantinnen 
und Migranten unterschiedliche Möglichkeiten. Neben 
dem rechtlich unbeschränkten Zugang z. B. für EU-
Staatsangehörige, Drittstaatsangehörige im Rahmen 
des Familiennachzugs oder anerkannte Geflüchtete 
sieht das deutsche Aufenthaltsrecht auch Aufenthalts-
titel vor, die explizit mit einer nicht-akademischen Bil-
dungsmaßnahme in Verbindung stehen und eine Zu-
wanderung aus diesem Grund ermöglichen.
Dies kann einmal im Rahmen der Anerkennung einer 
ausländischen Berufsqualifikation nach § 17a Auf-
enthG geschehen. In diesem Fall wird der betreffen-
den Person eine Aufenthaltserlaubnis für die Durch-
führung einer Bildungsmaßnahme bis zu einer Dauer 
von 18 Monaten (Abs. 1) bzw. für das Ablegen einer 
Prüfung (Abs. 5) erteilt, um die vollwertige Nutzbarkeit 
einer bereits bestehenden ausländischen Qualifikation 
Abbildung 6-1:  Ausländische sozialversicherungspflichtig beschäftigte Auszubildende in Deutschland zum 31.12.2018 nach 
Herkunftsregionen
Quelle: BA 2019 (eigene Berechnungen)
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nis nach § 17 Abs. 1 AufenthG sowie an 1.280 Perso-
nen ein Titel nach § 17a Abs. 1 bzw. 5 AufenthG erteilt 
(Graf 2019a). Von diesen Personen sind in beiden Fäl-
len etwa zwei Drittel auch in 2018 zugewandert. Im 
Gegensatz zu den über 100.000 erteilten Aufenthalts-
erlaubnissen für eine akademische Ausbildung im Rah-
men eines Studiums ist die Zahl an Aufenthaltstiteln 
für eine nicht-akademische Ausbildung somit deutlich 
niedriger. Dies spiegelt sich auch in der Zahl aufhäl-
tiger Drittstaatsangehöriger mit einem entsprechen-
den Aufenthaltstitel wider. Während dies zum Stich-
tag 31. Dezember 2018 für die Titel nach §§ 16b Abs. 1 
(inkl. Sprachkursen und Schüleraustausch), 17 Abs. 1 
sowie 17a Abs. 1 bzw. 5 AufenthG 12.920, 20.552 bzw. 
1.695 Personen waren, besaßen zum selben Zeitpunkt 
174.768 aufhältige Personen einen Titel im Rahmen 
eines Studiums bzw. zur Studienvorbereitung nach 
§ 16 Abs. 1, 6 oder 9 AufenthG.
Durch das Fachkräfteeinwanderungsgesetz (siehe dazu 
auch Kapitel 4.2.4) werden zum 1. März 2020 die Re-
gelungen zu schulischer und betrieblicher Berufsaus-
bildung in § 16a AufenthG zusammengefasst. Dabei 
wird an der Vorrangprüfung für die Aufnahme einer 
nicht-akademischen betrieblichen Berufsausbildung 
festgehalten; auch ansonsten sind keine wesentlichen 
Neuerungen enthalten.
Für die Erteilung eines Aufenthaltstitels im Rahmen 
von Maßnahmen zur Anerkennung eines bestehen-
den Abschlusses (ab 2020: § 16d AufenthG) gelten 
hingegen in Zukunft erleichterte Bedingungen. Da-
runter fällt z. B. die Möglichkeit, neben der Durch-
führung von Qualifizierungsmaßnahmen auch eine 
qualifizierte Beschäftigung als Maßnahme zuzulas-
sen. Innerhalb derer muss sich die Arbeitgeberin bzw. 
der Arbeitgeber verpflichten, Unterschiede zwischen 
dem ausländischen und dem deutschen Abschluss, 
die im Fehlen von „schwerpunktmäßig[en] Fertigkei-
ten, Kenntnisse[n] und Fähigkeiten in der betrieblichen 
Praxis“ (ab 2020: § 16d Abs. 3 AufenthG) begründet 
sind, auszugleichen. Gleichzeitig wird es auch möglich 
sein, Anerkennungsverfahren, welche im Rahmen von 
Vermittlungsabsprachen der BA vorgenommen wer-
den, komplett in Deutschland durchzuführen (ab 2020: 
§ 16d Abs. 4 AufenthG). Des Weiteren sollen durch das 
Migrationspaket auch bürokratische Hürden bezüglich 
der Anerkennung ausländischer Abschlüsse abgebaut 
werden.
Zusätzlich wird auch die Möglichkeit einer Zuwande-
rung zur Ausbildungsplatzsuche für Drittstaatsangehö-
rige eingeführt. Der neue § 17 AufenthG bietet dafür 
die Grundlage, jedoch ist die Erteilung an strenge Be-
dingungen geknüpft: „Ein Alter unter 25 Jahren, gesi-
cherter Lebensunterhalt, gute Sprachkenntnisse und 
ein Schulabschluss einer deutschen Auslandsschule 
oder ein Abschluss, der zum Hochschulzugang in 
Deutschland oder dem jeweiligen Heimatland berech-
tigt, sind hier vonnöten“ (Graf 2019a: 10).
Durch das bereits zum 1. August 2019 in Kraft getre-
tene ‚Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz‘ des 
Migrationspaketes sollen verstärkt sowohl EU-Bürge-
rinnen und Bürger als auch Drittstaatsangehörige im 
Kontext der Fachkräfteeinwanderung für eine Ausbil-
dung in Deutschland gewonnen werden. Dafür wurde 
für diese Gruppen der Zugang zu Mitteln der Ausbil-
dungshilfe erleichtert (BMAS 2019).
Während für anerkannte Geflüchtete ein rechtlich 
unbeschränkter Zugang zum Ausbildungsmarkt be-
steht, bilden Ausländerinnen und Ausländer, die sich 
in einem laufenden Asylverfahren befinden oder im 
Besitz einer Duldung sind, einen rechtlichen Spezial-
fall bezüglich der Aufnahme einer Ausbildung (siehe 
dazu auch Kapitel 4.2). Eine Ausbildung dieser Perso-
nengruppe ist jedoch kein Teil der Fachkräftestrategie 
der Bundesregierung, in der ein sogenannter ‚Spur-
wechsel‘ aus dem Asylbereich in den der Erwerbsmig-
ration nicht vorgesehen ist. Dennoch kann zumindest 
kurzfristig auch ein Effekt auf die Fachkräftesituation 
auf dem deutschen Arbeitsmarkt eintreten, wenn die 
jeweiligen Regelungen in größerem Umfang genutzt 
werden. Langfristige Möglichkeiten zur Deckung des 
Fachkräftebedarfs entstehen dadurch jedoch nicht.
Mit Inkrafttreten des Integrationsgesetzes am 6. 
August 2016 wurden mit der sogenannten ‚Ausbil-
dungsduldung‘ in § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG und 
der darauf aufbauenden ‚3+2-Regelung‘ zusätzliche 
Grundlagen im Aufenthaltsrecht geschaffen, mit denen 
Geduldeten in Ausbildung bzw. den Unternehmen, die 
Geduldete als Auszubildende aufnehmen wollen, zu 
mehr Rechtssicherheit verholfen werden sollte. Seit-
dem ist es für Personen, welche einen negativen Asyl-
bescheid erhalten haben und einen Ausbildungsvertrag 
für eine staatlich anerkannte Berufsausbildung besit-
zen, möglich, für die Länge ihrer Ausbildung (i. d. R. 
zwei bis dreieinhalb Jahre) eine sichere Bleibeperspek-
tive zu erhalten, wobei die Ausbildungsduldung letzt-
endlich nur eine „Aussetzung der Abschiebung“ (Deut-
scher Bundestag 2017: 2) und nicht die Aufhebung der 
allgemeinen Ausreisepflicht bedeutet.
Voraussetzung ist hierbei u. a. ein rechtskräftig abge-
lehnter Asylantrag und die Tatsache, dass keine auf-
enthaltsbeendigenden Maßnahmen eingeleitet sind, 
sowie das Vorliegen eines Ausbildungsvertrags in 
einem staatlich anerkannten oder vergleichbar gere-
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gelten Ausbildungsberuf in Deutschland (§ 60a Abs. 2 
Satz 4 AufenthG).40
Nach erfolgtem Abschluss und einer Übernahme 
durch die Arbeitgeberin bzw. den Arbeitgeber kann im 
Anschluss an die Aufenthaltsduldung für weitere zwei 
Jahre eine Aufenthaltserlaubnis nach § 18a Abs. 1a 
AufenthG erteilt werden, wenn die übrigen Anforde-
rungen an einen Titel nach § 18a AufenthG, z. B. zu 
Deutschkenntnissen und verfügbarem Wohnraum, er-
füllt sind. Sollte keine Übernahme erfolgen, wird eine 
Duldung zur Suche einer Beschäftigung im jeweiligen 
Ausbildungsberuf für sechs Monate erteilt.41
Durch das im Juni 2019 im Rahmen des Migrationspa-
ketes verabschiedeten ‚Gesetz über Duldung bei Aus-
bildung und Beschäftigung‘ werden seit dem 1. Januar 
2020 die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aus-
bildungsduldung (seit diesem Zeitpunkt nach § 60c 
AufenthG) vereinfacht und in der Praxis verstärkt bun-
deseinheitlich durchgesetzt. Eine Ausbildungsduldung 
ist danach – unter Erfüllung der genannten Vorausset-
zungen – jeder Ausländerin bzw. jedem Ausländer zu 
erteilen, die oder der während des laufenden Asylpro-
zesses eine „qualifizierte Berufsausbildung in einem 
staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten 
Ausbildungsberuf aufgenommen hat […]“ (§ 60c Abs. 1 
Satz 1 Buchstabe a AufenthG). Zudem wird ermög-
licht, eine Ausbildungsduldung auch solchen Personen 
zu erteilen, welche eine „Assistenz- oder Helferausbil-
dung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar 
geregelten Ausbildungsberuf aufgenommen [haben], 
an die eine qualifizierte Berufsausbildung in einem 
staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten 
Ausbildungsberuf, für den die BA einen Engpass fest-
gestellt hat, anschlussfähig ist und dazu eine Ausbil-
dungsplatzzusage vorliegt […]“ (ab 2020: § 60c Abs. 1 
Satz 1 Buchstabe b AufenthG).42 Zusätzlich wird jedoch 
ebenfalls eine Bedingung für die Erteilung einer Aus-
bildungsduldung eingeführt, nach der die Identität der 
oder des Antragstellenden entweder geklärt sein muss 
oder innerhalb einer festgelegten Frist „alle erforder-
lichen und ihm [oder ihr] zumutbaren Maßnahmen für 
40 Zusätzlich werden auch Verurteilungen wegen einer vorsätzli-
chen Straftat sowie weitere einer Erwerbstätigkeit bei Duldung 
entgegenstehenden Gründe nach § 60a Abs. 6 AufenthG mitein-
bezogen. Letzteres umfasst z. B. auch die Herkunft aus einem 
sicheren Herkunftsstaat nach § 29a AsylG bei Asylantragstellung 
nach dem 31.08.2015.
41 Bei einem Abbruch der Ausbildung kann ebenfalls einmalig 
eine sechsmonatige Duldung zur Suche nach einer weiteren 
Ausbildungsstelle erteilt werden. Durch eine nicht bestandene 
Prüfung ist außerdem eine Wiederholung des betreffenden 
Ausbildungsjahres bei einer gleichzeitigen Verlängerung der 
Duldung möglich.
42 Nach einer Sperrfrist von drei Monaten gilt dies auch für bereits 
geduldete Personen, die eine Ausbildung aufnehmen.
die Identitätsklärung ergriffen“ worden sein mussten. 
Für eine bundeseinheitliche Praxis in der Erteilung der 
Duldung wurde außerdem die Versagensbedingung 
des Bevorstehens aufenthaltsbeendigender Maßnah-
men präzisiert, da die allgemeine Formulierung zu 
teilweise stark unterschiedlichen Umgang über die 
Bundesländer hinweg geführt hatte (Der Paritätische 
Gesamtverband 2018: 12).
Im Rahmen des Ausländerbeschäftigungsförderungs-
gesetzes wurde des Weiteren bereits seit August 
letzten Jahres der Zugang von gestatteten bzw. ge-
duldeten Personen zu berufs- bzw. ausbildungsvorbe-
reitenden Maßnahmen sowie zu vermittlungsunter-
stützenden Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 
gelockert. Des Weiteren wurde für diese Personen eine 
Förderlücke im Rahmen des Asylbewerberleistungsge-
setzes geschlossen, um Berufsausbildungen zu unter-
stützen.
Eine Bewertung der in 2016 eingeführten Regelun-
gen zur Ausbildungsduldung (bzw. 3+2-Regelung 
insgesamt) ist zum jetzigen Stand noch nicht mög-
lich, da die nötigen Speichersachverhalte im AZR erst 
– infolge der ‚Zweiten Verordnung zur Änderung der 
AZRG-Durchführungsverordnung‘ vom 11. Dezem-
ber 2018 – im Mai 2019 eingeführt worden sind und 
somit ein zu kurzer Berichtszeitraum für eine Analyse 
verfügbar ist. Eine Evaluation soll – auch auf Basis die-
ser Daten – durch das BMI im Einvernehmen mit dem 
BMAS erfolgen (Deutscher Bundestag 2019). Auch eine 
Darstellung der Anzahl an Geduldeten im Allgemei-
nen, die in Deutschland aktuell eine Berufsausbildung 
durchlaufen, ist auf Basis der amtlichen Statistik nicht 
möglich, da das Merkmal der Duldung nicht in der Be-
schäftigungsstatistik der BA enthalten ist. Dabei ist es 
sowohl von Interesse, wie viele Personen von der 2016 
eingeführten Regelung bezüglich der 3+2-Regelung 
profitiert haben, als auch, ob durch die verschiedenen 
Anwendungshinweise des BMI sowie die Neuerun-
gen des Migrationspaketes bekannte Schwächen in der 
bisherigen Umsetzung der Regelung behoben werden 
konnten bzw. können. Neben einer bereits angespro-
chenen bundeslandabhängigen Erteilungspraxis – vor 
allem in der Vergabe der nötigen Beschäftigungser-
laubnis sowie der Definition aufenthaltsbeendender 
Maßnahmen – betrifft dies auch rechtliche Unsicher-
heiten während des Zeitraums zwischen Antragstel-
lung und Ausbildungsbeginn sowie eine mangelnde 
Berücksichtigung von einjährigen (Helfer-)Ausbildun-




Jedoch beeinflusst die demografische Entwicklung 
auch in anderen Branchen den Bedarf an qualifizierten 
Fachkräften aus dem Ausland.
Berücksichtigt werden muss zudem, dass es einige Zeit 
in Anspruch nimmt, bis neue Maßnahmen ihre Wir-
kung zeigen. So ist zwar aufgrund des Fachkräfteein-
wanderungsgesetzes mit einer Erhöhung der Zuwan-
derung von Fachkräften zu rechnen; diese wird aber 
nicht schlagartig einsetzen und ggf. erst längerfris-
tig zu einer spürbaren Erleichterung auf dem Arbeits-
markt beitragen. Dies zeigt auch die bisherige Ent-
wicklung der Zahl an Personen, die nach § 18 Abs. 4 
AufenthG als qualifizierte Fachkräfte zugewandert 
bzw. laut der Statistik der BA auf Stellen für nicht-aka-
demische Fachkräfte beschäftigt sind (siehe Kapitel 5): 
Es hat zwar – auch bedingt durch gesetzliche Erleich-
terungen – einen Anstieg in den letzten Jahren gege-
ben, dieser ist jedoch weder sprunghaft aufgetreten, 
noch quantitativ so bedeutend, dass er in entscheiden-
dem Maße die bestehenden Engpässe ausgefüllt hätte. 
Im Übrigen wird die Bedeutung der EU-Zuwanderung 
für die Entwicklung in der Beschäftigung nicht-akade-
mischer Fachkräfte im Allgemeinen und speziell auch 
in den Engpassberufen deutlich: Mehrheitlich ist der 
beobachtbare Anstieg durch Fachkräfte aus der EU er-
folgt. Nichtdestotrotz kann speziell in den von dauer-
haften Engpässen betroffenen Berufsgattungen auch 
eine überdurchschnittliche Zunahme der Beschäfti-
gung von Personen außerhalb der Europäischen Union 
nachgewiesen werden.
Allerdings zeigen die Auswertungen aus dem AZR, 
dass neben den Fachkräften auch die Zahl der Dritt-
staatsangehörigen deutlich angestiegen ist, die einen 
Aufenthaltstitel für eine Berufstätigkeit ohne Qualifi-
kationsvoraussetzungen nach § 18 Abs. 3 AufenthG er-
halten haben. So führt die aktuell gute Arbeitsmarkt-
situation auch für gering Qualifizierte zu verstärkter 
Die in diesem Forschungsbericht betrachteten Studien 
und Daten zeigen, dass die Zuwanderung von Fach-
kräften aus dem Ausland eine wichtige Säule der Fach-
kräftegewinnung darstellt. Dies wird vor dem Hinter-
grund der von den meisten Autorinnen und Autoren 
erwarteten Verschärfung des Fachkräftebedarfes in 
Deutschland auch weiterhin der Fall sein. Die recht-
lichen Möglichkeiten für ausländische Akademike-
rinnen und Akademiker wurden in den letzten Jahren 
bereits mehrfach erweitert. So wurden Möglichkeiten 
für die Einreise zur Arbeitsplatzsuche für Absolventin-
nen und Absolventen ausländischer Hochschulen und 
neue Aufenthaltstitel, wie die Blaue Karte EU und die 
ICT-Karte, geschaffen (siehe Kapitel 4). Obwohl auch 
im Bereich der nicht-akademischen Fachkräfte zuneh-
mender Bedarf gesehen wird, gab es mit der Einfüh-
rung der Positivliste im Jahr 2013 und den damit ein-
hergehenden Möglichkeiten für Drittstaatsangehörige 
mit abgeschlossener Berufsausbildung zunächst nur 
verhaltene Verbesserungen in den Zuwanderungsmög-
lichkeiten. Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz stellt 
nun in dieser Hinsicht einen neuen Meilenstein dar. 
Es bleibt zum jetzigen Zeitpunkt offen, inwieweit es 
damit gelingen wird, tatsächlich mehr nicht-akademi-
sche Fachkräfte aus dem Ausland zu gewinnen.
Denn trotz der bereits eingeführten Maßnahmen zur 
Erleichterung der Fachkräftezuwanderung und der 
Fortschritte auf den von der Bundesregierung definier-
ten ‚Sicherungspfaden• im Rahmen der Fachkräftestra-
tegie zeigt die aktuelle Engpassanalyse der BA, dass 
zwar kein bundesweiter Fachkräftemangel, jedoch sehr 
wohl Engpässe in diversen Berufen sowie einzelnen 
Regionen bestehen (siehe Kapitel 3). Laut den aktuel-
len Prognosen werden sich diese mittel- bis langfristig 
weiter verstärken. Speziell in den technischen Berufen 
sowie im Pflege- und Gesundheitssektor kann davon 
ausgegangen werden, dass bereits aktuell bestehende 
Mangelsituationen zukünftig noch verschärft werden. 
82 Fazit
Zuwanderung. Da die Zuwandernden überwiegend in 
jungem Alter nach Deutschland kommen, wäre durch 
die Erwerbsmigrantinnen und -migranten, die aktuell 
noch ohne Anerkennung von Abschlüssen oder ohne 
abgeschlossene Berufsausbildung in Deutschland tätig 
sind, zusätzliches Potenzial vorhanden. Die Daten zei-
gen, dass gerade einmal 2,8 % der aufhältigen qualifi-
zierten Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 
Abs. 4 Satz 1 AufenthG zuvor in Deutschland eine be-
triebliche Ausbildung absolviert haben und 2,6 % zuvor 
einen Titel nach § 18 Abs. 3 für Erwerbstätigkeit ohne 
Qualifikationsvoraussetzungen innehatten. Gezielte 
Qualifizierungsangebote können dazu führen, die-
sen Anteil zu erhöhen und auch Personen, die bislang 
nicht als •Fachkräfte• gelten, als solche auszubilden.
Dies ist auch vor dem Hintergrund notwendig, dass 
auch in anderen Ländern Fachkräfte gefragt sind und 
zugleich Alterungs- und Schrumpfungsprozesse der 
Bevölkerung ähnlich wie in Deutschland zu beob-
achten sind. Sollte sich die ökonomische Lage in den 
süd- und osteuropäischen EU-Ländern weiterhin ver-
bessern, werden diese auch verstärkt Bedarf an quali-
fizierten Arbeitskräften haben, so dass in Deutschland 
nicht nur bereits bestehende Engpässe, sondern auch 
mögliche Verschärfungen durch den Rückgang von 
qualifizierten EU-Zuwandernden berücksichtigt wer-
den müssen.
Des Weiteren muss der Blick nicht nur auf ‚Fachkräfte‘ 
im Allgemeinen gerichtet werden, sondern auch dar-
auf, in welchen Bereichen ein langfristiger Bedarf be-
steht bzw. welche Dynamik der Arbeitsmarkt voraus-
sichtlich erfahren wird. Die Digitalisierung ist dabei 
ein vielgenanntes Schlagwort, welches sich aber in 
verschiedenen Branchen ganz unterschiedlich ausprä-
gen kann. Digitalisierung spielt in Berufen der Bauin-
dustrie eine andere Rolle und verlangt andere Qualifi-
kationen als in Pflege- oder technischen Berufen. Hier 
ist es sinnvoll, vorauszuschauen, welche Wirtschafts-
zweige besonders starke Änderungen der Anforderun-
gen durchlaufen und damit auch neue Fachkräfte mit 
neuem Fachwissen benötigen.
Bezüglich der Beschäftigung anerkannter Geflüchteter 
bestehen Zweifel, ob durch diese der Fachkräfteman-
gel kurzfristig verringert werden kann. Grundsätzlich 
sind sich die meisten Autorinnen und Autoren einig, 
dass es längere Zeit brauchen wird, bis diese Gruppe 
vollständig in den Arbeitsmarkt integriert werden 
kann. Viele benötigen zuvor eine Ausbildung oder Wei-
terqualifizierung. Dennoch ist es sinnvoll, diese Gruppe 
bei der Bewältigung des zunehmenden Fachkräfte-
bedarfs zu berücksichtigen, nicht zuletzt wegen ihrer 
hohen Motivation zur Teilnahme am Erwerbsleben. 
Wenn anerkannte Geflüchtete motiviert werden kön-
nen, sich insbesondere in Berufsfeldern mit vorhande-
nem oder prognostiziertem Mangel an Arbeitskräften 
(weiter) zu qualifizieren, ist dies langfristig eine Mög-
lichkeit, die Fachkräftebasis auszubauen.
Berücksichtigt werden sollte zudem die lokale Ver-
teilung der Fachkräfteengpässe. Während die meis-
ten Prognosemodelle und gesetzlichen Änderungen 
auf Deutschland insgesamt abzielen, wurde aus der 
Sekundärliteratur (siehe Kapitel 2) deutlich, dass es 
auf lokaler Ebene sehr unterschiedliche Bedarfe gibt. 
So können auch kleinere Maßnahmen in bestimmten 
Regionen erfolgversprechend sein, die keiner grund-
sätzlichen neuen (gesetzlichen) Regelungen bedür-
fen. Hier wären auch die Unternehmen gezielt anzu-
sprechen, zu unterstützen, aber auch in die Pflicht zu 
nehmen. Es wurde in Studien deutlich, dass sich zwar 
viele Unternehmen grundsätzlich vorstellen können, 
ausländische Personen einzustellen, aber nicht jedes 
dieser Unternehmen dies auch bereits konkret plant 
oder durchführt. Neben bundesweiter Unterstützung, 
wie sie z. B. durch das BMAS erfolgt, könnte hier auch 
verstärkt auf Landes- oder Kreisebene Hilfe bei der 
Anwerbung und Einstellung von Drittstaatsangehöri-
gen geboten werden, damit eine Einstellung nicht an 
zu hohen bürokratischen Hindernissen scheitert. Die 
aufgezeigte überdurchschnittlich hohe Zuwanderung 
von Fachkräften in die ländlichen bzw. ostdeutschen 
Gebiete in den letzten Jahren zeigt, dass Zuwandernde 
auch vermehrt Chancen in Gegenden wahrnehmen, die 
nicht allgemein zu den bevorzugten Gebieten für Er-
werbstätige zählen. Gerade hier können Zuwandernde 
Impulse setzen und zur (Neu-)Belebung von Regionen 
beitragen.
Die Zeit für neue Maßnahmen in der Fachkräftezu-
wanderung ist derzeit aufgrund der guten wirtschaft-
lichen Situation günstig. Dennoch muss auch berück-
sichtigt werden, welche Alternativen es gibt, wenn 
Deutschland wieder in eine Phase der Rezession ein-
treten sollte und ggf. weniger Arbeitskräfte benötigt 
werden. Die grundsätzlich auch im Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz weiterhin bestehende Verknüpfung der 
Zuwanderung von Drittstaatsangehörigen zu Erwerbs-
zwecken mit einem bereits bestehenden Arbeits-
platzangebot ist daher zu begrüßen, da dies zu einer 
möglichst passgenauen Zuwanderung von Arbeitskräf-
ten beiträgt. Inwiefern weiterhin geltende Bedingun-
gen, wie z. B. die Notwendigkeit der Feststellung der 
Gleichwertigkeit ausländischer Berufsabschlüsse, die in 
der Vergangenheit auch oftmals Gegenstand von Kritik 
waren, sich abschwächend auf den erhofften Zuwachs 
an ausländischen nicht-akademischen Fachkräften 
auswirken wird, bleibt dagegen abzuwarten.
83Fazit
Letztendlich wird mit dem Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz der rechtliche Rahmen für die Fachkräfteein-
wanderung aus Drittstaaten neu aufgestellt und auf 
die Zukunft ausgerichtet. Wichtig für ein Gelingen sind 
dabei gemeinsame Anstrengungen von Verwaltung 
und Wirtschaft. Ob das Gesetz auch den zukünftigen 
Anforderungen des Arbeitsmarkts gerecht wird, gilt es 
nach gegebener Zeit zu untersuchen.
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März 2018 März 2019 2013 bis 2018
22302 Berufe in der Holzbe- und -verarbeitung (ohne Spezialisierung) - fachlich  ausgerichtete Tätigkeiten
22342 Berufe im Holz-, Möbel- und Innenausbau - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
24212 Berufe in der spanlosen Metallbearbeitung - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
24222 Berufe in der schleifenden Metallbearbeitung - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
24232 Berufe in der spanenden Metallbearbeitung - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
24233 Berufe in der spanenden Metallbearbeitung - komplexe Spezialistentätigkeiten x
24412 Berufe im Metallbau - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
24413 Berufe im Metallbau - komplexe Spezialistentätigkeiten x
24422 Berufe in der Schweiß- und Verbindungstechnik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
24423 Berufe in der Schweiß- und Verbindungstechnik - komplexe Spezialistentätigkeiten
24432 Industrietaucher/innen und andere Taucherberufe - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten
24493 Aufsichtskräfte - Metallbau und Schweißtechnik x
24522 Berufe in der Werkzeugtechnik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
25212 Berufe in der Kraftfahrzeugtechnik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x
25222 Berufe in der Land- und Baumaschinentechnik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x
25232 Berufe in der Luft- und Raumfahrttechnik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
25293 Aufsichtskräfte - Fahrzeug-, Luft-, Raumfahrt- und Schiffbautechnik x x
26112 Berufe in der Mechatronik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x x
26113 Berufe in der Mechatronik - komplexe Spezialistentätigkeiten
26122 Berufe in der Automatisierungstechnik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x X
26123 Berufe in der Automatisierungstechnik - komplexe Spezialistentätigkeiten x x X
26212 Berufe in der Bauelektrik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x X
26222 Berufe in der Elektromaschinentechnik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x x
26252 Berufe in der elektrischen Betriebstechnik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x X
26262 Berufe in der Leitungsinstallation und -wartung - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x X
26303 Berufe in der Elektrotechnik (ohne Spezialisierung) - komplexe Spezialistentätigkeiten
26312 Berufe in der Informations- und Telekommunikationstechnik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
26393 Aufsichtskräfte - Elektrotechnik x
29232 Berufe in der Fleischverarbeitung - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
32103 Berufe im Hochbau (ohne Spezialisierung) - komplexe Spezialistentätigkeiten





März 2018 März 2019 2013 bis 2018
32122 Berufe im Maurerhandwerk - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
32123 Berufe im Maurerhandwerk - komplexe Spezialistentätigkeiten
32142 Berufe in der Dachdeckerei - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
32193 Aufsichtskräfte - Hochbau x x
32202 Berufe im Tiefbau (ohne Spezialisierung) - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
32222 Berufe im Straßen- und Asphaltbau - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
32232 Berufe im Gleisbau - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
32242 Berufe im Brunnenbau - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
32252 Berufe im Kanal- und Tunnelbau - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
32293 Aufsichtskräfte - Tiefbau x x
33102 Berufe in der Bodenverlegung (ohne Spezialisierung) - fachlich ausgerichtete  Tätigkeiten x x
33112 Berufe in der Fliesen-, Platten- und Mosaikverlegung - fachlich ausgerichtete  Tätigkeiten x x
33122 Berufe in der Estrich- und Terrazzoverlegung - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x
33132 Berufe in der Parkettverlegung - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x
33302 Berufe im Aus- und Trockenbau (ohne Spezialisierung) - fachlich ausgerichtete  
Tätigkeiten
33312 Berufe in der Isolierung - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten
33322 Berufe in der Zimmerei - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x
33342 Berufe in der Glaserei - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
33352 Berufe im Rollladen- und Jalousiebau - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x
33393 Aufsichtskräfte - Aus- und Trockenbau, Isolierung, Zimmerei, Glaserei, Rollladen- und 
Jalousiebau x x
34202 Berufe in der Klempnerei (ohne Spezialisierung) - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x X
34212 Berufe in der Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x X
34213 Berufe in der Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik - komplexe Spezialistentätigkeiten x x X
34222 Berufe im Ofen- und Luftheizungsbau - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x
34232 Berufe in der Kältetechnik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x X
34233 Berufe in der Kältetechnik - komplexe Spezialistentätigkeiten x x
34293 Aufsichtskräfte - Klempnerei, Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik x x
34322 Berufe im Rohrleitungsbau - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
43413 Berufe in der Softwareentwicklung - komplexe Spezialistentätigkeiten x x
43423 Berufe in der Programmierung - komplexe Spezialistentätigkeiten x
51113 Berufe im technischen Eisenbahnbetrieb - komplexe Spezialistentätigkeiten
51222
Berufe in der Überwachung und Wartung der Eisenbahninfrastruktur - fachlich  
ausgerichtete Tätigkeiten
51522 Berufe in der Überwachung und Steuerung des Eisenbahnverkehrsbetriebs - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten
52202 Triebfahrzeugführer/innen im Eisenbahnverkehr (ohne Spezialisierung) - fachlich  
ausgerichtete Tätigkeiten x x X
72303 Berufe in der Steuerberatung - komplexe Spezialistentätigkeiten x
81122 Podologen/Podologinnen - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
81302 Berufe in der Gesundheits- und Krankenpflege (ohne Spezialisierung) - fachlich  ausgerichtete Tätigkeiten x x X
81313 Berufe in der Fachkrankenpflege - komplexe Spezialistentätigkeiten x x X
81332 Berufe in der operations-/medizintechnischen Assistenz - fachlich ausgerichtete  Tätigkeiten x x X





März 2018 März 2019 2013 bis 2018
81353 Berufe in der Geburtshilfe und Entbindungspflege - komplexe Spezialistentätigkeiten x x
81713 Berufe in der Physiotherapie - komplexe Spezialistentätigkeiten x x
81733 Berufe in der Sprachtherapie - komplexe Spezialistentätigkeiten x
82102 Berufe in der Altenpflege (ohne Spezialisierung) - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x X
82182 Berufe in der Altenpflege (sonstige spezifische Tätigkeitsangabe) - fachlich ausgerich-tete Tätigkeiten x
82183 Berufe in der Altenpflege (sonstige spezifische Tätigkeitsangabe) - komplexe Spezialis-tentätigkeiten x x
82393 Aufsichtskräfte - Körperpflege x
82512 Berufe in der Orthopädie- und Rehatechnik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x
82513 Berufe in der Orthopädie- und Rehatechnik - komplexe Spezialistentätigkeiten x
82532 Berufe in der Hörgeräteakustik - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x x
82593 Aufsichtskräfte - Medizin-, Orthopädie- und Rehatechnik x x
93232 Berufe in der Raumausstattung - fachlich ausgerichtete Tätigkeiten x
Quelle: Positivlisten der BA (eigene Zusammenstellung)
Abbildung Anhang - 1:  Ausländische sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Bundesland des Arbeitsorts und  























































































Helfer Fachkraft Spezialist Experte
Quelle: BA (eigene Berechnung)
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Abbildung Anhang - 2:  Ausländische sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Berufsbereichen und  
 Anforderungsniveau der Stelle zum 30.06.2013
Werte unter 4% werden nicht ausgewiesen.
Quelle: BA (eigene Berechnung)
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Abbildung Anhang - 3:  Frauenanteil unter ausländischen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten auf den  
 Anforderungsniveaus Fachkraft und Spezialist nach Berufsbereichen zum 30.06.2013
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Quelle: BA (eigene Berechnung)
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Tabelle Anhang - 2:  Zuordnung der Länder zu Ländergruppen
Westbalkanländer Albanien Montenegro
Bosnien und Herzegowina Mazedonien
Serbien und Montenegro (ehemals) Kosovo
Serbien (ehemals) Serbien
Jugoslawien (ehemals)







Naher Osten Türkei Jordanien
Jemen Kuwait
Bahrain Libanon
Irak Vereinigte Arabische Emirate
Iran, Islamische Republik Saudi Arabien
















Komoren Sudan (ohne Südsudan)
Kongo Swasiland





















El Salvador St. Vincent / Grenadinen
Grenada Trinidad und Tobago
Guatemala
Nordamerika Kanada
Vereinigte Staaten von Amerika
















Abbildung Anhang - 4:  Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG  
 zum 31.12.2013 pro 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner nach Kreisen
Quelle: AZR
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Abbildung Anhang - 5:  Aufhältige Personen mit einem Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG  
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